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Vorwort

Der wirtschaftliche Aufstieg der großen Schwellen- 
und Entwicklungsländer wie China, Indien, Brasi-

lien und Südafrika beginnt die Kräfteverhältnisse in 
der Weltwirtschaft entscheidend zu verändern. Domi-
nierten vorher die reichen Industrieländer des Nor-
dens das Geschehen, so zeigte sich die Verschiebung 
der ökonomischen und politischen Machtverhältnisse 
erstmals deutlich während der WTO-Verhandlungen 
in Cancún im Jahr 2003. 

 In den Diskussionen im Vorfeld des G8-Gipfels, 
der im Juni in Heiligendamm in Mecklenburg-Vor-
pommern stattfi ndet, wurde die Frage häufi g gestellt, 
welche Legitimität dieser Gipfel noch haben kann, 
wenn er die großen Schwellenländer nicht einbe-
zieht. Doch wäre mit deren Einbeziehung nur der 
»Klub der Großen« vollständiger geworden und um 
die wirtschaftlichen Aufsteiger aus dem Süden erwei-
tert. Offen bleibt dagegen, was  mit den Interessen 
der ärmsten und am wenigsten entwickelten Länder 
(LDCs), passiert: Müssen diese befürchten, dass ihre 
Interessen in Handels- und Wirtschaftsfragen und ihre 
Einfl uss- und Gestaltungsmöglichkeiten zur Armuts-
bekämpfung nochmals deutlich reduziert werden? 
Welche Interessen verfolgen die großen Schwellen-
länder in den Verhandlungsprozessen um die WTO 
tatsächlich? Welche Schlussfolgerungen ergeben sich 
daraus für die Positionen von Nichtregierungsorgani-
sationen sowie deren Lobbyarbeit?  Soll die staatliche 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit China, In-
dien, Brasilien und Südafrika noch fortgesetzt werden 
und welche Schwerpunkte soll diese in Zukunft ver-
folgen?

 »Brot für die Welt« hat diese Fragen gemeinsam 
mit dem Institut SÜDWIND aufgegriffen, weil auch 
immer mehr Partnerorganisationen besorgt darü-
ber sind, dass die wirtschaftliche und politische Ge-
staltungsmacht der G-8-Länder sowie der großen 
Schwellenländer in den wichtigen Handels- und Wirt-
schaftsfragen negative Auswirkungen auf die eigene  
Entwicklung, vor allem der Landwirtschaft, in den 
meisten anderen Entwicklungsländer nach sich zie-
hen könnte. Die Diskussionen und Kontroversen um 
die Afrikapolitik Chinas sind ein markantes Beispiel 
hierfür, welches in dieser Studie exemplarisch behan-
delt wird.  »Brot für die Welt« ist in Kooperation mit 
SÜDWIND diesen Fragen nachgegangen und hat zu 
den vier großen Schwellenländern eine Studie erstel-
len lassen, die in zwei Teilen veröffentlicht wird:

 China, Indien, Brasilien und Südafrika: Plädoy-
er für die Fortsetzung einer armutsorientierten  
Entwicklungszusammenarbeit, Stuttgart, Januar 
2007.

 Die Ergebnisse dieser Studie wurden bereits im Ja-
nuar in einer Veranstaltung der GKKE (Gemeinsame 
Konferenz für Kirche und Entwicklung) in Berlin mit 
Abgeordneten des Deutschen Bundestags diskutiert. 
In der Studie wird dargelegt, dass weite Teile der Be-
völkerung dieser boomenden Länder von sozialen 
Verbesserungen ausgeschlossen sind. Der zweite Teil 
wird nun im Vorfeld des G8-Gipfels vorgelegt:

 China, Indien, Brasilien und Südafrika: Vom 
Nord-Süd- zum Arm-Reich Gegensatz in Han-
dels- und Finanzfragen, Stuttgart, Mai 2007 

 Es werden die unterschiedlichen Interessen und Po-
sitionen in Handels- und Finanzfragen analysiert und 
die entwicklungspolitischen Implikationen herausge-
arbeitet. Dabei zeigt sich, dass  aus entwicklungspo-
litischer Sicht keine großen Fortschritte zu erwarten 
sind, wenn die vier Ankerländer in den internationa-
len Verhandlungsforen über Wirtschaftsfragen ihren 
steigenden Einfl uss geltend machen. Angesichts der 
verschiedenen Partikularinteressen werden die Inter-
essen der armen Bevölkerung nicht besser berück-
sichtigt als dies zuvor der Fall war. 

 Die vorhandenen Kontakte und Kooperations-
beziehungen von Nichtregierungsorganisationen in 
Nord und Süd sollten daher künftig noch stärker zur 
Entwicklung von gemeinsamen Strategien genutzt 
werden.

 »Brot für die Welt« dankt SÜDWIND für die gute 
Kooperation und vor allem dem Autor Friedel Hütz-
Adams sowie allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen 
von »Brot für die Welt«, dem EED und Misereor, die 
sich durch Kommentare an der Erstellung dieses Dis-
kussionsbeitrags zu einer wichtigen Debatte beteiligt 
haben.

Stuttgart, im Mai 2007
Reinhard Koppe, Danuta Sacher/Brot für die Welt

Vorwort
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Zusammenfassung

Die zunehmende Einbindung Chinas, Indiens, Bra-
siliens und Südafrikas in den Weltmarkt führt zu 

Machtverschiebungen bei den Verhandlungen über 
neue Handelserleichterungen. Sowohl innerhalb der 
WTO als auch bei bilateralen und regionalen Abkom-
men sind die etablierten Industrienationen nicht mehr 
in der Lage, ihre Interessen ohne größere Abstriche 
durchzusetzen. In die Debatte über eine Reform der 
Internationalen Finanzinstitutionen ist durch die ver-
stärkte Rolle der vier Staaten im weltweiten Finanz-
system ebenfalls Bewegung gekommen.

 Die neue Dynamik berührt die Zusammenarbeit 
von Nichtregierungsorganisationen sowohl mit die-
sen vier Staaten als auch die Kooperation mit anderen 
Schwellen- und Entwicklungsländern auf verschie-
denen Ebenen. Dies reicht von den Bestrebungen 
zur Schaffung von Sozial- und Umweltstandards in 
globalen Regelwerken für Handels- und Finanzbezie-
hungen bis hin zur Rolle von Konzernen. 

 Exemplarisch zeigt dies die Auseinandersetzung 
um Chinas Rolle in Afrika, die von Regierungen und 
Unternehmen aus den Industrienationen mittlerweile 
als Bedrohung wahrgenommen wird.

Zusammenfassung

Südafrika

Südafrika beansprucht eine politische Vormacht-
stellung unter den Staaten südlich der Sahara. Die 

Regierung strebt nach einem Sitz im UN-Sicherheits-
rat und nimmt am G8-Prozess teil. Auch wirtschaftlich 
ist Südafrika die zentrale Macht der Region. Dies gilt 
sowohl für die Bedeutung des Landes als Handels-
partner als auch als Zielland und Quelle von Investiti-
onen. Bei internationalen Verhandlungen erhebt die 
Regierung den Anspruch, die Interessen der anderen 
afrikanischen Staaten zu vertreten und sieht sich als 
Mittler zwischen Nord und Süd.

 Handel

Südafrika hat seit 1995 seine Handelsschranken dras-
tisch abgebaut und die Exporte um mehr als 50% ge-
steigert. Um die Exporte weiter zu erhöhen, wurden 
mehrere regionale und bilaterale Handelsverträge 
abgeschlossen, weitere werden derzeit verhandelt. 
Angesichts der eher negativen Auswirkungen eines 
Handelsabkommens mit der EU und massiv stei-
gender Importe arbeitsintensiver Güter aus China 
nimmt die Skepsis gegenüber weiteren Verträgen zu. 
Auch in der WTO agiert Südafrika gegenüber den 
Forderungen der Industrienationen derzeit defensiv 
und versucht, durch die intensive Förderung der G20 
und die Beteiligung an den NAMA 11 die Macht der 
Schwellen- und Entwicklungsländer innerhalb des 
Verhandlungsprozesses zu stärken.

 Abzuwarten bleibt, ob sich Lobbygruppen Ge-
hör verschaffen und die Verhandlungsposition 
der Regierung beeinfl ussen können. Vor allem 
die großen Agrarbetriebe und die Verarbeiter 
der Agrarprodukte haben ein massives Interes-
se an der Öffnung der Agrarmärkte. Ein Abwei-
chen Südafrikas von der derzeitigen Linie der G20 
könnte sowohl für die heimischen Kleinbauern als 
auch für die Kleinproduzenten anderer Staaten 
verheerende Folgen haben.

 Ähnlich gelagert sind die Probleme in der In-
dustrie. Arbeitsintensive Branchen verlangen 
Schutz vor Importen und stützen die Position der 
Regierung in der NAMA 11. Andere Branchen 
dagegen wollen vor allem auf den afrikanischen 
Märkten ihre Position ausbauen. Besonders die 
Großkonzerne haben ein Interesse an Zollsen-
kungen im Güterbereich, was Arbeitsplatzverluste 
in Südafrika und in den Nachbarstaaten zur Folge 
haben könnte. 

 Finanzbeziehungen

In der Diskussion um eine Stimmrechtsreform bei 
IWF und Weltbank decken sich Südafrikas Vorstel-
lungen weitgehend mit denen der Entwicklungs-
länder: Das Land fordert eine deutliche Stärkung 
der Macht der armen Länder. 
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Zusammenfassung

Indien befi ndet sich politisch wie wirtschaftlich im 
Wandel. Das Streben nach einem Sitz im UN-Si-

cherheitsrat sowie die Teilnahme am G8-Prozess sind 
Ausdruck der steigenden Macht des Landes. Die der-
zeitige Regierung sieht sich dabei als Sprachrohr der 
Entwicklungsländer.

 Handel

Die indischen Regierungen haben seit 1991 in großem 
Umfang Handelsbeschränkungen abgebaut. Zwar hat 
das Land einen, gemessen an seiner Bevölkerungs-
zahl, immer noch sehr kleinen Anteil von rund 1% am 
Welthandel, konnte allerdings seit 1995 die Exporte 
mehr als verdreifachen. 

 Indien hat eine Reihe von bilateralen und regio-
nalen Handelsabkommen geschlossen, doch die Ver-
träge sind nicht sehr weitgehend. Abzuwarten bleibt, 
wie groß die Zugeständnisse der indischen Regierung 
bei den laufenden Gesprächen – darunter mit der 
EU – über etliche weitere Abkommen sein werden. 
Übernimmt die Regierung in diesen bilateralen Ge-
sprächen die Positionen, die sie in der WTO vertritt, 
müsste sie weiterhin für den Schutz der heimischen 
Armen wie auch für die Interessen der Entwicklungs-
länder eintreten. Indien steht bislang konsequent zu 
den Forderungen der G20 und der NAMA 11. 

 In den letzten drei Jahren wuchsen allerdings so-
wohl die Investitionszufl üsse aus dem Ausland als 
auch die Auslandsinvestitionen indischer Unterneh-
men sprunghaft. Expandierende Branchen verweisen 
darauf, dass sie wesentlich schneller wachsen als der 
Agrarbereich, und fordern Zugeständnisse der in-
dischen Regierung in der Welthandelsorganisation 
bei Handelsgesprächen im Agrarsektor, um sich im 
Gegenzug lukrative Exportmöglichkeiten zu sichern. 
Abzuwarten bleibt daher, wie lange die indische Re-

gierung die Situation der Bauern im eigenen Land bei 
Handelsgesprächen noch berücksichtigt.
 Zudem gibt es Stimmen, die von der Regierung ein 
Ende der Rücksichtnahme auf Entwicklungsländer 
fordern. Die Bereitschaft der Regierung, im kleinen 
Kreis gemeinsam mit Brasilien informelle Handelsge-
spräche mit den USA, der EU und Japan zu führen, 
ist daher ein Warnsignal: Niemand weiß, ob Indien 
in den Verhandlungsrunden der Welthandelsorgani-
sation den Zielen der G20 und der G33 verbunden 
bleibt. 

 Finanzbeziehungen

Indiens Rolle als Finanzmacht wächst, da das Land 
über schnell steigende Devisenreserven verfügt und 
international als kreditwürdig gilt. Ein Ausdruck der 
gestiegenen Macht ist Indiens Forderung nach einer 
Stimmrechtsreform bei IWF und Weltbank. Der Vor-
schlag, in Zukunft die Stimmrechte anhand des Brut-
tosozialproduktes gemessen in Kaufkraftparitäten zu 
berechnen und so die eigenen Stimmenanteile zu er-
höhen, nimmt allerdings eine Schwächung der klei-
nen Entwicklungsländer in den Gremien in Kauf.
 Indiens Kredite entwickeln sich zu einer Alternative 
zu den an makroökonomische Bedingungen gebun-
denen Krediten der Industrienationen und den von 
diesen dominierten multinationalen Gebern. Neben 
den Milliardensummen, die indische Unternehmen 
für Akquisitionen und Investitionen aufwenden, stei-
gen staatliche Einrichtungen wie die Export-Import-
Bank in die Vergabe projektgebundener Kredite ein. 
Auch die fi nanzielle Entwicklungszusammenarbeit 
wird in ihrem Umfang wachsen. Damit tritt ein neuer 
Geber auf, der weder die makroökonomischen Vor-
gaben der klassischen Kreditgeber akzeptiert, noch 
in die Abstimmung der OECD über Kriterien in der 
Entwicklungszusammenarbeit eingebunden ist.

Indien

China

Chinas Reformpolitik verändert das Land weiterhin 
in einem atemberaubenden Tempo. Chinas Wirt-

schaft ist dabei, das weltweite Machtgefüge zu ver-
ändern. 

 Handel

China hat mit seinem WTO-Beitritt die Importbarrie-
ren massiv gesenkt und ist seinerseits auf dem Wege, 
Deutschland als Exportweltmeister abzulösen: Seit 

1995 wurden die Exporte versechsfacht. Darüber hin-
aus zieht China seit einigen Jahren mehr Auslandsin-
vestitionen an als jedes Land. 

 Chinas Regierung hat bislang nur eine begrenzte 
Zahl bilateraler Handelsabkommen abgeschlossen. 
Aus Angst vor der Übermacht insbesondere der ar-
beitsintensiven Sektoren der chinesischen Wirtschaft 
scheuen viele der Handelspartner Liberalisierungs-
vereinbarungen. Die Hoffnung auf Exporte nach 
und Investitionen aus China wird mehr und zu einem 
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Druckmittel bei Verhandlungen. Die ungleichen 
Machtverhältnisse können für kleinere Entwicklungs- 
und Schwellenländer zu sehr unvorteilhaften Verträ-
gen führen. 

 Im Zentrum der chinesischen Handelspolitik stehen 
daher weiterhin die WTO-Verhandlungen. Die Betei-
ligung an der G20-Gruppe und die Unterstützung 
der NAMA 11 zeigen die Bereitschaft des Landes, die 
Positionen anderer Schwellen- und Entwicklungslän-
der mitzutragen. Zugleich ist die Regierung bereit, in 
zahlreichen Gebieten harte Konfl ikte auszutragen, un-
ter anderem mit den USA und der EU, die China den 
Bruch von WTO-Bestimmungen bei Patentrechten, 
Subventionen und Marktzugangsbestimmungen vor-
werfen.

 Interessengegensätze mit anderen Schwellen- und 
Entwicklungsländern drohen im Güterhandel und 
damit in den NAMA-Verhandlungen, da China seine 
Zölle weit stärker gesenkt hat als die meisten anderen 
Länder. Im Interesse Chinas liegt daher eine starke 
Senkung der Zölle der Schwellen- und Entwicklungs-
länder, um die eigenen Exporte ausbauen zu können. 
Es ist zu erwarten, dass das Land seine defensive Po-
sition in den Verhandlungen aufgeben wird.

 Die zunehmenden Investitionen chinesischer Un-
ternehmen in heimische Produktionskapazitäten und 
Firmenübernahmen im Ausland könnten die Bereit-
schaft der Regierung verstärken, auf eine Liberali-

sierung des Handels zu drängen. Zugleich wird die 
Entwicklung eigener Produkte dazu führen, dass Chi-
na stärker als bislang international gültige Standards 
verlangt, um die eigenen Investitionen zu sichern. 
Vermutlich werden daher in wenigen Jahren die In-
teressen Chinas in vielen Feldern nicht mehr mit de-
nen anderer Entwicklungsländer identisch sein.

 Finanzbeziehungen

China ist aufgrund seiner großen Devisenreserven 
von mehr als 1.000 Mrd. US-Dollar eine Finanzmacht 
mit weltweiter Ausstrahlung. Offen ist, ob China bei 
der Debatte über die Reform von IWF und Weltbank 
die Interessen der kleinen Entwicklungsländer be-
rücksichtigt. Der Vorschlag, die Stimmrechtsquote an 
die Höhe der Devisenreserven zu koppeln, deutet auf 
das Gegenteil hin.
 Chinas Banken vermitteln mit Rückhalt der Zentral-
bank auf die Auslandsprojekte chinesischer Unterneh-
men abgestimmte günstige Kredite, die Regierung 
weitet parallel dazu die fi nanzielle Entwicklungszu-
sammenarbeit aus. Dies geschieht ohne die makro-
ökonomischen Aufl agen, mit denen die klassischen 
Gebernationen und -institutionen ihre Kredite ver-
knüpfen. Zwar erweitert dies den politischen Spiel-
raum der Empfängerländer, doch besteht die Gefahr 
der Finanzierung entwicklungspolitisch unsinniger 
Großprojekte in Entwicklungsländern.

Brasilien 

Durch die politische und wirtschaftliche Stabilisierung 
des Landes ist Brasiliens Rolle in der Weltpolitik in 
den letzten Jahren deutlich stärker geworden. Das 
Land strebt nach einem Sitz im Weltsicherheitsrat der 
Vereinten Nationen und nimmt am G8-Prozess teil.

 Handel

Brasilien konnte seine Exporte seit 1995 verdreifa-
chen. Das Land hat nur wenige bilaterale Handelsver-
träge geschlossen, die zudem nicht weitgehend sind. 
Auch scheiterte bislang der Ausbau des Mercosur 
zu einer umfassenden Wirtschaftsgemeinschaft, die 
einen Gegenpol zur EU, den USA und China bilden 
könnte.
 Die Verhandlungsführung Brasiliens innerhalb der 
WTO setzt auf eine enge Kooperation mit der G20 
und den NAMA 11. Zugleich lässt sich die Regierung 
durch ihre Bereitschaft, im kleinen Kreis gemeinsam 
mit Indien Gespräche mit den USA, der EU und Japan 
zu führen, auf die intransparenten Verhandlungs-
strukturen der WTO ein. 
 Der Druck der Agrarlobby, die die Agrarexporte 

des Landes massiv ausbauen will, könnte zu einer 
einschneidenden Veränderung der Handelspolitik 
führen. Dies wäre nicht nur ein empfi ndlicher Rück-
schlag für die Schwellen- und Entwicklungsländer, 
die sich gegen Liberalisierungen der Märkte wehren. 
Betroffen wären auch die kleinen und mittleren Land-
wirtschaftsbetriebe Brasiliens, die dann noch mehr 
unter den Druck der Großbetriebe geraten würden.

 Die arbeitsintensiven Branchen der Industrie, die 
bereits unter den steigenden Einfuhren aus China 
leiden, opponieren ebenfalls gegen den Tausch von 
zusätzlichen Marktzugängen für die Produkte der 
Großbetriebe des Agrarsektors gegen Zollsenkungen 
im Güterhandel.

 Finanzbeziehungen

Derzeit fordert die Regierung Lula eine grundlegende 
Stimmrechtsreform bei IWF und Weltbank. Eine stär-
kere Einbindung Brasiliens in die bestehenden Struk-
turen und der damit verbundene Machtzuwachs 
könnten dazu führen, dass das Land mit kosmetischen 
Korrekturen an den Machtverhältnissen zufrieden ist.
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Wie sehr die neuen aufstrebenden Mächte die in-
ternationalen Machtkonstellationen verändern, 
zeigt die Diskussion über die Rolle Chinas auf dem 
afrikanischen Kontinent. Das Volumen des Handels 
zwischen China und Afrika ist in den letzten Jahren 
sprunghaft gestiegen, wobei afrikanische Staaten na-
hezu ausschließlich Rohstoffe liefern und ihrerseits 
Fertigprodukte beziehen. 

 Milliardeninvestitionen chinesischer Unternehmen 
in Infrastrukturprojekte, und hohe, an keine Aufl agen 
gebundene Kredite haben zu massiver Kritik der etab-
lierten Industrienationen geführt. Zugleich wächst in 
einigen afrikanischen Staaten der Widerstand gegen 
das chinesische Engagement, während andere Re-
gierungen die Alternative zu den ehemaligen Kolo-
nialmächten begrüßen. Chinas Regierung weist jede 
Kritik vehement zurück und verweist auf die Unter-
stützung afrikanischer Staaten durch die Gewährung 

eines zollfreien Zugangs für viele Produkte, weitge-
hende Schuldenerlasse ohne Aufl agen und Kredite zu 
Vorzugszinsen. 

 Eine besondere Dynamik erhält die Diskussion 
über Chinas Engagement in Afrika durch den Versuch 
der klassischen Industrienationen, Transparenz in 
den Rohstoffgeschäften durchzusetzen. Aufgrund der 
wachsenden Konkurrenz für die eigenen Unterneh-
men fordern die Industrienationen von China eine 
Transparenz, die sie über Jahrzehnte in ihren eigenen 
Geschäften verweigert haben. 

 Die Diskussion über die Rolle chinesischer Un-
ternehmen sollte zum Anlass genommen werden, 
Verfahren zur Überwachung der Geschäftspraktiken 
sowohl der Unternehmen aus den Industrieländern 
als auch der aus den aufstrebenden Nationen aufzu-
bauen.

Die Afrikapolitik Chinas

Herausforderungen für Nichtregierungsorganisationen 

So groß die Unterschiede zwischen China, Indien, 
Brasilien und Südafrika auch sind, so ergeben sich 

dennoch aus Sicht deutscher Nichtregierungsorga-
nisationen Herausforderungen, die alle vier unter-
suchten Staaten betreffen. 

 Handel

Die wirtschaftliche Vormachtstellung Chinas, Indiens, 
Brasiliens und Südafrikas in ihren Heimatregionen 
sowie im Handel mit kleineren Entwicklungsländern 
wird dazu führen, dass die vier Länder bei zukünf-
tigen Handelsabkommen lukrative Geschäftschancen 
über entwicklungspolitische Interessen stellen. 

 Für deutsche Nichtregierungsorganisationen be-
deutet dies, dass sie sowohl in Kooperation mit Part-
nern in den vier Staaten als auch mit Partnern aus 
anderen Entwicklungsländern die Positionen Chinas, 
Indiens, Brasiliens und Südafrikas bei den Handelsge-
sprächen sehr genau beobachten müssen.

 Unternehmen

Deutsche Unternehmen, die in steigendem Maße in 
China, Indien, Brasilien und Südafrika aktiv sind, soll-
ten zur Umsetzung der Kernarbeitsnormen der ILO 
gedrängt werden.

 Ein wachsendes Problem ist die Expansion multi-
nationaler Unternehmen aus China, Indien, Brasilien 
und Südafrika. Vor allem der Erwerb von Rohstoffvor-
kommen in Entwicklungsländern mit einer schwachen 
zivilgesellschaftlichen Struktur birgt die Gefahr, dass 
dort in der Produktion äußerst niedrige Umwelt- und 
Sozialstandards gelten.

 Daher müssen Strategien entwickelt werden, wie 
die Gruppen in den betroffenen Ländern so unter-
stützt werden können, dass sie über das Vorgehen 
der Multis aufklären und Widerstand organisieren 
können. Es müssen Wege gefunden werden, wie von 
Deutschland aus der Druck auf Unternehmen aus Chi-
na, Indien, Brasilien und Südafrika aufgebaut werden 
kann. Ein wichtiger Baustein bei diesen Bemühungen 
kann der Aufbau von Dreieckskooperationen deut-
scher Nichtregierungsorganisationen mit Partnern 
aus China, Indien, Brasilien und Südafrika sowie mit 
den Betroffenen anderer Entwicklungsländer sein.

 Finanzbeziehungen

Chinas, Indiens, Brasiliens und Südafrikas Verhand-
lungsstrategien über eine Stimmrechtsreform bei 
IWF und Weltbank sollten genau beobachtet werden. 
Maßstab der Nichtregierungsorganisationen müsste 
dabei die Frage sein, ob die Länder die Stärkung der 
eigenen Position in den Mittelpunkt stellen oder die 
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der kleinen Schwellen- und Entwicklungsländer. 

 Die zunehmende eigene Kreditvergabe Chinas und 
Indiens birgt weitere Risiken, wenn diese ohne sozi-
ale und ökologische Standards vergeben werden. Die 
Forderung von Nichtregierungsorganisationen nach 

einem internationalen Insolvenzverfahren bekommt 
so eine weitere Bestärkung: Ein Regelungsmechanis-
mus, der bei bestimmten Bedingungen zum Verfall 
der Kreditsummen führt, könnte unsinnige Projektfi -
nanzierungen deutlich weniger attraktiv machen.

Fazit: Vom Nord-Süd- zum Arm-Reich-Gegensatz

Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas, Indiens, Bra-
siliens und Südafrikas zu Mächten mit interna-

tionaler Bedeutung verändert die internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen nachhaltig. Dies hat direkte 
Auswirkungen auf die politischen Konstellationen. 
Der derzeitige Verhandlungsstand in der WTO macht 
dies deutlich.

 Ähnlich ist die Situation in den internationalen Fi-
nanzbeziehungen. Dies bedeutet allerdings keines-
wegs, dass auch die Chancen zu einer Verringerung 
der weltweiten Armut gestiegen sind. Wie im ersten 
Teil der Untersuchung (Hütz-Adams 2007) dargelegt, 
profi tieren die Armen – wenn überhaupt – in China, 
Indien, Brasilien und Südafrika nur begrenzt vom 
neuen Reichtum ihrer Eliten. Auf internationaler Ebe-
ne droht eine ähnliche Entwicklung: Aus dem Nord-
Süd- wurde ein Arm-Reich-Gegensatz. 

 Der Vormarsch von Unternehmen aus den vier 
untersuchten Staaten ist ein deutlicher Hinweis auf 
diese Entwicklung. Daher ist es aus entwicklungspo-
litischer Sicht kein großer Fortschritt, wenn China, In-
dien, Südafrika und Brasilien in den internationalen 
Verhandlungsforen 
über Wirtschaftsfra-
gen ihren steigenden 
Einfl uss geltend ma-
chen. Zwar ist es zu 
begrüßen, dass etwa 
Brasilien und Indien 
in der WTO auf Au-
genhöhe mit der EU 
und den USA ver-
handeln, doch ange-
sichts der Eigeninter-
essen dieser Staaten 
bedeutet dies nicht, 
dass zukünftige Ver-
handlungsergeb-
nisse stärker die In-
teressen der Armen 
berücksichtigen, als 
dies bisher der Fall 
war. Diese gilt so-
wohl innerhalb der 

Staaten als auch im Verhältnis zu andern Schwellen- 
und Entwicklungsländern. 

 Die Einbindung der vier Staaten in Gremien der 
WTO, des IWF oder in informelle Runden wie die G8-
Gipfel droht so zu einer Scheindemokratisierung die-
ser Verhandlungsforen zu werden. Für die Armen in 
den beteiligten Staaten sowie den anderen Entwick-
lungsländern wird dies dagegen keine Stärkung der 
eigenen Machtposition nach sich ziehen.
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Einleitung

Die zunehmende Einbindung Chinas, Indiens, Bra-
siliens und Südafrikas in den Weltmarkt wird in 

Deutschland unterschiedlich wahrgenommen. China 
gilt mittlerweile als direkter Konkurrent im »Weltkrieg 
um Wohlstand« – so der Titel eines Buches des Spie-
gel-Journalisten Gabor Steingart, das Ende 2006 in 
den Bestsellerlisten weit oben stand – und Indien als 
kommende Größe. Die wesentlich kleineren Staaten 
Brasilien und Südafrika gelten zwar nicht als wirt-
schaftliche Großmächte, doch sie haben zentrale 
Bedeutung als Führungsstaaten ihrer Heimatregion. 
Allein die Tatsache, dass alle vier gemeinsam mit Me-
xiko zu den Gesprächen rund um den G8-Gipfel im 
Juni 2007 in Heiligendamm eingeladen wurden, zeigt 
den gewachsenen Stellenwert Chinas, Indiens, Brasi-
liens und Südafrikas.

 Zunehmend ins Blickfeld gerät auch der Aufstieg 
von multinationalen Unternehmen aus den vier Staa-
ten, von denen einige zu den weltgrößten Konzernen 
ihrer Branchen zählen und durch milliardenschwere 
Firmenübernahmen auf sich aufmerksam machen.

 Nachdem im Januar 2007 der erste Teil der Studie1 
erschien, der sich mit den sozialen und ökologischen 
Grunddaten in den vier Staaten beschäftigte und die 
Fortsetzung einer armutsorientierten Entwicklungs-
zusammenarbeit anregte, untersucht der zweite Teil 
die handels- und fi nanzpolitischen Auswirkungen des 
Wachstums in China, Indien, Brasilien und Südafrika: 
Deutsche Hilfswerke und Nichtregierungsorganisa-
tionen werden in Zukunft vermehrt mit den Auswir-
kungen dieser Entwicklung konfrontiert sein. Sie müs-
sen sich fragen, wie sie reagieren sollen, wenn nicht 
mehr nur die Industrieländer bei Verhandlungen über 
neue Regelungen im Welthandel die Interessen der 
Armen und der kleinen Staaten missachten, sondern 
wenn die großen Schwellen- und Entwicklungsländer 
diese Politik mittragen. Die Konfrontationslinie Nord 
gegen Süd gilt in vielen Fällen nicht mehr. 

 Auch die Lobbyarbeit zu Missständen in Fabriken 
und in der Rohstoffproduktion wird sich verändern 
müssen, wenn chinesische Unternehmen afrikanische 
Arbeitskräfte ausbeuten, brasilianische und südafri-
kanische Minenmultis ohne Rücksicht auf die Umwelt 
arbeiten oder indische Unternehmen hohe Schmier-
gelder bei Geschäften in Entwicklungsländern zah-
len.

Aufbau der Studie

Der Ausbau des Außenhandels hat in China, Indien, 
Brasilien und Südafrika zu verstärktem Interesse an 
internationalen Handelsgesprächen geführt. Daher 
werden in einem ersten Kapitel die Außenhandels-
daten der vier Staaten dargelegt, die die Basis für de-
ren Aufbau neuer Bündnisse in den Verhandlungen 
bei der Welthandelsorganisation (WTO) sind. Mit 
ihrer Vorreiterrolle bei den Gesprächen in der WTO 
fordern China, Indien, Südafrika und Brasilien die zu-
vor unumstrittene Vormachtstellung der etablierten 
Industrienationen heraus. Gleiches gilt bei internati-
onalen Investitionen: Die vier untersuchten Staaten 
werden von Empfängerländern zunehmend zu Ge-
berländern.

 Wie weit die Machtverschiebungen durch Chinas, 
Indiens, Brasiliens und Südafrikas offensive Wirt-
schaftspolitik gehen, zeigt sich in den Länderanalysen 
der folgenden Kapitel. Alle vier sind mittlerweile in 
ihrer Region ökonomische Großmächte, die große 
Investitionen anziehen. Zugleich sind die eigenen 
Konzerne – teilweise mit massiver staatlicher Unter-
stützung – auf dem Vormarsch. Das verstärkte Inter-
esse am Außenhandel hat dazu geführt, dass sie ver-
mehrt bilaterale und regionale Handelsabkommen 
verhandeln und abschließen. Daher wird Land für 
Land hinterfragt, wie wirksam diese Abkommen sind 
und welche Bedeutung die multilateralen Abkom-
men bei der WTO für China, Indien, Südafrika und 
Brasilien noch haben. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Frage, ob sie bei den Verhandlungen dem eigenen 
Anspruch gerecht werden und sowohl die Positionen 
der Armen im eigenen Land als auch die Forderungen 
schwächerer Schwellen- und Entwicklungsländer an 
die Industrieländer berücksichtigen. Die Länderkapi-
tel schließen jeweils mit einer Betrachtung der Rolle 
der vier Staaten bei den Verhandlungen über eine 
Reform des Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank.

 Mögliche Konfl ikte, die sich aus der neuen Rolle 
ergeben, zeigt die Diskussion um die Rolle Chinas 
in Afrika. Daher wird an diesem Beispiel in Kapitel 
6 exemplarisch aufgezeigt, welche Konfl iktlinien mit 
den etablierten Industriemächten sich abzeichnen. 
Auch hier stellt sich die Frage, wie die Zivilgesellschaft 
reagieren soll. 

 Die Studie schließt mit Herausforderungen, die 
sich aus dem Aufstieg der neuen Mächte für die Zivil-
gesellschaft in Nord und Süd ergeben.1 Hütz-Adams 2007: China, Indien, Brasilien und Südafrika: Plä-

doyer für die Fortsetzung einer armutsorientierten Entwick-
lungszusammenarbeit, Hrsg.: Brot für die Welt.
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Der Außenhandel hat für China, Indien, Brasilien 
und Südafrika eine immer größere Bedeutung 

gewonnen. Auf den ersten Blick sind die Zuwachsra-
ten des Handels beeindruckend: Südafrikas Exporte 
nahmen zwischen 1995 und 2005 um fast 50% zu, 
die Ausfuhren Brasiliens und Indiens haben sich un-
gefähr verdreifacht und die Chinas mehr als verfünf-
facht. 2006 stiegen die Exporte erneut deutlich an. 
China (27%), Indien (21%), Brasilien (16%) legten 
stärker zu als Exportweltmeister Deutschland (15%), 
Südafrika schnitt nur wenig schlechter ab (13%).

 Dabei ist allerdings zu beachten, dass alle vier 
Staaten, gemessen am Exportweltmeister Deutsch-
land, von einem sehr niedrigen Niveau aus starteten: 

Deutschland exportierte 2005 pro Kopf der Bevölke-
rung Waren im Wert von mehr als 13.500 US-Dollar, 
während Südafrika bei rund 1.319 US-Dollar, China 
bei 642, Brasilien bei 726 US-Dollar und Indien bei 
gerade mal 138 US-Dollar liegen. Selbst wenn die ho-
hen Raten des Exportwachstums fortgesetzt werden 
können, sind die vier Staaten erst in Jahrzehnten auf 
dem deutschen Niveau. 

 Dieser Vergleich relativiert die in Deutschland und 
in anderen Industrieländern zu hörenden Klagen 
über die »Überschwemmung« durch Importe aus 
Schwellen- und Entwicklungsländern. 2005 kamen 
allein aus Deutschland 8,7% aller weltweit getäti-
gten Exporte, während aus China 6,6%, aus Indien 

1.  Daten im Vergleich:
 Handel, Handelsbündnisse und
 Auslandsinvestitionen 

Tabelle 1:
Eckwerte des Außenhandels

 China Indien Brasilien Südafrika BRD

WTO-Beitritt 2001 1995 1995 1995 1995

Anteil Handel am BIP in % (2003–2005) 64,5 36,7 29,5 54,4 71,3

Exporte 2004 (Mrd. US-$) 655 117 108 56 1.044

Exporte 2005 (Mrd. US-$) 835 151 133 62 1.118

Exporte 2006 (Mrd. US-$) 1.056 193 155 70 1.276

Anteil an den Weltexporten 2005 in % 6,5 1,1 1,0 0,5 8,7

Exportwachstum 1995–2005, 1995=100 562 313 272 146 190

Exportumsatz pro Kopf in US-Dollar in 2005 642 138 726 1.319 13.551

Importe 2004 (Mrd. US-$) 606 138 79 58 911

Importe 2005 (Mrd. US-$) 743 187 100 74 975

Importe 2006 (Mrd. US-$) 892 244 115 91 1.124

Importwachstum 1995–2005, 1995=100 440 279 127 155 163

Quellen: WTO (für 2006 vorläufi ge Angaben, Stand April 2007), eigene Berechnungen

©2007 SÜDWIND

Im ersten Teil der Untersuchung (Hütz-Adams 2007) 
wurden die grundlegenden Wirtschafts- und Sozial-

daten Chinas, Indiens, Brasiliens und Südafrikas zu-
sammengefasst. Die folgenden Kapitel beschränken 
sich daher auf Handels- und Investitionsdaten. Dabei 

zeigt sich, dass die schnelle Ausweitung des Handels 
in der WTO zu einer Stärkung der Verhandlungsmacht 
der vier Staaten führt, die durch die Gründung neuer 
Bündnisse noch verstärkt wurde. Auch bei den Aus-
landsinvestitionen legen die vier Länder deutlich zu.

1.1  Machtzuwachs im Welthandel
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und Brasilien 1% und aus Südafrika 0,5% der Exporte 
stammten.

 Ebenfalls deutlich gestiegen sind die Einfuhren. 
In China war der Anstieg der Importe zwischen 1995 
und 2005 (440%) weit höher als in den anderen 
Staaten. Ein großer Teil der Importe bestand aus 
Vorprodukten für Güter, die in China endgefertigt 
wurden und dann wiederum in den Export gingen. 
Stark gestiegen sind allerdings auch die Importe von 
Rohstoffen und Investitionsgütern. In Indien stiegen 
die Importe langsamer als die Exporte, doch das Land 
verzeichnet weiterhin ebenso wie Südafrika ein Han-
delsbilanzdefi zit, während Brasilien deutliche Über-
schüsse erwirtschaftet.

 Die Bedeutung des Handels für die gesamte Volks-
wirtschaft wächst. Errechnet man das Verhältnis des 
Handels zum gesamten Bruttoinlandsprodukt, so 
zeigt sich, dass Chinas Wert am schnellsten gestiegen 
ist und sich im Durchschnitt der Jahre 2003 bis 2005 
mit 64% dem deutschen Niveau (71%) näherte. Süd-
afrika (54,4%) lag deutlich darunter, Indien (37%) 
und Brasilien (29%) weit zurück. 

 Die Aussagekraft dieser Zahlen ist jedoch begrenzt, 
vor allem bei China: Ein erheblicher Teil der Importe, 
die zu Weltmarktpreisen bezahlt werden, verlässt das 
Land wieder als Exportgut. Diese Werte werden exakt 
erfasst, und die dabei umgesetzten Summen sagen 
– selbst wenn sie in wenigen Jahren genauso hoch 
wie das BIP sein sollten – sehr wenig über die Wert-
schöpfung im Lande aus. 

Unterschiedliche Handelsstrukturen

Die Aufteilung der Exporte weist deutliche Unter-
schiede aus. Die Ausfuhren Chinas bestanden zu 92% 
aus Industriegütern, eine Quote, die höher ist als die 
deutsche. Die Werte für Brenn- und Rohstoffe so-
wie Agrarprodukte sind im Vergleich dazu minimal. 
Dagegen bestanden lediglich die Hälfte der brasilia-
nischen Exporte aus Industriegütern und fast ein Drit-
tel aus Agrarprodukten. Südafrika hatte einen etwas 
höheren Güteranteil (59%) und einen Brenn- und 

Tabelle 2:
Aufteilung des Außenhandels

  China Indien Brasilien Südafrika BRD

Exporte 

2005: Dienstleistungen in Mrd. US-$ (Weltrang) 73,9 (9) 56,1 (11) 14,9 (35) 10,0 (41) 148,5 (3)

2006: Dienstleistungen in Mrd. US-$ (Weltrang) 87 (8) 73 (10) 18 (k. A.) 12 (k. A.) 164 (3)

2005: Warenhandel in Mrd. US-$ (Weltrang) 761,9 (3) 95,1 (29) 118,3 (23) 51,9 (39) 969,9 (1)

2006: Warenhandel in Mrd. US-$ (Weltrang) 969 (3) 120 (28) 137 (24) 58 (k. A.) 1.112 (1)

Warenexporte 2005 nach Produkten in %:

   • Industriegüter 91,9 69,4 52,0 59,1 87,0

   • Brenn- und Rohstoffe 4,1 20,0 16,0 29,5 4,7

   • Agrarprodukte 3,8 10,1 29,6 8,2 5,4

Anteil an weltweiten Güterexporten in % 7,3 0,9 1,1 0,5  9,3

Anteil an weltweiten Dienstleistungsexporten in % 3,1 2,3 0,6 0,4 6,1

Importe 

2005: Dienstleistungen in Mrd. US-$ (Weltrang) 83,2 (7) 52,2 (13) 22,3 (28) 11,5 (38) 201,4 (2)

2006: Dienstleistungen in Mrd. US-$ (Weltrang) 100 (7) 70 (12) 27 (27) 14 (k. A.) 214 (2)

2005: Warenhandel in Mrd. US-$ (Weltrang) 660,6 (3) 134,8 (17) 77,6 (28) 62,3 (34) 773,8 (2)

2006: Warenhandel in Mrd. US-$ (Weltrang) 792 (3) 174 (17) 88 (29) 77 (k. A.) 910 (2)

Warenimporte 2005 nach Produkten in %:

   • Industriegüter 74,7 48,5 70,1 75,8 73,8

   • Brenn- und Rohstoffe 18,1 38,4 22,3 16,8 15,5

   • Agrarprodukte 6,8 5,1 6,1 5,5 9,0

Quelle: WTO (für 2006 vorläufi ge Angaben, Stand April 2007)
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Rohstoffanteil von 29%. Indien lag bei einem Anteil 
der Industriegüter von rund zwei Dritteln.

 Auch bei den Importen zeigen sich deutliche Unter-
schiede, wobei Indien mit einem Anteil der Industrie-
güter von weniger als der Hälfte aller Einfuhren deut-
lich unter den anderen untersuchten Staaten liegt.

Dennoch lässt sich bei allen vier Staaten feststellen, 
dass sie nicht mehr in die klassische Kategorie reiner 
Rohstoffl ieferanten gehören. Bei allen Problemen, 
die die Wirtschaft haben mag, ist ein diversifi zierter 
Außenhandel entstanden (Details siehe Länderkapi-
tel).

1.2  Wirtschaftliche Verfl echtungen mit Deutschland
 verlieren an Bedeutung

Bei der Betrachtung der bedeutendsten Handels-
partner unterscheidet sich China von anderen drei 

Staaten: Wichtigster Exportmarkt ist die USA, gefolgt 
von der EU, wichtigster Lieferant ist Japan, gefolgt 
von Korea und Taiwan, erst dann kommt die EU. Für 
Indien, Brasilien und Deutschland ist die EU bei den 
Ein- und Ausfuhren der wichtigste Handelspartner, 
jeweils gefolgt von den USA. Anders ist die Situati-
on in Südafrika, wo Japan nach der EU der wichtigste 
Exportmarkt und China die zweitgrößte Quelle der 
Importe ist.

 Der Handelsaustausch zwischen den vier unter-
suchten Staaten wuchs in den letzten Jahren schnell 
an. Inklusive ihrer Geschäfte mit China ist das Han-
delsvolumen untereinander für Indien, Brasilien und 
Südafrika bereits größer als das mit dem Exportwelt-
meister Deutschland. Für China dagegen haben die 
Exporte in die Industrieländer noch eine wesentlich 
größere Bedeutung als der Handel mit den aufstre-
benden anderen Staaten.

 Ursache dieser Verschiebungen ist die unter-
schiedliche Dynamik des Wachstums des Handels. 
China konnte in den letzten fünf Jahren seine Exporte 
auf den deutschen Markt verdoppeln. Die Importe 
aus Deutschland stiegen deutlich langsamer, das Au-
ßenhandelsdefi zit Deutschlands im Handel mit China 
wächst kontinuierlich und erreichte 2006 rund 20 
Mrd. Euro.

 Indien, Brasilien und Südafrika konnten die Exporte 
nach Deutschland dagegen erst seit 2005 im Umfang 
deutlich steigern, doch bleibt dieser Warenaustausch 
wesentlich geringer als der mit China.

 Der Handel untereinander wuchs in den letzten 
Jahren mit hohen Raten:

 Der Handelsaustausch zwischen China und Indien 
stieg 2005 um 37% auf 18,7 Mrd. US-Dollar (2002: 
5 Mrd. US-Dollar). Im November 2006 vereinbar-
ten die Regierungen einen Ausbau auf 40 Mrd. 
US-Dollar bis 2010.

Tabelle 3:
Importe Deutschlands in Mrd. Euro (Weltrang)

aus  2001 2002 2003 2004 2005 2006

China 19,9 21,1 25,0 32,5 39,9 (4) 48,7 (3)

Indien 2,5 2,5 2,6 2,9 3,4 (31) 4,2 (29)

Brasilien 4,1 3,8 3,9 4,6 5,7 (24) 7,0 (24)

Südafrika 3,3 3,2 2,8 3,2 3,4 (32) 4,1 (30)

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Tabelle 4:
Exporte Deutschlands in Mrd. Euro (Weltrang)

nach  2001 2002 2003 2004 2005 2006

China 12,1 14,5 18,2 21,0 21,3 (11) 27,5 (11)

Indien 2,3 2,4 2,4 3,3 4,2 (36) 6,4 (29)

Brasilien 5,7 4,9 4,1 4,7 5,5 (28) 5,9 (30)

Südafrika 4,4 4,3 5,1 6,1 6,7 (22) 7,4 (23)

Quelle: Statistisches Bundesamt
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 Der Warenaustausch zwischen China und Brasilien 
lag im Jahr 2005 mit 14,8 Mrd. US-Dollar beim 
Vierfachen des Wertes von 2001.

 China importierte 2005 Waren im Wert von 3,4 
Mrd. US-Dollar aus Südafrika (plus 16,5% gegen-
über 2004) und lieferte Waren im Wert von 4,9 
Mrd. US-Dollar nach Südafrika (plus 37%). 2006 
stieg der Warenaustausch nach vorläufi gen Anga-
ben weiter auf 9,9 Mrd. US-Dollar.

 Der Handel zwischen Südafrika und Brasilien 
wuchs von 400 Mio. US-Dollar im Jahr 1999 auf 
fast 2 Mrd. US-Dollar in 2005.

 Der Handel zwischen Brasilien und Indien lag 1998 
erst bei 200 Mio. US-Dollar, stieg bis 2002 auf 800 
Mio. und bis 2005 auf 2,5 Mrd. US-Dollar.

 Die Importe Indiens aus Südafrika lagen 2005 bei 
2,65 Mrd. US-Dollar und damit 50% über dem 
Vorjahreswert. Indiens Exporte nach Südafrika 
stiegen auf 1,1 Mrd. US-Dollar. Ziel ist der Ausbau 
des Handels bis 2010 auf 12 Mrd. US-Dollar.

 Der starke Anstieg des Handels verschärft die 
Ungleichgewichte. China gibt derzeit den Takt vor, 
da der dortige Markt für Indien, Brasilien und Süd-
afrika bereits von großer Bedeutung ist – und die-
se Bedeutung noch wachsen wird. Der Anstieg der 
Exporte nach China resultiert zu einem erheblichen 
Teil aus der gestiegenen Nachfrage nach Rohstoffen. 
Dies birgt angesichts schwankender Preise und stark 
konjunkturabhängiger Nachfrage große Risiken. Zu-
gleich stiegen die Importe von Fertigwaren aus China 
deutlich an, was in Südafrika und Brasilien zu Produk-
tionseinbrüchen bei lokalen Herstellern führte. Der 
Warenaustausch zwischen Brasilien, Indien und Süd-
afrika liegt dagegen trotz erheblicher Steigerungen 
bei relativ geringen Werten und macht weniger als 
2% des Handelsvolumens dieser drei Staaten aus. Ob 
sich angesichts teilweise ähnlicher Produktionsstruk-
turen die erhofften hohen Steigerungsraten erzielen 
lassen, bleibt abzuwarten (Details siehe Länderkapi-
tel). 

 Dennoch verändert der schnelle Ausbau der Han-
delsbeziehungen nicht nur die ökonomischen, son-
dern auch die politischen Konstellationen der Welt-
wirtschaft. Das Wachstum von Märkten außerhalb der 
klassischen Industrienationen hat die Abhängigkeit 
von den dortigen Märkten verringert und schafft so 
den ökonomischen Spielraum für politische Initiati-
ven und Bündnisse.

Tabelle 5:
Handelsvolumina 2005 in Mrd. US-Dollar

Deutschland – China 61,2 Mrd. US-Dollar

Deutschland – Indien 7,6 Mrd. US-Dollar

Deutschland – Brasilien 11,2 Mrd. US-Dollar

Deutschland – Südafrika 10,1 Mrd. US-Dollar

China – Indien: 18,7 Mrd. US-Dollar 

China – Brasilien 14,8 Mrd. US-Dollar

China – Südafrika 8,3 Mrd. US-Dollar

Indien – Südafrika 3,7 Mrd. US-Dollar

Indien – Brasilien 2,5 Mrd. US-Dollar

Brasilien – Südafrika 1,8 Mrd. US-Dollar

Quellen: The Hindu Online 7.9.2006, Bangguo 
2006, UN Comtrade Online, Government of India 

Online, Jensen/Sandrey 2006: 2–3,
Sandrey 2006a: 1–2, bfai 2006b: 18, bfai 2007: 5

(Die Daten aus verschiedenen Quellen
weichen zum Teil erheblich voneinander ab!)
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1.3  Ökonomische Großmächte

Der Vergleich der Staaten Chinas, Indiens, Brasili-
ens und Südafrikas untereinander sowie der Be-

ziehungen zu Deutschland verstellt leicht den Blick 
auf die besondere Bedeutung, die sie jeweils inner-
halb ihrer Region besitzen. Gemessen am Bruttoin-
landsprodukt (BIP) in Kaufkraftparitäten (Purchasing 
Power Parity – PPP) sind sie allen ihren Nachbarstaa-
ten weit überlegen. Der Vergleich der Pro-Kopf-Wirt-
schaftsleistung zeigt allerdings, dass andere Staaten 
der Regionen ähnlich abschneiden oder sogar besser. 
Dennoch sind die vier untersuchten Staaten aufgrund 
ihrer Größe und der weiter entwickelten Industrie 
unbestritten die ökonomischen Führungsmächte in 
ihren Regionen. Aus dieser Überlegenheit leiten sie 
einen Führungsanspruch bei internationalen Ver-

handlungen über Handelsfragen ab. Dieser Anspruch 
wird von anderen Entwicklungsländern mit Misstrau-
en beobachtet, doch de facto werden China, Indien, 
Brasilien und Südafrika mittlerweile auf internatio-
naler Ebene als hervorgehobene Ansprechpartner 
wahrgenommen und behandelt.
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1.4  Schaffung neuer Bündnisse:
 Doha-Runde, IBSA, G20, NAMA 11

Indien, Brasilien und Südafrika sind Gründungsmit-
glieder der WTO, China ist seit 2001 Mitglied. Bei 

internationalen Handelsgesprächen haben sie sich in 
den letzten Jahren als wichtige Verhandlungspartner 
etabliert und ein Netz von Beziehungen aufgebaut, 
mit dessen Hilfe sie den Forderungen von Industri-
eländern zunehmend eigene Verhandlungsmacht 
entgegensetzen können.

 China, Indien, Brasilien und Südafrika haben eben-
so wie die meisten anderen Schwellen- und Entwick-
lungsländer darunter zu leiden, dass die Industrie-
länder die grundlegenden, weltweit verbindlichen 
Handelsregeln unter sich aushandeln und anschlie-
ßend den anderen Staaten aufnötigen. Insbesondere 
innerhalb der Welthandelsorganisation (WTO) kam 
es mehrfach zu massiven Konfl ikten, da wichtige 
Entscheidungen im Hinterzimmer (»Green Room«) 
ausgekungelt wurden. Die Industriestaaten haben 
es immer wieder verstanden, Widerstand gegen ihre 

Vorschläge mit handelsfremden Machtdemonstrati-
onen zu brechen: Durch Drohungen mit einer Kür-
zung von Entwicklungshilfe, den Verweis auf anste-
hende Verhandlungen über Schuldenerlasse oder 
das Ködern mit besserem Marktzugang für einzelne 
Staaten zerschlugen die Industrienationen wiederholt 
den Versuch von Bündnissen aus Entwicklungs- und 
Schwellenländern, Veränderungen in den Handelbe-
ziehungen durchzusetzen.

Doha-Runde ohne Entwicklung

Die Schwellen- und Entwicklungsländer haben zur 
Kenntnis nehmen müssen, dass die seit 2001 laufen-
de Verhandlungsrunde innerhalb der WTO (»Doha-
Runde«) entwicklungspolitische Aspekte nicht in den 
Vordergrund stellt. Damit brechen die Industrieländer 

Tabelle 6:
Einordnung in die Region im Jahr 2005

  Einwohner (Mio.) BIP (Mrd. US-$, PPP) BIP pro Kopf (US-$, PPP) Exporte (Mrd. US-$)

China 1.303 8.610  6.600 762

Indien 1.087 3.787 3.460 95

Indonesien 211 820 3.720 86

Philippinen 83 440 5.300 41

Pakistan 156 366 2.350 16

Malaysia 25 262 10.320 141

Vietnam 83  171 6.440 32

Sri Lanka 20 89 4.520 6,3

Südafrika 47 548 12.120 52

Nigeria 132 137 1.040 42

Angola 15,0 35 2.210 23

Tansania 38 28 730 1,5

Mosambik 20 25 1.270 1,7

Botswana 1,8 18 10.250 4,4

Brasilien 183 1.534 8.230 118

Argentinien 39 539 13.920 40

Chile 16 187 11.470 41

Venezuela 27 171 6.440 55

Bolivien 9 25 2.740 2,6

Quellen: Weltbank, Fischer Weltalmanach 2006, WTO
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Zusagen, die sie unter dem Eindruck der Terroran-
schläge vom 11.09.2001 gegeben hatten. Damals 
versprachen Prognosen – darunter Berechnungen 
der Weltbank – den Entwicklungsländern als Ergeb-
nis der vorgeschlagenen Liberalisierung Wohlstands-
gewinne in enormer Höhe. Von mehr als 500 Mrd. 
US-Dollar war die Rede. Dieser Betrag schrumpfte 
nach neueren Studien je nach Berechnungsmethode 
drastisch auf weniger als 100 Mrd. oder sogar auf 22 
Mrd. US-Dollar. 

 Eine Analyse der verschiedenen derzeit auf dem 
Tische liegenden Liberalisierungsvorschläge kommt 
zudem zu dem Ergebnis, dass die Gewinne für die be-
teiligten Staaten sehr unterschiedlich ausfallen: China 
könnte im Güterhandel leicht zulegen und im Agrar-
bereich verlieren, Brasilien, Südafrika und Indien da-
gegen im Agrarmarkt zulegen. In nahezu allen Sze-
narien stehen die meisten Staaten Sub-Sahara-Afrikas 
als Verlierer da.2

 Für die vier untersuchten Staaten bieten alle mo-
mentan verhandelten Liberalisierungsvorschläge der 
Doha-Runde keine wesentlichen Fortschritte. Selbst 
wenn die Vorschläge zum Tragen kommen, von de-
nen sie profi tieren, werden die Wohlstandsgewinne 
minimal sein. Daher verwundert es wenig, dass die 
Staaten neue Bündnisse suchen, um günstigere Welt-
handelsbedingungen durchzusetzen.

G20-Gruppe

Um der Agenda der Industriestaaten mehr entgegen-
setzen zu können gründeten Indien, Brasilien und 
Südafrika im Juni 2003 das »India, Brazil and South 
Africa Dialogue Forum« (IBSA). Ziel von IBSA ist die 
regelmäßige Abstimmung der Verhandlungspositi-
onen der beteiligten Staaten sowie der Ausbau der 
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen. Darü-
ber hinaus gibt es Planungen für ein trilaterales Frei-
handelsabkommen.

 Die IBSA-Staaten suchten eine Erweiterung der 
Verhandlungsmacht und waren die maßgeblichen 
Protagonisten bei der Gründung der G20. Die neue 
Gruppierung entstand vor der Ministerkonferenz der 
WTO Ende 2003 in Cancún aus dem Gefühl heraus, 
dass die Schwellen- und Entwicklungsländer inner-
halb der WTO ihre Positionen in den strittigen Agrar-
fragen nie durchsetzen konnten. 

 Mit dem Zusammenschluss reagierte die Gruppe 
auf ein gemeinsames Verhandlungspapier der USA 
und der EU: Die G20 befürchteten, dass dieses Pa-
pier in Cancún zur Grundlage eines Abkommens über 
Agrarfragen gemacht werden sollte, um so die Inter-
essen der Industrienationen weitestgehend durchzu-
setzen.

 Eines der wichtigsten Anliegen der G20 ist somit, 
die Einarbeitung der eigenen Vorstellungen in die 
WTO-Beschlüsse zu erreichen. Im Mittelpunkt steht 
der Versuch einiger G20-Staaten – die zugleich Mit-
glied der Cairns-Gruppe innerhalb der WTO sind –, 
eine Liberalisierung der Agrarmärkte mit den Interes-
sen anderer Entwicklungsländer, die Schutzklauseln 
für ihre Bauern fordern, in Einklang zu bringen. Das 
gemeinsame Vorgehen basiert daher auf einem dop-
pelten Ansatz: Liberalisierung vor allem der Märkte 
der Industrieländer zur Schaffung neuer Absatzchan-
cen und Schutzklauseln für die Schwachen.

 Brasilien koordiniert seit der Gründung die Grup-
pe, die zu Beginn mehrheitlich aus lateinamerika-
nischen Staaten bestand. Nach Cancún fand eine Rei-
he von Treffen auf Staatschefebene statt. Innerhalb 
des Bündnisses geben Argentinien, Brasilien, China, 
Indien und Südafrika den Ton an. Sie können darauf 
verweisen, dass die G20 rund 60% der Weltbevölke-
rung und 70% der Bauern vertreten. Bislang hat die 
Gruppe trotz teilweise gegensätzlicher Ansichten zu 
einzelnen Handelsfragen alle internen Spannungen 
ausgehalten.

 Die USA und die EU weigerten sich zuerst, die G20 
als legitimen Verhandlungspartner anzuerkennen, 
und versuchten durch politischen Druck die Gruppe 
zu zerschlagen. Süd- und mittelamerikanische Staa-
ten verließen daraufhin das Bündnis, doch es gelang 
der G20, einige dieser Länder zum Wiederbeitritt zu 
überreden und neue Mitgliedsstaaten zu gewinnen.3

 Zudem gelang es der G20, andere Gruppen von 
Entwicklungsländern an sich zu binden. Es wurde 
versucht, die eigene Position mit der African Group 
in der WTO, den LDC-Staaten, den AKP-Staaten und 
den G33 abzustimmen und strategische Bündnisse zu 
schließen. So übernahm man beispielsweise die For-
derung der »African Group« nach einem Ende der 
Baumwollsubventionen der EU und der USA (Grant 
2006: 12, Delgado/Soares 2005).

 Die Gründung der G20 ist ein Zeichen für das ge-
stiegene Selbstbewusstsein und den damit verbun-
denen Führungsanspruch Chinas, Indiens, Brasiliens 
und Südafrikas. Alle vier Staaten sind zugleich Mit-
glied in weiteren formellen und informellen Verhand-

2 Eine Zusammenfassung der Berechnungen fi ndet sich in: Acker-
man 2005 sowie Mildner/Decker 2006, die revidierte Berech-
nung der Weltbank siehe: Hertel/Winters 2006. Eine kritische 
Analyse der Berechnungsmethoden sowie die auf einem um-
fassenden eigenen Modell aufgebaute Berechnung der »Win-
ners and Losers« (so der Titel der Studie) verschiedener in Genf 
verhandelter Szenarien siehe: Polaski 2006.

3 Mitglied der G20 sind: Ägypten, Argentinien, Bolivien, Brasi-
lien, Chile, China, Ecuador, Guatemala, Indien, Indonesien, 
Kuba, Mexiko, Nigeria, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen, 
Simbabwe, Südafrika, Tansania, Thailand, Uruguay, Venezuela 
(Stand: April 2007). 
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lungsbündnissen, doch mit der G20 schufen sie sich 
eine Gruppe, die von ihnen – und hier wiederum vor 
allem von Brasilien und Indien – dominiert wird. Sie 
bauten damit eine neue Verhandlungsmacht auf, die 
außerhalb der bisherigen Strukturen steht, in denen 
sie keine eigene Führungsrolle durchsetzen konnten. 
Zugleich schwächten sie damit allerdings bereits be-
stehende Gruppen.

NAMA 11

Die Hauptprotagonisten der G20 traten im Dezember 
2005 bei der WTO-Ministerkonferenz in Hongkong 
mit einem weiteren informellen Staatenzusammen-
schluss auf, der als NAMA 11 bezeichnet wird. Dieser 
brachte einen eigenen Vorschlag in die Verhand-
lungsrunde über Zollsenkungen bei Industriegütern 
(Non Agricultural Market Access – NAMA) ein. Im 
Mittelpunkt steht dabei ähnlich wie in den Agrar-
verhandlungen die Forderung nach nichtreziproken 
Zollsenkungen: Die Industrieländer sollen Einfuhrbe-
schränkungen abbauen, ohne ähnlich weitgehende 
Marktöffnungen von den Schwellen- und Entwick-
lungsländern zu verlangen.

 Indien und Südafrika führen die Gruppe an, die 
sich als Sprachrohr der Schwellen- und Entwicklungs-
länder versteht. Allerdings gehört mit Namibia nur 
ein Entwicklungsland zu der neuen Gruppe.4 China 
ist zwar nicht Mitglied, hat jedoch bei Verhandlungen 
mehrfach die Positionen der NAMA 11 übernommen.

Kritik an den neuen »Großen«

Das wachsende Gewicht von Südafrika, China, Indien 
und Brasilien stößt bei einigen Entwicklungsländern 
auf Misstrauen. Vor allem im Bereich NAMA und 
Dienstleistungen wird von vielen Entwicklungsländern 
angezweifelt, dass Brasilien und Indien tatsächlich 
ihre Interessen mitvertreten. Auch im Agrarbereich 
mehren sich Zweifel. Die Aufnahme von Indien und 
Brasilien in den exklusiven Kreis von fünf Schwer-
gewichten (FIPS: »Five Interested Parties«) – die 
EU, die USA, Australien, Indien und Brasilien –, die 
in geschlossenen Runden wichtige handelspolitische 
Entscheidungen der WTO auskungeln, führte 2004 
zu Misstrauen. Dies verstärkte sich noch durch den 
im Juli 2004 in dieser Runde ausgehandelten Kom-
promiss (»July Package«), der als Grundlage für die 
weiteren WTO-Gespräche diente. Andere G20-Staa-
ten und Nichtregierungsorganisationen warfen Bra-

silien und Indien Verrat an den gemeinsamen Zielen 
vor. Diese versuchten daraufhin, die eigene Position 
stärker mit den anderen G20-Staaten sowie weiteren 
Bündnissen von Entwicklungsländern abzustimmen. 

 Dennoch beteiligten sich Brasilien und Indien 
an der G6-Gruppe, der neben den FIPs auch Japan 
angehört. Damit verhandeln sie mit in der kleinen, 
innerhalb der WTO-Statuten nicht vorgesehenen in-
neren Verhandlungsgruppe, die im Juli 2006 nach 
gescheiterten Gesprächen eine vorläufi ge Aussetzung 
der Doha-Runde beschloss. Dieser Beschluss wurde 
dann von den zuständigen WTO-Gremien zur Kennt-
nis genommen – und akzeptiert.

 Für diese Teilnahme an Hintergrundgesprächen, 
in denen ohne Legitimation durch die zuständigen 
WTO-Gremien weitreichende Entscheidungen fallen, 
mussten Brasilien und Indien harte Kritik einstecken. 
Befürchtet wird insbesondere, die beiden Staaten 
würden als Preis für die Aufnahme in den »Big Boys‘ 
Club« die Interessen anderer Entwicklungsländer ver-
kaufen (Delgado/Soares 2005: 23–48, Bello 2005, 
Deckwirth 2006: 113).

 Anfang des Jahres 2007 gab es erneut Kritik an 
Indien und Brasilien, da beide in Sonderrunden au-
ßerhalb der WTO-Gremien mit den USA und der EU 
verhandelten. Afrikanische Handelsdiplomaten be-
fürchteten einen »fait accompli« durch eine Einigung 
der großen Nationen. Es gab zudem Spekulationen, 
dass Brasilien bereit sei, sich auf weitergehende Zu-
geständnisse einzulassen, während Indien hart bliebe 
und unter massiven Druck geriete. Brasilien und In-
dien bestritten ein Zerwürfnis (Herald Tribune Online, 
5.3.2007, Bridges Online, 7.3.2007). 

 Andererseits haben die WTO-Verhandlungen der 
letzten Monate gezeigt, wie wichtig das Know-how 
der großen Vier ist: Ein erheblicher Teil der von 
Entwicklungs- und Schwellenländern bei der WTO 
eingereichten Verhandlungspapiere stammt aus In-
dien, Brasilien, Südafrika und China, oder wird von 
diesen zumindest mitverantwortet. Sie haben in den 
zuständigen Ministerien Stäbe aufgebaut, die Vorla-
gen aus den Industrienationen binnen kürzester Zeit 
kommentieren und darüber hinaus eigene, komplexe 
Berechnungen über die Auswirkungen von Zollsen-
kungen vorlegen können. 

 Es bleibt abzuwarten, ob China, Indien, Brasilien 
und Südafrika dauerhaft die Interessen kleinerer 
Staaten in ihren Verhandlungspositionen berücksich-
tigen. Noch wird in der Zusammenarbeit mit anderen 
Staaten ein politischer Vorteil gesehen, da so die ei-
gene Position gegenüber den Industrienationen ge-
stärkt wird. In allen vier Ländern zeichnet sich jedoch 
ab, dass die Handelsinteressen mehr und mehr von 
denen der derzeitigen Bündnispartner abweichen 
(Details siehe Länderkapitel).

4 Mitglied der NAMA 11 sind: Indien, Südafrika, Namibia, Brasi-
lien, Argentinien, Indonesien, die Philippinen, Venezuela, Tune-
sien und Ägypten.
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Die Höhe der in einem Jahr getätigten Auslandsin-
vestitionen kann im Vergleich zu den Vorjahren 

stark schwanken, wenn einzelne große Geschäfte 
getätigt werden, die wenig Einfl uss auf die Gesamt-
wirtschaft haben. Andererseits können bereits recht 
geringe Investitionen wie der Bau von Bekleidungs-
fabriken die Schaffung von vielen tausend Arbeits-
plätzen im Empfängerland und anschließend deutlich 
gestiegene Exporte nach sich ziehen. Dies begrenzt 
die Aussagekraft der reinen Höhe der Auslandsinves-
titionen, da diese nichts über die Wirkung der gefl os-
senen Gelder sagt.

 Die vier untersuchten Länder gehören innerhalb 
der Gruppe der Schwellen- und Entwicklungsländer 
zu den wichtigsten Empfängerländern ausländischer 
Direktinvestitionen. China sorgte 2004 für Schlag-
zeilen, als es erstmals mehr Investitionen anzog als 
jedes andere Land. Allerdings muss diese Angabe 
im globalen Kontext gesehen werden: die 2005 er-
haltenen rund 72 Mrd. US-Dollar waren weniger als 
10% aller weltweit getätigten Auslandsinvestitionen 
dieses Jahres. Damit lag das Land zwar weit vor den 
anderen untersuchten Staaten, doch die Befürchtung, 
China nehme anderen Staaten wichtige Gelder weg, 
relativiert sich angesichts der verbleibenden mehr 
als 90% der angelegten Gelder. Zudem kommt ein 
erheblicher Teil der Gelder indirekt von chinesischen 
Firmen oder aus den direkten Nachbarstaaten.5

 Dennoch zeigen die neuen Zufl üsse der vergan-
genen Jahre, dass Investoren China für weit attraktiver 
halten als die anderen hier untersuchten Staaten. Die 
Zufl üsse nach Indien blieben gemessen an der Größe 
des Landes sehr gering, und die Zufl üsse nach Brasi-
lien und Südafrika schwanken stark.

 Wie groß die Unterschiede sind, zeigt ein Blick auf 
den gesamten Bestand der ausländischen Direktin-
vestitionen. Hier lag China im Jahr 2005 mit 317 Mil-
liarden US-Dollar (2005) weit vor Indien (45 Mrd.) 
und Südafrika (69 Mrd.). Lediglich Brasiliens Abstand 
zu China ist mit Anlagen im Wert von 201 Mrd. US-
Dollar deutlich geringer.

 Die Höhe des Bestandes an Direktinvestitionen ist 
allerdings bei einer Umrechnung auf US-Dollar pro 
Kopf der Bevölkerung in China immer noch weit un-
ter den Werten Deutschlands und auch unter denen 
Brasiliens und Südafrikas. Der schnelle Zufl uss von 
Geldern gleicht somit erst langsam den großen Rück-
stand Chinas aus.

 Indien dagegen hat nicht zuletzt aufgrund restrik-
tiver Gesetze bisher relativ geringe Auslandsinvestiti-
onen angezogen. Glaubt man den Prognosen, wird 
sich dies in den nächsten Jahren massiv ändern: Viele 
internationale Konzerne haben Großinvestitionen in 
Indien angekündigt (Details siehe Länderkapitel).

1.5  Auslandsinvestitionen

Tabelle 7:
Zufl üsse von Direktinvestitionen in Mio. US-Dollar

Empfänger 1990 2000 2003 2005 2006

Welt 207.878 1.396.539 557.869 916.277 1.230.400

   Davon:

   • Industrieländer 172.067 1.134.293 396.145 542.312 800.700

   • Entwicklungsländer ohne China 32.249 212.464 121.633 261.879 k. A. 

   • Lateinamerika & Karibik 9.586 97.5243 46.137 103.663 99.000

   • Ärmste 49 Entwicklungsländer (LDCs) 579 3.758 10.868 9.680 k. A.

   • Sub-Sahara-Afrika 1.685 8.853 13.137 17.934 k. A. 

China 3.487 40.715 53.505 72.406 70.000

Indien 237 2.319 4.585 6.598 9.500

Brasilien 989 32.779 10.144 15.066 14.800

Südafrika –78 888 734 6.379 3.700

Deutschland 2.962 198.276 29.202 32.663 8.100

Quelle: UNCTAD (für 2006 vorläufi ge Angaben, Stand April 2007)

©2007 SÜDWIND

5 Details dazu siehe den ersten Teil der Studie: Hütz-Adams 2007: 
39.
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Eigene Investitionen im Ausland

Der Kauf von europäischen oder US-amerikanischen 
Firmen durch Konzerne aus China, Indien, Brasilien 
und Südafrika hat in den vergangenen Monaten 
mehrfach für Schlagzeilen gesorgt. Die Statistiken 
spiegeln allerdings nur einen Teil der tatsächlichen 
Dynamik wider, da einige der multinationalen Kon-
zerne aus diesen Staaten ihre Firmenzentralen ins 
Ausland verlegt haben. Spektakuläre Firmenüber-
nahmen etwa durch den indischen Stahlmagnaten 
Mittal, die südafrikanische Anglo American oder chi-
nesische Unternehmen mit Sitz in Hongkong – dar-
unter mit Hutchinson Whampoa ein Konzern, der ge-
messen an seinen Auslandsinvestitionen weltweit auf 
Rang siebzehn steht – tauchen nicht in den Statistiken 

über Investitionen eines Landes auf. Gleiches gilt für 
Firmenkäufe durch im Ausland beheimatete Tochter-
unternehmen (Details siehe Länderkapitel). 

 Derzeit sind die offi ziell registrierten Anlagen Bra-
siliens mit 71 Mrd. US-Dollar noch deutlich höher als 
die Chinas (46 Mrd.) und weit höher als die Indiens 
(9,5 Mrd.). Die Wirtschaftskraft Südafrikas zeigt sich in 
den gemessen an der Landesgröße relativ hohen Aus-
landsanlagen (38 Mrd.). Die Höhe der Auslandsanla-
gen wird in den nächsten Jahren deutlich steigen. Die 
Abfl üsse aus Indien haben sich beispielsweise 2006 
vervielfacht (Details siehe Länderkapitel).

Tabelle 8:
Bestand an ausländischen Direktinvestitionen in Mio. US-Dollar

  1990 2000 2003 2005

China 20.691 193.348 228.371 317.873

Indien 1.657 17.517 30.827 45.274

Brasilien 37.243 103.015 132.799 201.193

Südafrika 9.221 30.568 45.698 69.372

Deutschland 111.231 271.611 386.514 502.790

Quelle: UNCTAD

©2007 SÜDWIND

Tabelle 9:
Abfl üsse von Direktinvestitionen ins Ausland in Mio. US-Dollar

  1990 2000 2003 2005

China 830 916 –152 11.306

Indien 6 509 913 1.364

Brasilien 625 2.282 249 2.517

Südafrika 27 271 577 134

Deutschland 24.235 56.557 –3.570 45.634

Quelle: UNCTAD

©2007 SÜDWIND

Tabelle 10:
Bestand von Direktinvestitionen im Ausland in Mio. US-Dollar

  1990 2000 2003 2005

China 4.455 27.768 37.020 46.311

Indien 124 1.859 5.054 9.569

Brasilien 41.044 51.946 54.892 71.556

Südafrika 15.027 32.333 27.184 38.503

Deutschland 151.581 541.861 840.918 967.298

Quelle: UNCTAD

©2007 SÜDWIND
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Der Ausbau der Geschäftstätigkeit von Großkon-
zernen aus China, Indien, Brasilien und Südafrika 

führten dazu, dass diese sich weltweit immer häufi ger 
in direkter Konkurrenz zu Unternehmen aus etablier-
ten Industrienationen um Aufträge bewerben oder 
Besitz erwerben wollen. In den vergangenen Jahr-
zehnten haben Nichtregierungsorganisationen einen 
langwierigen und nicht immer erfolgreichen Kampf 
gegen Korruption bei solchen Geschäften geführt. 

 Die erzielten Erfolge in diesem Bereich drohen 
wieder rückgängig gemacht zu werden, wenn neu 
auf den Markt tretende Konkurrenten sich nicht an 
die ohnehin noch unzureichenden bestehenden Stan-
dards halten. Die weltweit zum Thema Korruption ar-
beitende Nichtregierungsorganisation Transparency 
International wirft eben dies den Neuankömmlingen 
vor. Laut einer Studie über das Verhalten von Un-
ternehmen aus 30 Industrie- und Schwellenländern 
schneiden Unternehmen aus Brasilien (Rang 23) und 
Südafrika (24) schlecht ab – und China (29) und In-
dien (30) belegten die letzten Plätze. 

 Bei einem gesondert berechneten Sample über 
Geschäfte auf dem afrikanischen Kontinent schnitt 
Brasilien (Rang 14) wesentlich besser ab, die anderen 
drei Staaten lagen dagegen auf Rang 27, 29 und 30 
(Transparency International 2006: 9).6 

 Dies ist ein deutlicher Hinweis darauf, dass unter 
großen Schwierigkeiten durchgesetzte Verbesse-
rungen bei internationalen Geschäftsabschlüssen 
massiv gefährdet sind. Die wenigen Standards – EITI, 
Global Compact, Equator-Principles etc. – geraten 
nicht nur bei direkten Geschäften der Unterneh-
men aus China, Indien, Brasilien und Südafrika un-
ter Druck, sondern weltweit. Deutsche Banken etwa, 
die nach massivem Druck der Zivilgesellschaft bei der 
Projektfi nanzierung Mindeststandards eingeführt ha-
ben, verweisen auf den dadurch entstandenen Kon-
kurrenznachteil gegenüber den Banken aus China 
(Details siehe Länderkapitel).

1.6  Ausbau der Auslandsgeschäfte gefährdet Standards

6 Italien auf Rang 28 und Frankreich auf Platz 25 schnitten bei 
Geschäften in Afrika viel schlechter ab als bei Geschäften in Eu-
ropa! Deutschland lag in Afrika auf Platz 11.
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Südafrika hat sich seit 1994 mehr und mehr in inter-
nationalen Initiativen und Organisationen engagiert. 
Regionale und bilaterale Handelsabkommen sind 
aufgrund der vielen bereits bestehenden Verträge nur 
schwer umzusetzen. Daher hat die südafrikanische 
Regierung in einer Reihe von Staatenbündnissen rund 
um die WTO-Verhandlungen eine Führungsfunktion 
übernommen. Allerdings mehren sich im Land die 
Zweifel, ob und wie stark Südafrika von einer wei-
teren Handelsliberalisierung profi tieren wird. 

2.1.1 Regionale Großmacht

Südafrika tritt in den letzten Jahren international mit 
einem neuen Selbstbewusstsein auf. Das Land sieht 
sich im globalen Rahmen als Mittelmacht, die die In-
teressen Afrikas und der Entwicklungsländer vertritt. 
Außenpolitisch werden bewusst Konfl ikte mit den 
Industrienationen in Kauf genommen, um die eige-
nen Positionen voranzubringen. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Forderung einer auf multilateralen Regeln 
aufbauenden globalen Ordnung (Landsberg 2006: 
3).

 Zugleich versucht Südafrika, sich als Führungsna-
tion Subsahara-Afrikas zu etablieren. Auf der poli-
tischen Ebene ist das Land eine der Führungsnationen 
der Afrikanischen Union sowie der »New Partnership 
for Africa‘s Development« (NEPAD). Südafrika betei-
ligte sich an der Beilegung von Konfl ikten beispiels-
weise in Burundi, der Demokratischen Republik Kon-
go und der Côte d‘Ivoire und stellt große Kontingente 
für UN-Truppen. Das Vorhaben, einen ständigen Sitz 
im Sicherheitsrat der Vereinen Nationen für Afrika 
und dabei möglichst für das eigene Land zu sichern, 
ist ebenfalls Ausdruck des gestiegenen Selbstbewusst-
seins (Draper/Wheeler/Alves 2006: 17–27).

 Laut Staatspräsident Thabo Mbeki ist Südafrika ein 
wichtiges Schwellenland, dessen Stimme gehört wer-

den müsse. Die Einladung der G8 an Südafrika, China, 
Indien, Brasilien und Mexiko (»Outreach Partner«) zu 
gemeinsamen Tagungen im Vorfeld des Weltwirt-
schaftsgipfels 2007 in Heiligendamm ist für ihn nur 
ein Beispiel für die gewachsene politische Bedeutung 
seines Landes. Mbeki sieht darin einen Beleg dafür, 
dass die G8 alleine ohne die fünf großen Schwellen-
länder nicht mehr effektiv arbeiten könnte (BuaNews 
Online, 9.3.2007).

 Diese selbstbewusste Rolle ist in den anderen Staa-
ten Afrikas nicht unumstritten. Betrachtet man den 
gesamten Raum südlich der Sahara, ist die Einwoh-
nerzahl einer Reihe von Staaten bereits heute we-
sentlich größer (Äthiopien, Nigeria) oder wird dies 
in absehbarer Zeit sein (DR Kongo, Kenia, Tansania). 
Südafrikas Anteil an der Bevölkerung aller Staaten 
südlich der Sahara liegt unter 12%. Daher melden 
auch andere Regierungen der Region Ansprüche auf 
eine Führungsrolle an.

 Ökonomisch gesehen ist die regionale Vormacht-
stellung Südafrikas dagegen offensichtlich. Das Land 
hat ein mehr als zehnmal so hohes BIP wie seine 
Nachbarstaaten, und selbst die Wirtschaftsleistung 
des Ölstaates Nigeria ist kleiner. Der Anteil Südafrikas 
am BIP der Staaten südlich der Sahara liegt je nach 
Berechnungsmethode bei mindestens einem Drittel, 
in Kaufkraftparitäten gerechnet sogar bei 52,8%. Zwi-
schen 1980 und 2003 wurde rund 30% der BIP-Zu-
nahme ganz Afrikas in Südafrika erwirtschaftet (Aro-
ra/Vamvakidis 2005: 4 und 11, UNDP 2003: 253). 

 Die Macht der südafrikanischen Wirtschaft basiert 
nicht nur auf dem relativ großen Binnenmarkt. Dar-
über hinaus hat das Land, bezogen auf die Region, 
weitere Vorteile:

 technologisch sind Teile der südafrikanischen Wirt-
schaft (Minen, Automobilindustrie, Stromprodukti-
on) auf dem Niveau der Industriestaaten,

 das Bankenwesen ist international konkurrenzfä-
hig und leistungsstark,

2.  Südafrika:
 Bilaterale und multilaterale
 Handelspolitik sowie die Rolle im IWF 

2.1  Südafrikas Interessen bei Verhandlungen
 über Handelsfragen
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 die Infrastruktur ist trotz Schwächen besser ausge-
baut als in den Nachbarstaaten.

 Aus dieser Führungsrolle ergibt sich eine Loko-
motivfunktion der Wirtschaft für die gesamte Region. 
Trotz des noch nicht sehr weit ausgebauten innerafri-
kanischen Handels – Südafrika musste nach 1994 die 
während der Apartheidzeit zu vielen Staaten abge-
brochenen Kontakte erst wieder neu aufbauen – führt 
1% Wirtschaftswachstum in der Republik am Kap zu 
einem Folgewachstum von 0,5 bis 0,75% im Rest 
Afrikas. Während der Warenaustausch mit Westafri-
ka minimal ist, wickeln die direkten Nachbarstaaten 
mittlerweile knapp die Hälfte (Sambia, Namibia, Mo-
sambik) bis mehr als zwei Drittel (Lesotho, Swasiland) 
ihres Handels mit Südafrika ab (Arora/Vamvakidis 
2005: 4–5 und 13). 

 Diese wirtschaftliche Überlegenheit erregt Miss-
trauen. Südafrikas Regierung muss bei allen ökono-
mischen und politischen Vorschlägen die Angst der 
Nachbarstaaten vor der wirtschaftlichen Übermacht 
der Kaprepublik berücksichtigen. Die Regierung 
weiß, dass ihr Land manchmal als »America of Africa« 
bezeichnet wird.

 Weiter geschürt wird das Misstrauen durch den 
Machtzuwachs südafrikanischer Konzerne. Mit der 
Anglo American Corporation und De Beers stam-
men zwei der größten Minenkonzerne der Welt aus 
Südafrika, SABMiller ist ein global expandierender 
Braugigant. Der Mobilfunkanbieter MTN, die Banken 
Standard und ABSA, die Hotelkette Protea, die Super-
marktkette Shoprite oder der in Staatsbesitz befi nd-
liche Energiekonzern Eskom sind in ganz Afrika aktiv.

 Eskom zeigt über den reinen Umsatz hinaus die 
strategische Bedeutung südafrikanischer Konzerne: 
Der neuntgrößte Energieerzeuger der Welt dominiert 
den Strommarkt im südlichen Afrika durch seine Ka-
pital- und Marktmacht. Alle anstehenden Großinves-
titionen im Energiesektor der Region bis hinauf zur 
Demokratischen Republik Kongo zielen letztendlich 
darauf ab, Strom für den südafrikanischen Markt und 
damit für Eskom zu erzeugen (Hütz-Adams/Gecks 
2004).

2.1.2  Bilaterale und regionale
  Handelsabkommen

Südafrika liberalisierte ab Mitte der 1990er Jahre sei-
nen zuvor stark reglementierten Außenhandel. Zölle 
wurden drastisch gesenkt, Einfuhrbeschränkungen 
aufgehoben und eigene Exportsubventionen zu 
einem großen Teil abgeschafft. Zwar sind die durch-
schnittlichen Zölle des Landes mittlerweile mit 11,4% 
(2004) immer noch doppelt so hoch wie die der EU, 

der USA und Japans, doch sie entsprechen ungefähr 
dem Durchschnitt der Schwellenländer. Allerdings 
wurden einzelne Bereiche weniger weit geöffnet. 
Dadurch ist ein Tarifsystem entstanden, das teilweise 
sehr unübersichtlich ist (IWF 2005a: 67–70).

 Die südafrikanische Regierung möchte den Waren-
austausch mit Entwicklungsländern weiter ausbauen. 
Damit sollen die Abhängigkeit von Europa reduziert 
und die Kontakte zu Wachstumsmärkten in Afrika, 
Südamerika und Asien gestärkt werden. Die Regie-
rung versucht dabei, die multilateralen Verträge in 
der WTO um regionale und bilaterale Abkommen zu 
erweitern (CUTS 2005b: 2).

 Schwerpunktländer sind derzeit noch die Staa-
ten des südlichen Afrikas, die durch zwei regionale 
Handelsabkommen miteinander verbunden sind: Die 
Southern African Customs Union (SACU) besteht aus 
Südafrika, Botswana, Lesotho, Namibia und Swazi-
land. Südafrika hat einen Anteil von 90% am BIP der 
SACU Länder und ist Ziel von 75% der Handelsströme 
der beteiligten Staaten. Um die Dominanz Südafri-
kas abzumildern, wurde 2002 ein Zusatzabkommen 
unterzeichnet. Nun muss jedes Land vor der Unter-
zeichnung handelsrelevanter Verträge alle anderen 
Beteiligten konsultieren. Die ökonomische Integrati-
on der beteiligten Staaten kommt allerdings nur sehr 
langsam voran. Nicht einmal die Zollstationen an den 
Landesgrenzen konnten abgeschafft werden, da es 
immer noch viele Sonderregelungen, -steuern und 
-zölle gibt. Zudem konnten sich die Staaten nicht auf 
gemeinsame Positionen etwa bei den Agrarverhand-
lungen in der WTO einigen: Südafrika würde weiter-
gehende Marktöffnungen eingehen als die anderen 
SACU-Staaten (IWF 2005a: 73–74, Grant 2006a: 11).

 Wesentlich größer ist die Southern African Deve-
lopment Community (SADC), der neben den SACU-
Staaten auch Angola, die DR Kongo, Malawi, Mau-
ritius, Mosambik, Tansania, Sambia und Simbabwe 
angehören. Die SADC will im südlichen Afrika einen 
einheitlichen Wirtschaftsraum schaffen. Ziel ist eine 
Zollunion bis 2010, ein gemeinsamer Markt bis 2015 
und eine einheitliche Währung bis 2018. Rund ein 
Drittel der südafrikanischen Exporte von Industriegü-
tern geht in die SADC-Staaten. Die Entscheidung Süd-
afrikas, sich im Jahr 1994 der SADC und nicht COME-
SA (Common Market of Eastern and Southern Africa) 
anzuschließen, wurde von Beobachtern so interpre-
tiert, dass Südafrika sich dem Bündnis angeschlossen 
hat, das es am leichtesten dominieren kann (Bridges, 
25.10.2006, Draper/Wheeler/Alves 2006: 30–32, Dra-
per/Sally 2005: 27).

 Über die Region hinaus hat Südafrika bilateral 
oder gemeinsam mit der SACU weitere Abkommen 
abgeschlossen oder verhandelt über Verträge. Dar-
unter sind:

 Ein »Trade and Development Cooperation Ag-



© SÜDWIND 2007China, Indien, Brasilien und Südafrika | Teil 2 24

2. Südafrika: Bilaterale und multilaterale Handelspolitik sowie die Rolle im IWF

reement (TDCA)« mit der EU trat im Juli 2000 in 
Kraft. Schrittweise soll bis 2012 der Handel zwi-
schen Südafrika und der EU liberalisiert werden, so 
dass 95% der EU-Importe und 86% der Importe 
Südafrikas frei gehandelt werden können. Zu den 
wichtigsten Ausnahmen gehören Agrarprodukte, 
Aluminium, Erdölprodukte, Chemikalien, Textilien 
und Autoteile. Die EU wird die Zölle schneller sen-
ken als Südafrika, doch nur 61% des Agrarhandels 
einbeziehen (Südafrika 81%). Südafrika hat die der 
EU gewährten Zugeständnisse auch der SACU und 
der SADC gewährt. Dennoch wurde das Abkom-
men von anderen afrikanischen Staaten mit groß-
er Sorge gesehen. Sie befürchteten – was derzeit 
auch eintritt – dass die EU bei neuen Handelsge-
sprächen über Economic Partnership Agreements 
(EPA) mit den AKP-Staaten von diesen die gleichen 
Zugeständnisse verlangt, die das wesentlich stär-
kere Südafrika zugestand. Angesichts der 2000 
bis 2005 um mehr als 50% gewachsenen Importe 
Südafrikas aus der EU, denen nur ein Exportwachs-
tum von rund 10% gegenüber steht, sind diese 
Ängste eher noch gewachsen (Draper/Wheeler/Al-
ves 2006: 30, Wellmer 2007: 53).

 Die SACU hat im November 2004 mit Indien ein 
Rahmenabkommen für einen Freihandelsvertrag 
unterzeichnet. Dessen Wirkungen bleiben abzu-
warten, da viele Warengruppen nicht unter das 
Abkommen fallen.

 Die SACU hat im Dezember 2004 mit dem Merco-
sur ein Handelsabkommen geschlossen. Die Zölle 
für rund 1.000 Tarifl inien sollen gesenkt werden. 
Langfristig ist der Abschluss eines Freihandelsab-
kommens geplant.

 Verhandlungen mit den USA sind derzeit unterbro-
chen, da die SACU die Forderungen der Gegensei-
te für überzogen halten und diese nicht zum Nach-
geben bereit ist.

 Südafrika verhandelt bilateral unter anderem mit 
Nigeria, China, Indien, Japan, Südkorea, Ägypten 
und Singapur. Es ist offen, ob die Verhandlungen 
zu Ergebnissen führen werden. 

Auswirkungen der bilateralen
und regionalen Abkommen unklar

Die Verhandlungsrunden über regionale und bilate-
rale Abkommen binden viele Kräfte. Dabei ist vielfach 
unklar, wie die Folgen aussehen werden. Kritik gibt es 
von mehreren Seiten. Das Abkommen der SACU mit 
dem Mercosur beispielsweise umfasst nur rund 1.000 
der 10.000 Tarifl inien und hat daher lediglich eine 
sehr eingeschränkte Wirkung. Es wird zudem allen-
falls begrenzte Vorteile für Südafrika bringen, da die 

in den beiden Handelsblöcken produzierten Güter in 
vielen Bereichen sehr ähnlich sind. Daher besteht die 
Gefahr, dass sowohl bei Industriegütern als auch bei 
Agrarprodukten vor allem Brasilien profi tiert (Roberts 
2004, Alves 2006: 45).

 Ähnliche Prognosen gibt es für die Abkommen 
Südafrikas mit China und Indien. Ein Vergleich der 
verarbeiteten Exportgüter ergab, dass Südafrikas In-
dustrie erhebliche Überschneidungen mit China und 
noch mehr mit Indien aufweist. Dies gilt besonders für 
arbeitsintensive Produkte. Bereits jetzt kommen im-
mer mehr Produkte aus diesen beiden Staaten direkt 
auf den Heimatmarkt der südafrikanischen Hersteller 
und setzen diese massiv unter Druck (Chen/Goldstein/
Pinaud/Reisen 2005: 41–43).

 Anfang 2007 wurde in der südafrikanischen Wirt-
schaftspresse darüber diskutiert, ob ein Abkommen 
der SACU oder Südafrikas mit China angesichts des 
dann befürchteten vermehrten Zustroms chinesischer 
Waren überhaupt positive Auswirkungen haben 
könnte (Business Day Online, 7.3.2007). 

 Eine Einschätzung der Auswirkungen der Abkom-
men wird weiter dadurch erschwert, dass die Mitglied-
schaften bei SACU, SADC und COMESA sich teilweise 
überlappen. Zudem haben einzelne Mitgliedsländer 
weitere eigene bilaterale Abkommen geschlossen. Es 
existiert eine Vielzahl von verschiedenen Zollsätzen 
und Herkunftsregeln, die bei allen Verhandlungen be-
rücksichtigt werden müssen, inklusive der aus neuen 
Verträgen folgenden Auswirkungen auf Zolleinnah-
men und Konkurrenzfähigkeit der beteiligten Staa-
ten. Die Situation ist so verworren, dass Diagramme 
der bestehenden Vernetzungen mit »Spaghetti Bowl« 
überschrieben sind. Selbst die Zusammenführung 
einzelner regionaler Bündnisse zu größeren Zusam-
menhängen ist aufgrund der verwobenen Strukturen 
sehr schwierig (Draper/Halleson/Alves 2007). 

2.1.3 Positionen innerhalb der WTO 

Vor dem Hintergrund der komplizierten Vertragslage 
bei bilateralen und regionalen Handelsabkommen 
wundert es wenig, dass Südafrika international auf 
multilaterale Vereinbarungen drängt (Hviding 2005: 
133). Anstoß für die Übernahme einer Führungsrolle 
innerhalb der WTO-Verhandlungen war das Scheitern 
der Jahreskonferenz der Welthandelsorganisation im 
Jahre 1999. Seitdem hat die Regierung immer wieder 
versucht, mit ähnlich gesinnten Staaten Allianzen auf-
zubauen (Taylor 2004: 2).

 Ein erstes wichtiges Ergebnis war im Juni 2003 die 
Gründung des »India, Brazil and South Africa Dialo-
gue Forum« (IBSA). Es folgte die Beteiligung an der 
Gründung der G20-Gruppe und der NAMA 11. In-



© SÜDWIND 2007China, Indien, Brasilien und Südafrika | Teil 2 25

2. Südafrika: Bilaterale und multilaterale Handelspolitik sowie die Rolle im IWF

nerhalb der Bündnisse spielt Südafrika politisch eine 
wesentlich wichtigere Rolle, als es die vergleichsweise 
geringe Wirtschaftskraft nahe legt, und die Regierung 
konnte so die eigene Machtposition bei internationa-
len Verhandlungen deutlich stärken (siehe Kapitel 
1.4).

 Bei den WTO-Verhandlungen sieht sich Südafrika 
ausdrücklich als Vertreter der Interessen der Ent-
wicklungsländer. Staatpräsident Mbeki fordert eine 
»global solidarity«, die zu einer Reintegration Afrikas 
in die Weltwirtschaft und Zugeständnissen der Indus-
trienationen beim Marktzugang der Entwicklungslän-
der führen soll (Landsberg 2006: 8).

Agrarinteressen

Der Agrarsektor ist immer noch von erheblicher 
Bedeutung für die Wirtschaft des Landes. Die rund 
46.000 kommerziellen Farmen Südafrikas beschäf-
tigten 2002 mit mehr als 940.000 Menschen fast 
10% aller formell Beschäftigten des Landes. Diese 
Farmen bewirtschaften rund 87% der landwirtschaft-
lich genutzten Flächen. Ihre Produkte bilden 8,4% 
der Exporte des Landes und sind die Grundlage für 
weitere 5% der Ausfuhren. Neben den kommerziellen 
Farmern betreiben noch rund 2,5 Mio. Haushalte, die 
sich auf 13% der Fläche drängen, Subsistenzlandwirt-
schaft (Kirsten 2006: 2–4).

 Ein Drittel der Produktion geht in den Export. Mit 
weitem Abstand wichtigster Markt ist die EU (2004: 
46,8%) vor Japan (4,9%) und den USA (4,6%). Der 
größte Teil der südafrikanischen Produkte wird in der 
EU wie auch in den USA nur mit sehr geringen oder 
gar keinen Zöllen belegt (OECD 2006a: 2, Sandrey 
2006: 17). 

 Der Exportanteil hat in den letzten Jahren zuge-
nommen. Zudem konnte der Anteil verarbeiteter 
Nahrungsmittel an den Exporten auf rund 60% ge-
steigert werden. Zugleich steigen allerdings auch die 
Importe von Agrarprodukten deutlich an. Ein großer 
Teil dieser Importe besteht aus argentinischem Tier-
futter, dass vor allem für die schnell wachsende Ge-
fl ügelzucht benötigt wird (Sandrey 2006: 14).

 Südafrikas langjähriges Engagement in der Cairns-
Gruppe in der WTO, die für eine Liberalisierung des 
Agrarhandels eintritt, ist ebenso verständlich wie die 
offensive Position in der G20: Man selbst hat die Zöl-
le im Agrarbereich seit 1990 auf deutlich unter 5% 
gesenkt. Die staatlichen Zahlungen an die Bauern 
liegen nach der Berechnungsmethode der OECD mit 
5% der Einkommen weit unter denen in den Indus-
triestaaten (USA 20%, EU 34%, Japan 58%). Eine Ab-
senkung der Agrarsubvention in den OECD-Staaten 
würde somit relativ gesehen die Konkurrenzfähigkeit 

der südafrikanischen Landwirte deutlich stärken. Ein 
Anstieg der Agrarproduktion könnte auf dem Lande, 
wo die Armut besonders hoch ist, erhebliche Entwick-
lungseffekte haben (Sandrey 2006: 15, OECD 2006a: 
4–7).

 Zugleich fordert Südafrika in den Verhandlungen 
den Erhalt und Ausbau des Rechts von Schwellen- 
und Entwicklungsländern, Teilbereiche der Agrarpro-
duktion weiterhin zu schützen (»Special and Differen-
tial Treatment«). Das mögliche Schicksal der eigenen 
Subsistenzlandwirte vor Augen, setzte sich die süd-
afrikanische Verhandlungsdelegation bei der WTO 
für den Schutz der Kleinbauern ein und übernahm die 
Forderungen der African Group. Die südafrikanische 
Regierung lehnt dabei ausdrücklich ab, für das Ende 
von Exportsubventionen einen Preis bei anderen Ver-
handlungssträngen zu zahlen (Grant 2006a: 18–21).

NAMA

Wesentlich zwiespältiger ist die Situation bei den Ver-
handlungen um eine Senkung der Zölle für Industrie-
güter. Die südafrikanische Industrie hofft einerseits, 
nach einer weiteren Öffnung von Märkten expandie-
ren zu können. Vor allem setzen die Großunterneh-
men auf die weitere Öffnung der Märkte afrikanischer 
Staaten. Damit widerspricht die offensive Agenda des 
Landes in Teilen der der AKP- wie auch der LDC-Staa-
ten (Draper/Sally 2005: 29, Draper/Wheeler/Alves 
2006: 28).

 Zugleich gerät die Produktion arbeitsintensiver Gü-
ter durch massiv steigende Importe unter Druck. Die 
Kombination aus starkem Kursanstieg des Rand, der 
erst Mitte 2006 wieder etwas gesenkt werden konnte, 
und im internationalen Vergleich hohen Lohnkosten 
bringt die Produzenten in Schwierigkeiten. Auf in-
ternationaler Ebene will Südafrika daher innerhalb 
der WTO die von den Industrienationen geforderte 
radikale Zollsenkung für Industriegüter verhindern. 
Gemeinsam mit anderen Schwellenländern fordert 
die südafrikanische Regierung zwar Zollsenkungen, 
doch sollen die Industrienationen ihre Zölle wesent-
lich stärker senken als Schwellen- und Entwicklungs-
länder.

GATS

Die südafrikanische Verhandlungsdelegation zeigt 
bislang wenig Aktivitäten bei den GATS-Verhand-
lungen (Draper/Wheeler/Alves 2006: 29).



© SÜDWIND 2007China, Indien, Brasilien und Südafrika | Teil 2 26

2. Südafrika: Bilaterale und multilaterale Handelspolitik sowie die Rolle im IWF

2.1.4  Abkehr vom
  Freihandelsgedanken?

Für Südafrika stand seit 1994 außer Frage, dass eine 
weitere Öffnung der Märkte durchgesetzt werden 
sollte. Es zeichnen sich jedoch Veränderungen der 
südafrikanischen Haltung ab. Die deutliche Zunahme 
der Importe aus China – und hier insbesondere von 
arbeitsintensiven Gütern – setzt die Wirtschaft immer 
stärker unter Druck und erschwert die Schaffung neu-
er Arbeitsplätze, was wiederum die Senkung der weit 
verbreiteten Armut verhindert.7 Der Druck auf den 
arbeitsintensiven Teil der südafrikanischen Industrie 
wird eher noch zunehmen, da chinesische Produ-
zenten sowohl den Binnenmarkt des Landes als auch 
die potentiellen Exportmärkte in Afrika zu überneh-
men drohen (Alves 2006: 52).

 Die steigenden Defi zite in der Handelsbilanz – 
2006 ist der Fehlbetrag nach vorläufi gen Zahlen auf 
6,4% des BIP gestiegen – sind ein deutlicher Hinweis 
auf die Schwierigkeiten der südafrikanischen Wirt-
schaft. Dieses Defi zit wäre vor allem aufgrund sinken-
der Exporte von Fertigprodukten nach Europa und in 
die USA noch stärker ausgefallen, wären nicht deut-
lich mehr Rohstoffe als in den Vorjahren nach China 
und Indien geliefert worden (Mail & Guardian Online, 
12.03.2007).

 Die südafrikanische Regierung hat 2006 ein Ab-
kommen mit China geschlossen, durch das der Import 
von Textilien und Bekleidung beschränkt wird. Damit 
wurde eine Einschränkung des freien Handels in Kauf 
genommen, um heimische Arbeitsplätze zu erhalten.

 Auch in anderen Bereichen gibt es Konfl ikte mit 
Chinas Handelsoffensive. Staatspräsident Mbeki er-
regte im Dezember 2006 großes Aufsehen, als er in 
einer Rede vor neokolonialen Strukturen im Handel 
Afrikas inklusive Südafrikas mit China warnte, die 
die Unterentwicklung des Kontinentes zementieren 
könnten. Zwar schwächten andere Regierungsmit-
glieder diese Kritik ab und betonten die Bedeutung 
Chinas für das Land und den Kontinent, doch die 
Diskussion über einen stärkeren Schutz der eigenen 
Wirtschaft nahm an Schärfe zu. 

 In den Ministerien wird an einer neuen Industrie-
politik gearbeitet, die eine stärkere Förderung des 
Staates für den Aufbau eigener Industrien vorsehen 
soll. Zur stärkeren Rolle des Staates beim Schutz der 
heimischen Industrie und der Schaffung neuer Ar-
beitsplätze passt die Debatte in der Regierung über 
eine Einschränkung des Exportes von Chromerzen. 
Kritiker verlangen eine Reduzierung der Exporte 
nach China und die Förderung des Ausbaus der ei-

genen Chromverarbeitung. Im Gespräch sind sowohl 
Exportzölle als auch Mengenbeschränkungen (Busi-
ness Day Online, 5.3.2007 und 7.3.2007). 

 In eine ähnliche Richtung geht der Versuch, eine 
Art OPEC der Diamantenförderer im südlichen Afri-
ka aufzubauen. Neben Südafrika wollen Namibia, 
Simbabwe, Angola, Botswana und die DR Kongo, die 
gemeinsam rund die Hälfte der weltweiten Diaman-
tenförderung bestreiten, ihre Vermarktung bündeln. 
Ziel ist der Aufbau einer Sortier- und Verarbeitungs-
industrie in der Region. Um dies zu erleichtern, ist 
die Einführung von Zöllen auf den Export von Roh-
diamanten geplant (FAZ Online, 24.4.2007, Namibian 
Online, 27.4.2007). 

 Hauptleidtragender eines solchen Zolles wäre In-
dien, wo in den letzten Jahren hunderttausende Ar-
beitsplätze in Diamantenschleifereien entstanden. Die 
teilweise verheerenden Arbeitsbedingungen in den 
dortigen Firmen – in vielen Betrieben arbeiten Kinder 
– sind ein Grund dafür, dass die Lohnkosten wesent-
lich niedriger sind als in Südafrika. 

 Offen ist allerdings, ob Südafrika auch in Zukunft 
gegenüber anderen Entwicklungsländern und hier 
insbesondere afrikanischen Staaten die eigene Wirt-
schaftsmacht zurücknimmt. Die Konzerne des Landes 
haben ein großes Interesse daran, ihre Marktpositi-
on auf dem Kontinent auszubauen. Die Eigeninter-
essen der wirtschaftlich in der Region am weitesten 
entwickelten ökonomischen Großmacht Südafrika 
stimmen nur noch in Teilen mit den Interessen der 
Nachbarstaaten überein.

7 Siehe hierzu: Hütz-Adams 2007: 21–22.
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Südafrika hat derzeit keine Außenstände beim IWF 
und nur geringe Kredite bei der Weltbank. Die Re-
gierung ist daher auch nicht an Aufl agen gebunden. 
Angesichts der Auswirkungen der IWF-Programme 
auf die Wirtschaft der afrikanischen Staaten verlangt 
die südafrikanische Regierung dennoch Änderungen 
sowohl der Politik des IWF als auch bei der Macht-
verteilung im Währungsfonds und in der Weltbank: 
In deren Gremien besitzen die afrikanischen Staaten 
lediglich knapp über 4% der Stimmrechte (Taylor 
2004: 4).

 Mit großem Misstrauen beobachtet Südafrika die 
derzeit laufenden Verhandlungen über eine Reform 
der Stimmrechte im IWF. Befürchtet wird, dass die 
Schwellenländer – und hier vor allem China – mehr 
Einlagen einzahlen und im Gegenzug mehr Stimm-
rechte erhalten, ohne dass die Mitsprachemöglich-
keiten der kleinen Staaten verbessert werden. Die 
südafrikanische Regierung hat im September 2006 
anlässlich der Verhandlungen über den Fortgang 
der Reformen bei der IWF-Weltbank-Jahrestagung 
in Singapur unmissverständlich klargestellt, es dürfe 
nicht nur um kosmetische Umschichtungen bei den 
Stimmrechten gehen. Sie forderte eine grundlegende 
Reform der Abstimmungsverfahren zu Gunsten der 
bislang machtlosen Kreditnehmer. Südafrika stimmte 
in Singapur gemeinsam mit anderen Entwicklungs- 
und Schwellenländern – darunter Brasilien und In-
dien – gegen die dort beschlossenen Stimmrechtsän-
derungen im IWF. 

 Finanzminister Trevor Manual hat angekündigt, 
Südafrika werde 2007 den Vorsitz in der Gruppe der 
20 – einem Zusammenschluss der wichtigsten Indus-
trie- und Schwellenländer, in dem über internationa-
le Finanzfragen verhandelt wird – nutzen, um eine 
Stimmrechtsreform bei IWF und Weltbank voranzu-
bringen. 

 Während die Regierung in diesem Bereich Posi-
tionen vertritt, die auch viele Nichtregierungsorga-
nisationen teilen, gibt es in einem anderen Bereich 
der internationalen Finanzbeziehungen erhebliche 
Konfl ikte: Nichtregierungsorganisationen klagen vor 
Gerichten in den USA, um die Unrechtmäßigkeit von 
Krediten an die Apartheidregierung feststellen zu 
lassen. Die Gerichte sollen zudem den Menschen in 
Südafrika Entschädigungen in Milliardenhöhe zuer-
kennen, da durch die Kredite die Diktatur verlängert 
wurde. Die südafrikanische Regierung erkennt dage-
gen die Schulden an, zahlt diese zurück und lehnt das 
Vorgehen der Nichtregierungsorganisationen ab.

2.2  Südafrikas Position im IWF und der Weltbank
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Handelsfragen spielten in der indischen Politik lange 
keine große Rolle, da der Handel nur einen kleinen 
Teil des BIP ausmacht. In den letzten Jahren änderte 
sich die indische Position insofern, als man nun ak-
tiv an internationalen Handelsgesprächen teilnimmt 
und Importschranken abbaut. Bei den WTO-Verhand-
lungen vertritt die indische Regierung nachdrücklich 
die eigenen Interessen, die sich derzeit – mit Ausnah-
me des Dienstleistungsbereichs – mit denen vieler 
Entwicklungsländer decken. Angesichts der schnellen 
Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur des Landes 
und hier vor allem der Interessen der heimischen 
Großunternehmen ist fraglich, ob dies noch lange der 
Fall sein wird.

3.1.1  Großmachtstatus und
  zunehmende wirtschaftliche
  Verfl echtung

Indiens regionaler wie auch zunehmend weltpoli-
tischer Führungsanspruch leitet sich schon aus der 
schieren Größe des Landes ab. Die größte Demokra-
tie der Welt mit mehr als 15% der Weltbevölkerung 
verfügt über große militärische (nukleare) Macht und 
gemessen in Kaufkraftparitäten das viertgrößte BIP 
der Welt. Die Forderung nach einem ständigen UN-
Sitz mit Vetorecht ist daher nur folgerichtig (Mathur 
2005: 22). 

 Die indische Regierung setzt bei ihren Bemü-
hungen, die eigene Position in internationalen Foren 
zu stärken, gezielt auf Süd-Süd-Partnerschaften. Dies 
gilt nicht nur in politischen Bereichen, sondern auch 
bei Verhandlungen über Handelsfragen und die öko-
nomische Entwicklung (Salma Bava 2007: 6). 

 Das zunehmende Engagement in Handelsfragen 
ist das Ergebnis der Beendigung einer jahrzehnte-
langen Politik der ökonomischen Abschottung: Noch 

1991 war rund 93% der lokalen Produktion vor Kon-
kurrenz aus dem Ausland geschützt. Inzwischen sind 
die Zölle im internationalen Vergleich zwar immer 
noch relativ hoch, doch die Handelsbeschränkungen 
werden weiter abgebaut. Der durchschnittliche Zoll-
satz sank von 125% auf rund 15%, wobei der Wert für 
einzelne Produkte wesentlich höher ist. Vor allem der 
Agrar- und der Dienstleistungssektor werden immer 
noch relativ stark durch Zölle und andere Importres-
triktionen geschützt (Jha 2005: 164–165, Sally 2007: 
3, IWF 2007: 27).

 Diese Öffnung ist nicht unumstritten. Ein Vorwurf 
lautet, die Liberalisierung des Handels habe bislang 
lediglich Vorteile für die Mittelklasse gebracht. Deren 
Konsumverhalten gleiche mehr und mehr dem der 
BewohnerInnen von Industriestaaten und führe zu 
vermehrten Einfuhren. Ein Teil der gestiegenen Im-
porte ginge dabei auf Kosten der heimischen Produk-
tion (Ghosh 2002: 22–23).

 Zudem sind die äußerst schlechten Lebensbedin-
gungen vieler indischer Bauern unter anderem – da-
neben spielen innenpolitische Probleme eine große 
Rolle – eine Folge der vorsichtigen Marktöffnung des 
Agrarsektors. Daher ist in der indischen Presse im 
Zusammenhang mit den Selbstmorden verzweifelter 
Landwirte von einem »import of ‚suicides‘« die Rede 
(Hütz-Adams 2007: 27–28).

 Wie groß die Auswirkungen der Öffnung von 
Märkten sein können, zeigt auch die Diskussion um 
den Einzelhandel. Derzeit gibt es in Indien noch rund 
15 Millionen kleine Familienläden. Ausländische Kon-
zerne dürfen in eigener Regie keine Supermärkte 
eröffnen. Als die Regierung Ende 2006 eine Zusam-
menarbeit des Wal-Mart-Konzerns mit den indischen 
Bharti Enterprises genehmigte, die umgehend die Er-
öffnung hunderter Supermärkte ankündigten, wurde 
über den Verlust von Millionen Arbeitsplätzen speku-
liert. Dass indische Unternehmen daraufhin verkün-
deten, ihrerseits im Laufe der nächsten Jahre tausen-
de Supermärkte zu eröffnen, um der Konkurrenz aus 

3.  Indien:
 Bilaterale und multilaterale
 Handelspolitik sowie die Rolle im IWF 

3.1  Indiens Interessen bei Verhandlungen
 über Handelsfragen
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dem Ausland entgegenzutreten, verstärkt die Ängste 
der kleinen Ladeninhaber noch weiter.

Multinationale Unternehmen
auf dem Vormarsch

Bei der Verfl echtung der internationalen Wirtschafts-
beziehungen spielen multinationale Unternehmen 
eine große Rolle. Investoren aus Industrie- und 
Schwellenländern entdecken den indischen Markt. 
Dies wird zum Ersten dadurch begünstigt, dass die 
indische Regierung über Jahrzehnte gültige Investi-
tionsbeschränkungen in den meisten Wirtschaftsbe-
reichen aufgehoben hat. Ausländische Unternehmen 
versuchen nun durch den Aufbau neuer Produktions-
kapazitäten vom niedrigen indischen Lohnniveau zu 
profi tieren. Zum Zweiten wollen sich die Konzerne 
einen Teil des schnell wachsenden indischen Marktes 
sichern. 

 In einer von der Weltbank aufgestellten Ranglis-
te der attraktivsten Investitionsstandorte lag Indien 
2006 lediglich auf Rang 134 von 175 untersuchten 
Staaten, doch transnationale Konzerne sehen den 
großen, unerschlossenen Markt und stufen Indien 
nach China und vor den USA als zweitattraktivsten In-
vestitionsstandort ein (World Bank 2006c: 6, UNCTAD 
2005: 34).

 Seit Anfang 2006 gab es umfangreiche Investiti-
onsankündigungen, die weit über die Vorjahre hin-
ausgehen. Darunter waren:

 IBM hat zwischen 2003 und 2005 rund 2 Mrd. US-
Dollar in Indien investiert und die Zahl der dortigen 
MitarbeiterInnen von 9.000 auf 42.000 erhöht. 
Im Juni 2006 wurden weitere Investitionen von 
bis zu 6 Mrd. US-Dollar für die Jahre 2006–2009 
angekündigt. Microsoft, Intel, AMD & Sem India, 
Cisco und SAP wollen ebenfalls jeweils Milliarden-
summen investieren.

 Der chinesische Konzern Haier, der weiße Ware für 
die Küche fertigt, plant große Produktionsanlagen 
für den indischen Markt sowie für Exporte nach 
Afrika und Südasien.

 Wal-Mart plant über ein Gemeinschaftsunterneh-
men mit den indischen Bharti Enterprises die In-
vestition von 1,4 Mrd. US-Dollar und die Eröffnung 
von Hunderten Supermärkten.

 VW, Suzuki und Hyundai planen neue Fabriken.

 Ersten vorläufi gen Schätzungen zufolge fl ossen im 
Finanzjahr 2006–07 ausländische Direktinvestitionen 
in Höhe von rund 15 Mrd. US-Dollar nach Indien, eine 
Verdreifachung des Vorjahreswertes. Die indische Re-
gierung erwartet für 2007–08 eine weitere deutliche 

Steigerung auf 25 Mrd. US-Dollar (India Daily Online, 
14.4.2007).

 Zugleich tätigten die indische Regierung sowie die 
nationalen Konzerne des Landes große eigene Aus-
landsinvestitionen. Angesichts des Umfangs und der 
Dynamik dieser Entwicklung lohnt ein näherer Blick 
auf diese Geschäfte, da sie über kurz oder lang die 
Position Indiens bei Verhandlungen über die Regulie-
rung des Welthandels beeinfl ussen werden: 

 Die indische Pharmaindustrie kaufte in den letzten 
Jahren weltweit mehr als 20 Konkurrenten auf, 
darunter die deutschen Generikahersteller Heu-
mann und Betapharm (2005 durch Dr. Reddy La-
boratories für 570 Mio. US-Dollar).

 Indische Softwareunternehmen, darunter die 
Marktführer Infosys, Wipro und Tata, kaufen welt-
weit kleinere Konkurrenten auf, um den Zugang zu 
Exportmärkten abzusichern.

 Der indische Eisenbahnbetreiber Rites – das staat-
liche Unternehmen ist in 62 Staaten aktiv – über-
nahm im August 2006 für 25 Jahre den Betrieb 
des tansanischen Eisenbahnnetzes und sagte In-
vestitionen zu. In Planung ist zudem der Bau einer 
Eisenbahnstrecke zum Preis von 1 bis 1,5 Mrd. US-
Dollar zur Erschließung von Eisenerzvorkommen 
im Senegal.

 Die Tata-Gruppe zahlte im Januar 2007 nach einem 
Bieterwettstreit mit dem brasilianischen Konzern 
Companhia Siderurgica Nacional (CSN) rund 11 
Mrd. US-Dollar für den britisch-niederländischen 
Stahlhersteller Corus. 

 Der Aluminium- und Kupferhersteller Hindalco In-
dustries übernahm zeitgleich für 6 Mrd. US-Dollar 
den kanadischen Konkurrenten Novelis.

 Die Jindal-Gruppe will 2,3 Mrd. US-Dollar in eine 
bolivianische Eisenerzmine investieren.

 Der staatliche Ölversorger ONGC ist in Kuba, An-
gola, dem Sudan, Gabun, Nigeria, Syrien, Myan-
mar, Indonesien, Libyen und im Iran aktiv. 

 Indische Unternehmen planen die Investition von 
bis zu einer Mrd. US-Dollar in der Elfenbeinküste, 
um dort Öl zu suchen und Erzvorkommen zu er-
schließen.

 Im März 2007 gab Oil India bekannt, man werde 
binnen 5 Jahren 2 Mrd. US-Dollar für den Erwerb 
von Öl- und Gasvorkommen ausgeben, vor allem 
in Afrika und Lateinamerika.

 Ebenfalls im März 2007 verkündete die indische 
Regierung, man wolle zur Absicherung der Ener-
gieversorgung weltweit Kohlevorkommen erwer-
ben, darunter Minen in Simbabwe, Mosambik, 
Indonesien und Südafrika.
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 Die Auslandsexpansion der Unternehmen be-
schleunigt sich. 2004 lag der Wert der Übernahmen 
bei weniger als 2 Mrd. US-Dollar, 2005 bei unter 5 
Mrd. US-Dollar. Bis Mitte Oktober 2006 kündigten in-
dische Unternehmen den Kauf von 131 ausländischen 
Konkurrenten im Wert von mehr als 18 Mrd. US-Dol-
lar an (Economist Online, 20.10.2006).

 In dieser Statistik taucht das größte Geschäft eines 
Inders nicht auf: Die rund 32 Mrd. US-Dollar umfas-
sende Übernahme von Arcelor durch den Mittalkon-
zern wird nicht Indien zugerechnet, da Mittal seinen 
Firmensitz in die Niederlande und nach Großbritan-
nien verlegt hat. Mittal kaufte zudem 2005 von der 
damaligen Übergangsregierung Liberias unter um-
strittenen Umständen für 900 Mio. US-Dollar die 
alleinigen Förderrechte für die dortigen Eisenerzvor-
kommen. Der Konzern verhandelt darüber hinaus 
über ein 2,2 Mrd. US-Dollar-Projekt im Senegal, das 
neben der Förderung von Eisenerz den Bau einer 
Eisenbahntrasse und eines Hafens für den Transport 
der Rohstoffe umfasst.

Auslandsinvestitionen steigen weiter

Die Investitionen indischer Unternehmen werden 
in den nächsten Jahren weiter zunehmen. Eine von 
indischen Industrieverbänden in Auftrag gegebene 
Studie kommt zu dem Ergebnis, Indien werde im Fi-
nanzjahr 2007/08 rund 15 Mrd. US-Dollar für Aus-
landsinvestitionen ausgeben. Die Konzentrations-
welle innerhalb der indischen Industrie schuf in den 
letzten Jahren schlagkräftige Großkonzerne, die über 
enorme fi nanzielle Mittel verfügen. Führende Bran-
chen sind neben dem Ölsektor die Pharmaindustrie, 
Softwareunternehmen und der Automobilbau. Auf 
der Einkaufsliste der Unternehmen steht mit REpower 
auch einer der größten deutschen Windradhersteller, 
für den Suzlon-Energy 1,4 Mrd. US-Dollar bot (The 
Economic Times Online, 16.3.2007, South Asia Online, 
23.3.2007).

 Bei den Investitionen spielen auch strategische 
Interessen eine Rolle. Indische Offi zielle fordern un-
ter Verweis auf traditionell gute Verbindungen eine 
Verstärkung des Engagements auf dem afrikanischen 
Kontinent, wo sie Geschäftsinteressen durch »aggres-
sive« Konkurrenz aus China bedroht sehen. Zugleich 
werden Strategien gesucht, die der Strategie Chinas, 
Kredite und Militärhilfe an Rohstoffgeschäfte zu kop-
peln, entgegengesetzt werden können (Hindustans 
Times Online, 9.11.2006, The Times of India Online, 
7.3.2007). 

 Regierung und Unternehmen bieten mittlerweile 
ähnlich wie China Kombigeschäfte aus Krediten, Lie-
ferungen und Knowhow an, wie einige Beispiele zei-
gen:

 Die indische Regierung hat der nigerianischen 
Regierung Investitionen in Höhe von rund 6 Mrd. 
US-Dollar zugesagt. Teil des Abkommens ist die In-
standsetzung sowie der Neubau von Kraftwerken.

 Indische Unternehmen sind am Ausbau einer Ei-
senbahnverbindung zwischen Togo, Benin, Bur-
kina Faso und dem Niger beteiligt, deren Kosten 
in Höhe von 1,5 Mrd. US-Dollar Indien zu einem 
Drittel fi nanziert.

 Die indische Regierung hat der äthiopischen Re-
gierung im November 2006 einen Kredit in Höhe 
von 640 Mio. US-Dollar für den Ausbau der Zu-
ckerproduktion angeboten. Im Gegenzug für den 
sehr niedrigen Zinssatz soll Äthiopien die benöti-
gten Maschinen in Indien kaufen.

 Doch nicht nur im Ausland, sondern auch zu Hau-
se investieren indische Unternehmen Milliardensum-
men, um die Weltmärkte zu erobern. Die Boston 
Consulting Group zählte in einer Studie 21 indische 
Firmen zu den 100 »New Global Challengers« und 
prophezeit deren Vormarsch in den Bereichen Auto-
mobilzulieferung, Chemie, Maschinen- und Anlagen-
bau, Software und Ingenieurdienstleistungen (Han-
delsblatt, 26.5.2006).

 Die Reliance-Gruppe ist beispielsweise bereits Welt-
marktführer bei synthetischen Textilfasern. Derzeit 
baut das Unternehmen in einer Sonderwirtschaftszo-
ne für sechs Mrd. US-Dollar seine erst wenige Jah-
re alte Großraffi nerie (die drittgrößte der Welt) zum 
größten Komplex dieser Art weltweit aus und will ab 
Ende 2008 hochwertige Treibstoffe vor allem in In-
dustrieländer exportieren. Auch der Automobilsektor 
expandiert und will seine Exporte von derzeit 1 Mrd. 
auf 25 Mrd. US-Dollar im Jahr 2015 steigern. Allein 
Tata Motors wird 2,6 Mrd. US-Dollar in neue Anlagen 
investieren. 

3.1.2  Bilaterale und regionale
  Handelsabkommen

Der weltweite Vormarsch indischer Unternehmen und 
die zunehmenden Exporte des Landes verstärken das 
Bestreben der indischen Regierung, die Handelsbe-
ziehungen über Verträge abzusichern. 

 Derzeit engagiert sich Indien unter anderem in fol-
genden regionalen Abkommen und Verhandlungen:

 Seit dem 1.1.2006 gilt ein Freihandelsabkommen 
der South Asian Free Trade Area – SAFTA, die von 
den Staaten der South Asian Association for Regi-
onal Cooperation – SAARC (Bangladesh, Bhutan, 
Indien, Malediven, Nepal, Pakistan und Sri Lanka) 
gebildet wird. LDC-Staaten der Gruppe müssen die 
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Zölle weniger stark senken und erhalten Kompen-
sationszahlungen für Einnahmeausfälle.

 Weitere Freihandelsabkommen bestehen mit Sri 
Lanka, Nepal, Bhutan, Thailand, Afghanistan und 
dem Gulf Cooperation Council.

 Abkommen über Handelserleichterungen oder 
bevorzugten Marktzugang bestehen mit Singapur, 
Chile, der SACU, Mercosur und BIMSTEC (Bangla-
desh, India, Myanmar, Sri Lanka, Thailand Econo-
mic Cooperation, zu der seit 2004 auch Nepal und 
Bhutan gehören).

 Vorverträge wurden unterzeichnet oder Verhand-
lungen laufen mit Südafrika, Pakistan, Malaysia, 
Indonesien, Südkorea, Japan, China, Mauritius, 
Ägypten, Australien, USA, der EU, den ASEAN-
Staaten (Brunei, Kambodscha, Indonesien, Laos, 
Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singapur, Thai-
land und Vietnam), und der COMESA.

 Dass der Schwerpunkt der Bemühungen auf Asien 
gelegt wird, spiegelt die veränderten Warenströme 
wider: Indiens Exporte in den asiatischen Raum sind 
mittlerweile höher als die Lieferungen nach Europa, 
das nur noch 20% der Ausfuhren aufnimmt. Auch die 
Exporte nach Afrika und in den Mittleren Osten ha-
ben deutlich zugelegt (IWF 2006b: 17).

 Doch der Wirkungsgrad der Abkommen ist häufi g 
nicht sehr weitgehend, wie zwei Bespiele zeigen:

 Das im Januar 2004 abgeschlossene SAFTA-Ab-
kommen wird keine großen neuen Warenströme 
nach sich ziehen. Der Warenaustausch zwischen 
den Staaten beträgt lediglich 2% des Außen-
handelsvolumens, und die bis 2016 schrittweise 
geplante Senkung der zwischenstaatlichen Zölle 
kommt nur langsam voran (bfai, 6.12.2005).8

 Das Anfang 2004 geschlossene Indien-Mercosur-
Abkommen beschränkt Handelserleichterungen 
auf rund 600 Güter (CUTS 2005: 4, Soko 2006: 
2).

 Die indische Verhandlungsposition wird teilweise 
als sehr unfl exibel wahrgenommen und damit auch 
als Hindernis für den Ausbau des Süd-Süd-Handels 
(Draper/Sally 2005: 20). Kritiker sagen, die Inder 
schlössen die Produkte von der Liberalisierung aus, 
die die Verhandlungspartner günstiger herstellen. 
Bei den Gesprächen mit den ASEAN-Staaten hat die 
indische Regierung beispielsweise eine Negativliste 
von 1.414 Produkten vorgelegt, die von den Libera-
lisierungen ausgeschlossen werden sollen. In langen 
Verhandlungen schrumpfte die Liste auf rund 900 
Produkte. Besonders kritisch sind die Regelungen 
für den Agrarbereich. Während die anderen ASE-
AN-Staaten eine Marktöffnung bei 90% der Güter 
fordern und drastische Zollsenkungen für den Rest, 
lehnen Teile der indischen Regierung eine so weitge-

hende Marktöffnung ab und verweisen darauf, dass 
Indien bei den WTO-Verhandlungen Schutz für bis zu 
20% der Agrarprodukte fordert (Thakurta 2006).

 Diese vorsichtige Herangehensweise bei Verhand-
lungen über Marktöffnungen ist das Ergebnis der 
komplexen Gemengelage in der indischen Politik. Die 
Regierungen der Bundesstaaten mit ihren vielen Son-
derinteressen beobachten das für die Verhandlungen 
in der WTO zuständige Ministerium für Handel und 
Industrie sehr genau, wodurch dessen Handlungs-
spielraum eingeengt wird. Weitere Liberalisierungen 
widersprechen dem Grundkonsens vieler Menschen, 
und die Diskussionsprozesse sind sehr langwierig, zu-
mal Nichtregierungsorganisationen erheblichen Ein-
fl uss haben. Handelsabkommen werden von ganzen 
Netzwerken beeinfl usst und sind daher in der Tendenz 
eher nicht sehr weitgehend (Sen 2004: 1–4).

3.1.3  Positionen innerhalb der WTO 

Dennoch hat die indische Regierung in der WTO eine 
Führungsrolle übernommen. Bei der Organisation 
von Bündnissen wie den G20 und den NAMA 11 ist 
sie sehr aktiv. Bei Auseinandersetzungen um NAMA 
und GATS sind es indische Unterhändler, die Einga-
ben bei der WTO machen und Forderungen stellen. 
Indien wird in Genf mittlerweile gemeinsam mit Bra-
silien regelmäßig zu Gesprächen der Industrieländer 
über den Verlauf der Verhandlungen dazugebeten. 
Der indische Handelsminister Kamal Nath forderte 
dabei nachdrücklich von den Industrieländern, aus 
der derzeitigen WTO-Verhandlungsrunde tatsächlich 
wie zugesagt eine Entwicklungsrunde zu machen. Er 
verweist dabei immer wieder auf die Lebenslage der 
Armen in den Entwicklungsländern und auch in In-
dien selbst.9

 Bei der WTO Ministerkonferenz in Hongkong im 
Dezember 2005 waren es Indien und Brasilien, die 
maßgeblich ein gemeinsames Treffen der G20 und 
der G90 organisierten. So konnte eine gemeinsame 
Linie vereinbart und verhindert werden, dass die In-

8 Der pakistanische Botschafter bei der WTO, Dr. Manzoor 
Ahmad, meinte bei einem Vortrag im Rahmen des Public Fo-
rum 2006 der WTO Ende September 2006 in Genf, innerhalb 
des SAARC würden viele Abkommen schnell unterschrieben, 
ohne dass dies zu mehr Handel führen, während bei der WTO 
lange verhandelt und wenig unterschrieben würde, was aber zu 
einer deutlichen Ausweitung des Handels führe.

9 Handelsminister Kamal Nath sagte: »If the round means desta-
bilisation or deindustrialisation in industrial developing coun-
tries, if that‘s it, forget it. If 650 million farmers are sought to 
be put on a suicide track, then forget it. If 300 million people 
living with one dollar a day are to be pushed to 50 cents a day, 
forget it. Issues of subsistence and development are not up for 
negotiation« (afp 25.4.2006).
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dustrieländer kleine LDCs unter Druck setzen, um die 
Einheit der Entwicklungsländer zu untergraben (Me-
tha/Kumar 2006: 2).

 Darüber hinaus versucht Indien auch auf anderen 
Wegen, die Verhandlungsmacht der kleinen Staaten 
innerhalb der WTO zu stärken. Dazu gehört unter 
anderem die Ausbildung von afrikanischen Beamten, 
die für ihre Staaten in Genf bei der WTO Verhand-
lungen führen sollen (Africast Online, 22.1.2007).

Agrarverhandlungen

Die indische Regierung ist fest entschlossen, die teil-
weise weiterhin hohen Zölle auf Agrarprodukte zu 
erhalten. Diese sind in weiten Bereichen nicht not-
wendig, um eigene meist kostengünstig erzeugte 
Produkte zu schützen, sondern eine Vorsichtsmaß-
nahme (Brümmer 2005: 4). 

 Der öffentliche Widerstand der indischen Regie-
rung gegen die Agrarvorstellungen der Industrie-
länder anlässlich der WTO-Tagung in Cancún (2003) 
wurde von weiten Teilen des politischen Establish-
ments begrüßt. Indien hat in diesem Bereich keine 
offensiven Interessen, da die eigenen Agrarexporte 
in der Regel nicht durch Zölle oder Quoten einge-
schränkt werden. Zugleich weigert sich die indische 
Regierung, vermehrt Importe ins Land hinein zu las-
sen. Sie verweist darauf, dass rund 60% der eigenen 
Bevölkerung immer noch von der Landwirtschaft 
leben. Um die Position der eigenen Bauern zu stär-
ken, fordert Indien eine deutliche Verringerung der 
Handelsverzerrungen durch die Exportsubventionen 
anderer WTO-Mitglieder. Neben dem Schutz der ei-
genen Landwirte hofft die indische Regierung, dass 
nach einer Senkung der Subventionen die Preise für 
Agrarprodukte auf den Weltmärkten steigen und der 
eigene Export ausgebaut werden kann (Schaffer/Mit-
ra 2006: 17, Brümmer 2005: 8, NASS 2006: 38).

 Indiens Agrarminister Sharad Pawar betonte wie-
derholt, dass es keine Änderung dieser Politik geben 
soll.10 Die indische Regierung stimmt diese Posi-
tion weiterhin eng mit den G33 ab (Bridges Online, 
21.3.2007).

NAMA

Bei den NAMA-Verhandlungen vertritt die indische 
Regierung eine vorwiegend defensive Position. Der 
indischen Regierung ist die Zwiespältigkeit der zu er-
wartenden Folgen weiterer Zollsenkungen bewusst. 
Studien kommen zu dem Ergebnis, dass Indien durch 
ein neues Handelsabkommen im Rahmen der derzei-
tigen Vorschläge zwar in der Textil- und Bekleidungs-
branche Gewinne verbuchen könnte, doch zugleich 
Verluste bei Chemikalien, Leder und verarbeitet-
en Nahrungsmitteln befürchten muss. Insgesamt 
könnten sich die terms of trade leicht verschlechtern 
(Brümmer 2005: 10, Wise/Gallagher 2006: 3, Jha 
2006: 174–177).

 Die indische Regierung möchte daher die noch be-
stehenden Einfuhrbeschränkungen so weit wie mög-
lich erhalten, um die heimische Industrie zu schützen. 
Dies fordert sie mit Vehemenz und versucht durch 
die NAMA 11 (siehe Kapitel 1.4), ein stabiles Bünd-
nis gleichgesinnter Staaten aufzubauen, um so den 
Druck auf die Industrieländer zu erhöhen.

 Die Abwehr gegen Importe richtet sich allerdings 
nicht nur gegen Industrieländer, sondern auch ge-
gen China: Indiens Industrie fürchtet die derzeit noch 
übermächtige Konkurrenz des Nachbarlandes. Inzwi-
schen sinkt diese Angst, da indische Unternehmen 
ihre Produktion modernisieren und ihrerseits die Ex-
porte ausbauen. Daher bleibt abzuwarten, wie lange 
die Regierung die defensiven Interessen der NAMA 11 
noch mitträgt (Stokes 2007: 33–34).

GATS

Indien hat ein großes Interesse daran, dass der Dienst-
leistungsbereich weiter liberalisiert wird. Vor allem 
drängen die Inder darauf, dass nicht nur die erbrach-
ten Produkte leichter die Grenzen überqueren dürfen, 
sondern dass Menschen mit diesen Produkten reisen 
und sie liefern, erklären, installieren, warten etc. dür-
fen. Die Gespräche über Reiseerleichterungen durch 
WTO-Vereinbarungen (»Mode 4«) kommen nicht so 
voran, wie die indische Industrie es sich wünscht. Die 
Verquickung von Handelsabkommen mit Einwande-
rungsbestimmungen und Arbeitsmarktgesetzen der 
Industrieländer verkompliziert die Gespräche.

 Die indische Regierung weiß, dass die Verhand-
lungen über Handelserleichterungen im Dienstleis-
tungsbereich besonders schwierig sind. Um ihren For-
derungen Nachdruck zu verleihen, verknüpft sie ihre 
Bereitschaft zu Zugeständnissen im Agrar- sowie im 
Industriesektor mit der Erfüllung ihrer Forderungen 
im Dienstleistungsbereich (Brümmer 2005: 10–11).

10 Agrarminister Sharad Pawar sagte dazu: »For example in a 
country like India, more than 60 per cent of the population is 
totally dependent on agriculture. Agriculture is not trade, pro-
fession or business in India; it is a livelihood. And (...) more than 
80 per cent of the farmers are holding about two hectares (...) 
In this situation it is the responsibility of the developing coun-
tries to protect the interests of the farming community and from 
that angle we have taken some collective defi nitive stand« (Hin-
dustan Times Online, 8.6.2006). 
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 Damit besteht die Gefahr, dass die indische Re-
gierung gegen die Interessen anderer Entwicklungs-
länder handelt. Diese wollen keine Öffnung ihrer 
Grenzen für Dienstleistungen. Zudem wäre es für die 
Koalitionen der Schwellen- und Entwicklungsländer 
problematisch, wenn Indien in der WTO für Zuge-
ständnisse der Industrienationen im GATS-Bereich die 
gemeinsame Linie bei Agrar- und NAMA-Gesprächen 
verlassen und damit die bestehenden Koalitionen 
schwächen würde.

 Indische Nichtregierungsorganisationen befürch-
ten zudem, dass die gut organisierten Lobbyorga-
nisationen der Dienstleistungsbranche bei der in-
dischen Regierung durchsetzen, dass im Gegenzug 
für Zugeständnisse in den GATS-Verhandlungen im 
Agrarbereich Verpfl ichtungen eingegangen werden, 
die den heimischen Bauern schaden.

TRIPS

Indien hat in der WTO mehrfach massiv gegen das 
TRIPS-Abkommen opponiert. Dies bezog sich sowohl 
auf die Patentbestimmungen für Medikamente als 
auch auf die Regelungen über Patente auf Wirkstoffe, 
die aus Pfl anzen gewonnen wurden, welche aus Ent-
wicklungs- und Schwellenländern stammen.

 Bei den WTO-Verhandlungen in Hongkong Ende 
2005 forderte Indien gemeinsam mit Brasilien und 
weiteren Staaten eine Änderung der TRIPS-Bestim-
mungen: Diese müssten so revidiert werden, dass sie 
mit der UN-Konvention über die Biologische Diversi-
tät koheränt seien. Der Vorschlag scheiterte am Wi-
derstand der Industrienationen. Es bleibt allerdings 
unklar, ob bei dem Vorstoß tatsächlich eine grundle-
gende Änderung des TRIPS-Abkommens im Vorder-
grund stand oder ob die Verhandlungsposition in den 
NAMA- und den Agrargesprächen gestärkt werden 
sollte (Kaiser 2006: 6).

3.1.4  Keine Marktöffnung
  um jeden Preis

Die abgeschlossenen bilateralen oder regionalen 
Handelsabkommen führten zwar bislang nicht zu 
weitgehenden Handelserleichterungen. Dennoch sind 
sie für die indische Regierung ein wichtiger Baustein 
der Wirtschaftspolitik, da ihr Land mit seiner schnell 
wachsenden Marktmacht nicht zu Zugeständnissen 
in einzelnen Bereichen genötigt werden kann. Die 
Kehrseite ist allerdings, dass weder die geschlossenen 
Verträge noch die derzeit verhandelten Abkommen 
zu einem Schub für die eigene Exportindustrie führen 
werden.

 Dass die Regierung zum Schutz der heimischen In-
dustrie auch Konfl ikte riskiert, zeigt ein Konfl ikt mit 
China: Da immer größere Mengen Eisenerz unverar-
beitet das Land Richtung China verlassen, hat die in-
dischen Regierung Anfang 2007 einen Exportzoll auf 
Eisenerz eingeführt. Etliche chinesische Untenehmen 
kündigten daraufhin aufgrund der gestiegenen Preise 
Lieferverträge mit indischen Minen, der Export brach 
um 40% ein (Economic Times Online, 24.3.2007).

 Indien steht bei den WTO-Gesprächen stark unter 
Druck. Das Land ist dennoch nicht bereit, sich durch 
von den Industrienationen gesetzte Fristen in den 
WTO-Gesprächen unter Druck setzen zu lassen. Han-
delsminister Kamal Nath hat mehrfach betont, das 
Auslaufen von Handelsermächtigungen für US-Präsi-
dent George Bush am 30.6.2007 könne nicht bedeu-
ten, dass bis dahin – koste es was es wolle – ein neues 
Abkommen erreicht werden müsse.

 Die USA wiederum werfen der indischen Seite vor, 
nicht ernsthaft an Ergebnissen bei den WTO-Ver-
handlungen interessiert zu sein. Doch die indische 
Regierung wird nach eigenen Worten neuen WTO-
Abkommen nur dann zustimmen, wenn die Interes-
sen der Entwicklungsländer wie auch der Armen im 
eigenen Land berücksichtigt werden. Dabei spricht 
sich die indische Regierung eng mit den Staaten und 
Gruppen innerhalb der WTO ab, die die gleiche Po-
sition vertreten. Insbesondere zu den G33 bestehen 
enge Kontakte.

 Abzuwarten bleibt allerdings, ob diese Position 
dauerhaft ist. Die umfangreichen Investitionen in-
discher Unternehmen sowohl in heimische Produk-
tionskapazitäten als auch in Firmenübernahmen im 
Ausland werden den Druck von Lobbyorganisationen 
des Industrie- und des Dienstleistungssektors auf die 
Regierung steigen lassen. Expandierende Branchen 
werden darauf verweisen, dass ihre Sektoren wesent-
lich schneller wachsen als der Agrarbereich, und vor 
der Gefahr warnen, dass ein Beharren auf dem Schutz 
der Landwirte Handelserleichterungen erschwere, 
von denen sie profi tieren könnten. In der indischen 
Presse wurde spekuliert, dass der Handelsminister 
wesentlich weitergehende Zugeständnisse Indiens bei 
den WTO-Agrarverhandlungen fordert, als der Agrar-
minister zulassen will (Bridges Online, 1.3.2007).

 Zugleich mehren sich die Stimmen, die von der 
Regierung ein Ende der Rücksichtnahme auf Ent-
wicklungsländer fordern. Angesichts des Interesses 
an einer Ausweitung des Handels mit Dienstleistun-
gen sowie der Exportbestrebungen aufsteigender 
indischer Konzerne fordern sie eine eigenständigere 
und offensivere Rolle der indischen Regierung bei 
den WTO-Verhandlungen (Stokes 2007: 33).
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Indien hat derzeit keine Außenstände beim IWF, und 
das Land wird aufgrund der steigenden Devisen-

bestände und des sich abzeichnenden Aufbaus eines 
asiatischen Notfonds für Währungskrisen in Zukunft 
vermutlich nicht auf den IWF angewiesen sein. 

 Die Bedeutung der Gelder der Weltbank für die 
eigene Entwicklung hat sich aus indischer Sicht eben-
falls relativiert. Zwar war Indien 2005 mit Ausleihen in 
Höhe von 2,89 Mrd. US-Dollar der größte Kunde der 
Weltbank. Teil dieser Summe sind 1,1 Mrd. US-Dollar, 
die als IDA-Kredite vergeben wurden. Insgesamt be-
laufen sich Indiens Ausleihen bei der Weltbank auf 
28,5 Mrd. US-Dollar, davon 23,66 Mrd. US-Dollar in 
Form von IDA-Krediten (IWF 2006a: 53). Für die auf-
strebende Wirtschaftsmacht Indien ist diese Summe 
nicht unersetzbar, denn das Land hat Zugang zu den 
internationalen Kreditmärkten. Darüber hinaus wer-
den weitere Geldquellen erschlossen: Allein in den 
USA leben rund 200.000 indische Einwanderer, die 
zu Millionären geworden sind. Viele von ihnen ar-
beiten in der Computer- und in der Finanzbranche. 
Offi ziell registrierte Überweisungen von im Ausland 
lebenden Indern haben sich binnen 10 Jahren mit 
knapp 22 Mrd. US-Dollar im Jahr 2005 mehr als ver-
doppelt. Sie betragen somit ein Vielfaches der Neu-
auszahlungen der Weltbank (Basu/Chellaney/Khan-
na/Khilnani 2005: 19, World Bank 2006: 89–90). 

 Der starke Anstieg der Devisenreserven auf mehr 
als 150 Mrd. US-Dollar hat dazu geführt, dass In-
dien im Jahr 2006 Schulden in Höhe von 3 Mrd. 
US-Dollar bei der Weltbank und bei der Asiatischen 
Entwicklungsbank vorzeitig zurückzahlen konnte. Da 
die Einstufung der Kreditwürdigkeit des Landes deut-
lich angehoben wurde, kann Indien problemlos auf 
den internationalen Finanzmärkten Kredite zu relativ 
niedrigen Zinsen aufnehmen (Altenburg 2006: 3).

 Die indische Regierung fordert bei Verhandlungen 
über eine Reform von IWF und Weltbank gemeinsam 
mit vielen anderen Entwicklungsländern weiterge-
hende Schritte als die Ausweitung der Stimmrechte 
einiger Schwellenländer. Der indische Finanzminister 
Chidambaram verlangte beispielsweise wiederholt 
nachdrücklich eine grundlegende Neuberechnung 
der Stimmanteile mit dem Ziel, Entwicklungsländern 
wesentlich mehr Macht zuzugestehen.

 Bedenklich ist allerdings, dass die indische Re-
gierung die Berechnung des Bruttoinlandproduktes 
nach Kaufkraftparitäten zum Maßstab der Neuvertei-
lung der Stimmrechte machen möchte (Outlook India 
Online, 14.4.2007). Nach den Angaben der Weltbank 
liegt so das berechnete BIP beim Fünffachen des 
Wertes, welcher sich aus einer reinen Umrechnung 
nach Wechselkursen in US-Dollar ergibt. Eine Um-

setzung der Forderungen der indischen Regierung 
würde somit dazu führen, dass das Land ebenso wie 
einige andere Schwellenländer die eigene Position in 
den Gremien von IWF und Weltbank deutlich stärken 
könnte. Kleine Entwicklungsländer blieben dagegen 
machtlos.

 Die neue Finanzmacht des Landes zeigt sich in der 
eigenen Kreditvergabe. Die indische Export-Import 
Bank stellt in afrikanischen Staaten Kredite für Klein-
unternehmen zur Verfügung. Die Kreditlinie für ver-
schiedene afrikanische Institutionen lag im Mai 2006 
bei rund 1 Mrd. US-Dollar.

 Darüber hinaus steigt Indien verstärkt in das in-
ternationale Kreditgeschäft ein. Der im November 
2006 der äthiopischen Regierung angebotene Kredit 
in Höhe von 640 Mio. US-Dollar soll laut Pressebe-
richten lediglich einen Zinssatz von 1,75% und eine 
sehr lange Laufzeit haben. 15 westafrikanischen Staa-
ten wurden 250 Mio. US-Dollar für den Aufbau einer 
 Biokraftstoffproduktion zugesagt. 

 Neben der Vergabe von Krediten engagiert sich 
Indien als Gebernation im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit. Genaue Zahlen über die Leistungen 
des Landes liegen nicht vor, Schätzungen gehen von 
rund 300 Mio. US-Dollar im Jahr 2006 aus. Die EZ 
wird offen genutzt, um die Wirtschafts- und Außenpo-
litik zu unterstützen. Sie dient unter anderem dazu, in-
dischen Unternehmen Märkte zu sichern, den Zugang 
zu Energiequellen zu erleichtern und Verhandlungs-
positionen im internationalen Rahmen zu stärken. Im 
Gegensatz zur EZ der klassischen Geberländer ist die 
Hilfe weder an makroökonomische Aufl agen noch an 
politische oder menschenrechtliche Bedingungen ge-
knüpft. Es gibt beispielsweise eine enge Zusammen-
arbeit mit dem Sudan (Jobelius 2007: 4–7). 

 Durch die indische Politik wird die Macht der tradi-
tionellen Geberländer, der Weltbank und des IWF ge-
schwächt: Mit Indien ist ein Konkurrent aufgetreten, 
der den »Washingtoner Konsens« ablehnt und daher 
nicht die bislang üblichen Bedingungen an Kredite 
und EZ knüpfen wird. 

 Die indischen Ausgaben im Ausland sind nicht un-
umstritten. Es besteht die Gefahr, dass aufgrund von 
machtpolitischen oder wirtschaftlichen Interessen 
Gelder ins Ausland fl ießen, die zu Hause dringend 
benötigt werden. Die indische Regierung verteidigt 
die Ausgaben und verweist auf außenwirtschaftliche 
Interessen und den Zwang, neue Rohstoffquellen er-
schließen zu müssen (Altenburg/Weickert 2006: 32).

3.2  Indiens Position im IWF und der Weltbank
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Die schrittweise Integration in den Welthandel und 
der massive Anstieg der Exporte wie auch der Impor-
te hat dazu geführt, dass China trotz vieler Aufl agen 
der WTO beitrat. Bei Verhandlungen innerhalb der 
WTO-Gremien tritt China weitgehend defensiv auf, 
doch die Veränderung der eigenen Wirtschaftskraft 
wird dazu führen, dass sich diese Einstellung ändert. 
Das zunehmend offensivere Vorgehen chinesischer 
Unternehmen sowie der Ausbau bilateraler Handels-
abkommen sind erste Anzeichen dieser Entwicklung.

4.1.1  Großmachtstatus und
  internationale wirtschaftliche
  Verfl echtung

China ist ständiges Mitglied im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen und kann mit seiner Vetomöglichkeit 
die dort getroffenen Entscheidungen maßgeblich be-
einfl ussen. Die Mitarbeit in den Gremien der UN war 
lange Zeit die exponierteste außenpolitische Aktivität 
des Landes. 

 Das wachsende kulturelle Sendungsbewusstsein 
Chinas zeigt sich an der weltweiten Gründung von 
Konfuzius-Instituten, die ähnlich den Goethe-Institu-
ten chinesische Kultur und Sprache vermitteln sollen. 
Bis Ende 2006 wurden rund 80 Institute in 36 Län-
dern eröffnet, 100 weitere in 40 Staaten sind in der 
Planung (People‘s Daily Online, 20.11.2006).

 Der wirtschaftliche Aufschwung Chinas und die zu-
nehmende Integration in den Weltmarkt veränderten 
die Rolle der asiatischen Großmacht in der Weltpo-
litik: Die schiere Größe der Wirtschaft Chinas führt 
dazu, dass die Wirtschaftspolitik des Landes Auswir-
kungen auf alle anderen Staaten hat und eine immer 
stärkere Konkurrenz zu den führenden Industriena-
tionen bildet. Die Reibungspunkte der Industrienati-
onen mit China haben zugenommen. In Asien greift 

die chinesische Regierung immer stärker in die Politik 
der Region ein. Ähnlich wie in Afrika (siehe Kapitel 
6) und in Lateinamerika sichern Kredite und Inves-
titionen Einfl uss, was Japan und Indien misstrauisch 
beobachten. 

 Lediglich die USA und die Europäische Union sind 
wirtschaftlich so stark, dass sie mit China vergleichbar 
sind, und Indien hofft, in wenigen Jahren ebenfalls so 
stark zu sein. Der Vorschlag von Gerhard Schröder 
aus dem Jahre 1999, China in eine erweiterte G8 auf-
zunehmen, war ein Ansatz, wie die Industrienationen 
auf diese Entwicklung reagieren könnten. Dieser Vor-
schlag stieß allerdings auf Widerstand der etablierten 
G8-Mächte, und die Regierung Chinas hat nicht auf 
eine Aufnahme gedrängt. 

Unternehmen als Taktgeber

China steht seit mehr als einem Jahrzehnt im Mittel-
punkt des Interesses internationaler Anleger. Mittler-
weile verfügen nicht mehr nur die großen multinati-
onalen Unternehmen über Töchter in China, sondern 
auch Mittelständler haben dort Produktionskapa-
zitäten aufgebaut. Dabei hoffen die Unternehmen 
nicht nur, von den niedrigen Lohnkosten profi tieren 
zu können, sondern wollen sich auch einen Teil des 
schnell wachsenden heimischen Marktes sichern. Die 
vor allem in den Städten lebende Mittelschicht wird 
auf 18% der Bevölkerung geschätzt, und von diesen 
haben rund 40 Mio. Menschen ein Jahreseinkommen 
von umgerechnet mehr als 20.000 Euro zur Verfü-
gung (Heberer/Senz 2006: 5).

 Wie attraktiv China für Investoren ist, zeigen inter-
nationale Erhebungen. Zwar liegt das Land in der von 
der Weltbank aufgestellten Rangliste der attraktivsten 
Investitionsstandorte lediglich auf Rand 93 von 175 
untersuchten Staaten, doch transnationale Konzerne 
sehen den potentiellen Markt und stufen China als 
weltweit attraktivsten Investitionsstandort ein (World 
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Bank 2006c: 6, UNCTAD 2005: 34).

 Die chinesische Regierung legt großen Wert dar-
auf, dass im Lande tätige ausländische Unternehmen 
möglichst ungehinderten Zugang zu den Weltmärk-
ten haben. Diese Unternehmen sind sowohl für mehr 
als die Hälfte der Importe als auch der Exporte Chinas 
zuständig. Sie schufen mindestens 25 Mio. Arbeits-
plätze und sind damit ein Baustein der Regierung bei 
dem Versuch, der großen Zahl der jährlich auf dem 
Arbeitsmarkt drängenden Menschen ein Auskommen 
zu verschaffen (Hütz-Adams 2007: 38–29, UNCTAD/
UNDP 2007: 61–64).

 Chinesische Konzerne sind ihrerseits mit Unterstüt-
zung der Regierung – diese gab den Slogan »Going 
Global« aus – zunehmend auf dem Weltmarkt aktiv. 
Bei einer Untersuchung der Boston Consulting Group 
über die Expansionsvorhaben von Unternehmen aus 
Schwellen- und Entwicklungsländern wurden 44 chi-
nesische Firmen in die Liste der 100 »New Global 
Challengers« aufgenommen. Industrieunternehmen 
aus verschiedenen Branchen sind auf dem Vormarsch 
und verfügen über Umsätze, mit denen kaum ein an-
derer Konzern aus einem Schwellenland – geschwei-
ge denn aus Entwicklungsländern – mithalten kann. 
Darunter sind unter anderem der 

1. Ölkonzern Sinopec
(389.000 Beschäftigte, Umsatz 2004: 74,9 Mrd. 
US-Dollar),

2. Ölkonzern PetroChinas
(417.000 Beschäftigte, 46,9 Mrd. US-Dollar),

3. Telefonanbieter ChinaMobil
(96.000 Beschäftigte, 23,2 Mrd. US-Dollar),

4. Chemiekonzern Sinochem
(107.000 Beschäftigte, 20,4 Mrd. US-Dollar),

5. Stahlhersteller Baosteel
(150.000 Beschäftigte 19,5 Mrd. US-Dollar),

6. Automobilzulieferer FAW
(115.000 Beschäftigte, 15 Mrd. US-Dollar)

7. Haushaltsgerätehersteller Haier
(51.000 Beschäftigte, 12,2 Mrd. US-Dollar), 

8. Automobilzulieferer SAIC
(69.000 Beschäftigte, 12 Mrd. US-Dollar)

9. Computerhersteller Lenovo
(9.600 Beschäftigte, 12 Mrd. US-Dollar)
(Manager-Magazin, Online 26.5.2006). 

 Lange Zeit galten einige chinesische Unternehmen 
zwar als sehr groß, doch zugleich als international 
nicht wettbewerbsfähig. Dies gilt zumindest für ei-
nen Teil der Firmen nicht mehr. Der Telekommuni-
kationsausrüster Huawei beispielsweise zählt unter 
seinen 24.000 Beschäftigten rund 7.000 Ingenieure 
und verfügte 2006 über einen Forschungsetat von 

558 Mio. US-Dollar. Das Unternehmen ist technolo-
gisch auf dem neuesten Stand, erwirtschaftet 57% sei-
nes Umsatzes von rund 6 Mrd. US-Dollar im Ausland 
(2005) und tritt weltweit als Konkurrent zu etablier-
ten Konzernen auf (Business Week Online, 31.7.2006, 
Manager-Magazin Online, 26.5.2005).

 Die zunehmende Verfl echtung mit den Weltmärk-
ten hat dazu geführt, dass die chinesische Regierung 
in einer Senkung von Handelsbarrieren in vielen Be-
reichen erhebliche Vorteile sieht.

Heuschrecke China?

Eine ganz neue Dimension könnten die Auslandsin-
vestitionen Chinas bekommen, wenn Planungen zur 
Anlage eines Teils der Devisenreserven des Landes 
umgesetzt werden. Diese Reserven wuchsen 2006 
um 227 Mrd. US-Dollar und überschritten die Marke 
von einer Billion US-Dollar (ADB 2007: 133).

 Statt das Geld wie bisher international – und vor 
allem in den USA – zu relativ niedrigen Zinssätzen für 
den Kauf staatlicher Schuldverschreibungen zu ver-
wenden, plant die Regierung, einen Teil des Geldes in 
einem Investmentfonds anzulegen. Nach dem Vorbild 
einer ähnlichen Einrichtung in Singapur soll dieser 
Fonds seine Einlagen weltweit in Unternehmen inves-
tieren und hohe Renditen erwirtschaften. Bedeutsam 
für die Weltwirtschaft ist die Höhe der Einlagen: Ge-
plant ist ein Volumen von 200 bis 400 Mrd. US-Dollar. 
Ziel der Investitionen ist unter anderem die Sicherung 
des Nachschubs von Rohstoffen (China Daily Online, 
23.3.2007, Business Week Online, 16.3.2007).

Suche nach knappen Rohstoffen

Eine der Triebfedern für ein offensiveres internatio-
nales Auftreten Chinas ist die steigende Abhängigkeit 
von Rohstoffi mporten. Der Wert der Rohstoffi mporte 
hat sich in den vergangenen 20 Jahren auf jährlich 
rund 200 Mrd. US-Dollar verzwanzigfacht. Die pro-
gnostizierten weiteren Steigerungsraten des Einfuhr-
bedarfes für die wichtigsten Metalle, Öl, Fleisch und 
Holz liegen bis 2020 zwischen 10 und 20% pro Jahr. 
Selbst wenn Sparmaßnahmen und neue Produktions-
methoden zu einer Senkung der Steigerungsraten 
führen sollten, werden die Einfuhren Chinas weiter 
massiv steigen. Der Anteil Chinas an den weltweiten 
Importen ist dabei höchst unterschiedlich. Obwohl 
das Land in den Medien oft für den Preisanstieg von 
Rohöl mitverantwortlich gemacht wird, hat es bislang 
lediglich einen Anteil von 6% an den weltweiten Öl-
importen. Bei Chrom dagegen nimmt China mehr als 
50% des Welthandels auf, gefolgt von Mangan und 
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Eisenerz (40%), Blei (30%) und Kupfer (knapp 20%). 
Das Land erhält zudem 40% der weltweiten Sojaboh-
nenexporte und mindestens ein Viertel des weltweit 
gehandelten Holzes (Trinh 2006: 2–4).

 China legt eine strategische Rohstoffreserve an, die 
neben Metallen wie Uran, Kupfer, Aluminium, Wolf-
ram und Mangan auch Öl umfasst. Parallel dazu wer-
den die Anstrengungen verstärkt, im eigenen Land 
neue Vorkommen zu fi nden und zu erschließen.

 Die wachsende Nachfrage Chinas trifft auf zuneh-
mend enger werdende Märkte und steigende Preise. 
Diese Tendenz wird sich durch den prognostizierten 
Verbrauchsanstieg in Indien eher noch verschärfen. 
Dadurch bekommt der Zugang zu Rohstoffen eine 
strategische Bedeutung, die weit über aktuelle Pro-
fi tinteressen hinausgeht. China trifft auf Märkte, die 
größtenteils bereits vergeben sind oder die systema-
tisch von den etablierten Mächten abgeschirmt wer-
den. Große Empörung löste in China beispielsweise 
das Veto der US-Regierung gegen die Übernahme 
der US-amerikanischen Ölfi rma UNOCAL durch die 
chinesische Ölfi rma CNOOC im Sommer 2005 aus. 
Besonders erzürnte die Chinesen, dass UNOCAL 
hauptsächlich in Asien aktiv ist und kaum Öl für den 
US-Markt liefert. Dennoch wurde das 18,5 Mrd. US-
Dollar-Gebot aus China abgelehnt und ein US-Kon-
kurrent erwarb UNOCAL für weniger Geld. Der Ver-
such Chinas, Öl und Gas aus Russland zu kaufen, stößt 
wiederum auf die direkte Konkurrenz der EU und Ja-
pans.

 Das verstärkte Engagement auf dem afrikanischen 
Kontinent (Details siehe Kapitel 6) trifft auf Wider-
stand. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat sich mehr-
fach kritisch zum chinesischen Engagement in Afrika 
geäußert und befürchtet aufgrund des chinesischen 
Zugriffs auf Rohstoffreserven »dramatische Folgen« 
für die Wettbewerbsfähigkeit der Europäer. Eine Stu-
die des BDI, die Anfang März 2007 auf einer Tagung 
vorgestellt wurde, warnt vor einer Bedrohung der 
deutschen Rohstoffzufuhr durch die zunehmenden 
Aktivitäten chinesischer Konzerne. Zeitgleich ver-
öffentlichte die Bundesgierung »Elemente einer 
Rohstoffstrategie der Bundesregierung«. In ihrer 
Rede auf dem BDI-Kongress betonte Bundeskanz-
lerin Merkel die bereits vorhandene Unterstützung 
der Bemühungen der deutschen Industrie durch die 
Bundesregierung. Allein 2006 habe die Regierung 
Investitionsgarantien für Rohstoffi nvestitionen in 
Höhe von 4,1 Mrd. Euro gegeben und bewege sich 
damit im internationalen Spitzenfeld (Merkel 2006, 
BDI 2007, Bundesgierung 2007, Regierung Online, 
20.03.2007).

 Auch bezüglich anderer Regionen gibt es Wider-
stand gegen Chinas Handelspolitik. Nicht unprob-
lematisch ist beispielsweise der schnell wachsende 
Handel zwischen dem Iran und China. Chinesische 

Unternehmen bauen im Iran Häfen und Flughäfen, 
fördern Gas und Öl. Der Wert der abgeschlossenen 
Verträge zur Lieferung von Öl und Gas wird auf bis zu 
100 Mrd. US-Dollar geschätzt. Geplant ist unter an-
derem der Bau einer Gaspipeline nach China, das so 
Japan als bisher wichtigsten Kunden des Iran ablösen 
könnte. 

 Mit dem Ausbau der Beziehungen nach Südameri-
ka wird China im »Hinterhof« der USA aktiv, was dort 
mit Misstrauen gesehen wird (Husar 2007).

4.1.2  Bilaterale und regionale
  Handelsabkommen

Die chinesische Regierung hat seit dem Jahr 2000 
die eigenen Bemühungen zum Aufbau eines Netzes 
von bilateralen Handelsabkommen deutlich verstärkt. 
Parallel zur Umsetzung des Beitritts zur WTO began-
nen Verhandlungen mit einer Vielzahl von Staaten. 
Allerdings konnten bis Anfang 2007 lediglich Abkom-
men mit Thailand (2003), Hongkong, Macao (beide 
2004), Pakistan (2005), Chile (2006) und den ASE-
AN-Staaten (Indonesien, Malaysia, die Philippinen, 
Singapur, Thailand, Brunei, Vietnam, Laos, Myanmar 
und Kambodscha) endgültig abgeschlossen werden. 
Über weitere acht Abkommen – drei regionale und 
fünf bilaterale – wird konkret verhandelt, und Vor-
schläge für neun weitere liegen auf dem Tisch. Ge-
spräche oder Verhandlungen laufen unter anderem 

 mit den regionalen Blöcken EU, APEC, SACU, Mer-
cosur und dem Gulf Cooperation Council;

 auf bilateraler Ebene mit Indien, Singapur, Japan, 
Südkorea, Brasilien, Peru, Mexiko, Südafrika, Neu-
seeland, Australien und Island.

 Neben der politischen Motivation, die Beziehungen 
zu anderen Staaten zu verbessern, sind die aus chine-
sischer Sicht unzureichenden Ergebnisse der derzeit 
laufenden WTO-Verhandlungen eine wichtige Mo-
tivation für das Forcieren bilateraler Gespräche. Die 
chinesische Regierung will den Handel mit ökono-
misch wichtigen Staaten ausbauen und neue Absatz-
märkte erschließen. Es fällt zudem auf, dass unter den 
potentiellen Vertragspartnern eine Reihe wichtiger 
Rohstoffl ieferanten ist (Hufbauer/Wong 2005: 3–4). 

 Einige Beobachter kommen zu der Einschätzung, 
China bevorzuge bilaterale Verträge mit Staaten in 
Zentralasien, Afrika und Lateinamerika, da das Land 
hier seine Interessen besser durchsetzen könne als 
bei multilateralen Abkommen innerhalb der WTO 
(Hawkins 2006). Das Aushandeln von Freihandelsab-
kommen hat sich jedoch als schwierig erwiesen. Auch 
bei China stoßen die bilateralen Verhandlungen auf 
Grenzen und bergen Risiken:
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 Eine die ASEAN-Staaten und China umfassende 
Freihandelszone könnte mit 1,7 Mrd. Menschen 
zum größten Wirtschaftsraum der Welt werden. 
Doch die an den ASEAN-Verhandlungen betei-
ligten Staaten haben durchgesetzt, dass wichtige 
Produkte aus dem Abkommen ausgeschlossen 
bleiben. Die Vielzahl divergierender Interessen hat 
zu langen Übergangsfristen geführt. Die Vereinba-
rungen über Zollsenkungen werden daher schritt-
weise bis zum Jahr 2015 Jahren wirksam. Die Zölle 
auf eine Reihe von Produkten, die für die chine-
sischen Exporteure wichtig sind – darunter Eisen, 
Stahl und Autos – müssen erst 2012 auf unter 20% 
gesenkt werden. 

 Der nach dem Stocken der WTO-Verhandlungen 
Mitte 2006 angekündigte Versuch, verstärkt re-
gionale Abkommen in Asien abzuschließen, stößt 
auf Misstrauen der potentiellen Partnerstaaten, 
die sich vor der wirtschaftlichen Übermacht Chinas 
fürchten. Dies ist auch ein Hindernis für den Ver-
such, gemeinsam mit den ASEAN-Staaten, Indien, 
Südkorea, Australien, Neuseeland und Japan eine 
»Asian Economic Community« aufzubauen (Sally 
2007: 5).

 Die EU veröffentlichte im Oktober 2006 Richtli-
nien für ihre weiteren Gespräche mit China über 
Handels- und Investmentfragen. Dort wird festge-
halten, die Umsetzung der WTO-Verpfl ichtungen 
Chinas sei unzureichend und es bestünden weiter-
hin große Hürden für EU-Unternehmen, die auf 
dem chinesischen Markt Fuß fassen wollen. Die 
lange Liste der aus Sicht der Europäer bestehen-
den Probleme und der teilweise scharfe Tonfall 
des Papiers zeigen, dass die angekündigten bila-
teralen Handelsverträge mit China noch weit von 
einer endgültigen Ausformulierung entfernt sind. 
Die schweren Menschenrechtsverletzungen Chinas 
werden von der EU – die ihrerseits von China in 
Afrika eine menschenrechtsorientierte Politik for-
dert – nicht einmal erwähnt, geschweige denn als 
Verhandlungsgegenstand aufgeführt (EU 2006).

 Gespräche mit kleinen Staaten bergen Schwierig-
keiten. Die Verhandlungen mit Neuseeland bei-
spielsweise, die 2004 zu einem Rahmenabkom-
men führten, sind ein wichtiger Schritt für China, da 
hier ein weitgehendes Freihandelsabkommen mit 
einer Industrienation möglich erscheint. Allerdings 
drängt Neuseeland mit seiner nahezu vollständig 
liberalisierten und sehr effi zienten Landwirtschaft 
auf eine Öffnung der chinesischen Agrarmärkte, 
was für die dortigen Bauern ein erhebliches Risi-
ko darstellt. Zugleich ist der Gewinn aufgrund des 
kleinen neuseeländischen Marktes begrenzt. Den-
noch konnte im Herbst 2006 ein Teilabkommen 
unterzeichnet werden. Ein weiteres mit Australien 
soll ebenfalls kurz vor der Vollendung stehen (Huf-

bauer/Wong 2005: 6–9, Sally 2004: 42–45, bfai 
2006d: 8).

 Aufgrund dieser Probleme bei bilateralen Han-
delsgesprächen ist das Interesse der chinesischen Re-
gierung an multilateralen Abkommen im Rahmen der 
WTO hoch.

4.1.3 Positionen innerhalb der WTO 

Mit dem Beitritt zur WTO im Jahr 2001 ließ sich Chi-
na erstmals weitreichend in ein globales Vertrags-
werk einbinden. Die Regierung hoffte nicht nur auf 
ein Ende wirtschaftlicher Diskriminierung, sondern 
auch auf eine Entkoppelung der wirtschaftlichen von 
den politischen Themen (Hilpert/Möller/Wacker/Will 
2005: 15).

 Chinesische Firmen wiederum wollten in die WTO, 
da viele Industrieländer den Import ihrer Produkte 
in einem erheblichen Maße durch Zölle und Quoten 
einschränkten oder mit Anti-Dumping-Klagen be-
hinderten. Der Beitritt zur WTO sollte helfen, über 
multilaterale Abkommen den – so die chinesische 
Sichtweise – Protektionismus der Handelspartner zu 
unterbinden.

 Die Beitrittsverhandlungen dauerten 14 Jahre. 
Zwar war Chinas Status als Entwicklungsland unum-
stritten, doch die anderen WTO-Mitglieder verlangten 
für den Beitritt Zugeständnisse, die sonst nur für In-
dustriestaaten gelten. Daher musste die chinesische 
Regierung Verpfl ichtungen eingehen, die wesentlich 
weitergehend sind als die Indiens, Brasiliens oder 
Ägyptens. Dazu gehörten drastische Zollreduzie-
rungen unter anderem für Textilien, Bekleidung, Au-
tos, Elektronik und petrochemische Produkte sowie 
das Verbot von Exportsubventionen im Agrarbereich. 
Der durchschnittliche Zollsatz sank von 42% (1991) 
auf 9,8%. Da das TRIMS-Abkommmen Teil der WTO-
Verpfl ichtungen ist, musste China einen erheblichen 
Teil der noch vorhandenen Vorschriften für im Lande 
produzierende ausländische Unternehmen aufheben, 
darunter einen Teil der local-content-Bestimmungen 
(Sally 2004: 23–27, Sally 2007: 3).

 Chinas Beitritt zur WTO erforderte somit ein ra-
dikales Liberalisierungsprogramm, veränderte die 
Wirtschaftsstrukturen und stärkte Privatunternehmen, 
doch dies zog zugleich weitere Investitionen an, schuf 
neue Arbeitsplätze und eröffnete weitere Exportmög-
lichkeiten (Heberer/Senz 2006: 11–12).

 Schätzungen zufolge entstanden nach dem WTO-
Beitritt durch den verbesserten Zugang chinesischer 
Unternehmen auf den Weltmarkt rund 13 Mio. neue 
Arbeitsplätze. Angesichts von 300 Mio. Menschen, 
die in China auf der Suche nach einem Job sind, 
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zeigte sich allerdings auch die begrenzte Wirkung der 
Zuwächse im Exportsektor auf den Arbeitsmarkt und 
die weiterhin überragende Bedeutung des Binnen-
marktes (Jianwu/Shantong/Polaski 2007: 39).
 China hat ein großes Interesse daran, dass die Han-
delspartner ihre Grenzen weiter öffnen. Die Regie-
rung beharrt auf der Argumentation, China habe bei 
seinem Beitritt zur WTO im Jahr 2001 bereits erheb-
liche Zugeständnisse gemacht und damit innerhalb 
der laufenden Verhandlungen große Vorleistungen 
erbracht. Daher müsse man China bei den kommen-
den Verträgen geringere Zollsenkungen als anderen 
Staaten zugestehen.

Handelskonfl ikt mit den USA?

Mitarbeiter der US-Regierung verlangten wieder-
holt, dass China bei WTO-Verhandlungen offensiver 
für einen stärkeren Freihandel eintreten soll. Weitere 
Streitpunkte aus US-Sicht sind chinesische Subventi-
onen für einige Industriezweige und der Bruch von 
Patenten durch chinesische Unternehmen. Die Be-
schwerden aus den USA sind vor dem Hintergrund 
des massiven Handelsdefi zits zu sehen: China wurde 
zum zweitgrößten Lieferanten und zum viertgrößten 
Exportmarkt der USA, der Warenaustausch hat sich 
seit 1981 verfünfzigfacht. Die USA exportierten 2005 
lediglich Waren im Wert von 42 Mrd. US-Dollar und 
importierten nach eigenen Angaben – chinesische 
Quellen nennen viel niedrigere Zahlen, da sie Ex-
porte über Hongkong nicht mit einbeziehen – Waren 
im Wert von 245 Mrd. US-Dollar aus China. Das Han-
delsdefi zit lag 2005 bei rund 200 Mrd. US-Dollar und 
stieg 2006 weiter auf rund 232 Mrd. US-Dollar (USin-
fo Online, 26.1.2006, Feffer 2007).
 Im US-Kongress liegt ein Gesetz vor, dessen Ab-
stimmung immer wieder vertagt wird: Viele Abge-
ordnete wollen alle Importe aus China pauschal mit 
einem Zoll von 27,5% belegen. Sie argumentieren, 
der seit 1994 feststehende Wechselkurs von 8,28 
Renminbi je USA-Dollar sei aufgrund der Produktivi-
tätsfortschritte massiv unterbewertet und die Ursache 
für das Handelsdefi zit sowie für die mit den Importen 
verbundenen Arbeitsplatzverluste in den USA. Geg-
ner des Gesetzes argumentieren, das Handelsdefi zit 
sei hauptsächlich auf die mangelnde Konkurrenzfä-
higkeit der heimischen Wirtschaft zurückzuführen. 
Zudem kämen laut Statistik die Importe zwar aus Chi-
na, doch der größte Teil der darin enthaltenen Kom-
ponenten stamme aus anderen asiatischen Staaten. 
Eine Verteuerung der Lieferungen aus China durch 
den Zollsatz würde daher nur dazu führen, dass die 
eigentlichen Herstellerländer ihre Produktionsstätten 
zumindest zum Teil weg von China in andere asia-
tische Staaten mit einem ähnlich niedrigen Lohnni-
veau verlegen würden – und die USA dann eben ein 

steigendes Handelsdefi zit gegenüber diesen Ländern 
hätten. 

 Für diese These spricht das 2006 weiter gewach-
sene hohe Handelsdefi zit Chinas gegenüber asia-
tischen Handelspartnern, darunter an erster Stelle 
Taiwan (66 Mrd. US-Dollar), gefolgt von Südkorea 
(45 Mrd. US-Dollar) und Japan (24 Mrd. US-Dollar) 
(MOFCOM Online, 16.3.2007)

 Chinesische Offi zielle weisen zudem darauf hin, 
dass die USA ihre Handelsvorteile nicht nutzen: Auf-
grund immer noch bestehender Handelsbeschrän-
kungen für Hochtechnologieprodukte dürften US-
Unternehmen viele Produkte nicht nach China liefern, 
die dort gerne genommen würden. Der chinesische 
Botschafter bei der WTO warf den USA vor, durch die 
Verhinderung von Auslandsinvestitionen – gemeint 
war der an der US-Politik gescheiterte Versuch, den 
Ölkonzern UNOCAL zu kaufen – unterminierten die 
USA das Welthandelssystem.

 Die neuen Machtverhältnisse im Welthandel führen 
dazu, dass einseitige Maßnahmen der US-Regierung 
die Weltwirtschaft in eine Krise stürzen könnten: Der 
große Handelsüberschuss, Auslandsinvestitionen und 
Spekulationszufl üsse haben zu schnell steigenden 
Währungsreserven der chinesischen Zentralbank ge-
führt, die Ende 2006 bei einem Gegenwert von 1.070 
Mrd. US-Dollar lagen.

 Es ist nicht bekannt, wie hoch der Anteil von US-
Dollar an den Rücklagen der chinesischen Zentral-
bank ist. Schätzungen gehen von 66 bis 90% aus, die 
Bank selbst sagt »über die Hälfte« (FTD 27.7.2006).

 Brisant sind die hohen US-Dollarbestände vor 
allem deshalb, weil bei einem schnellen Verkauf auch 
nur eines Teiles der Summe weltweit der Wechselkurs 
der US-Währung stark fallen würde und die Börsen 
in große Turbulenzen geraten könnten. Beobachter 
fürchten daher, China könnte die Drohung des Ver-
kaufes benutzen, um die US-Regierung zu erpressen 
(»fi nancial nuclear weapon«). Andererseits hat die 
chinesische Regierung kein Interesse daran, die Welt-
wirtschaft in eine Rezession zu stürzen. 

 Chinas Zentralbank wertet den Renminbi nur in 
kleinen Schritten auf und lässt sich angesichts des 
fi nanzpolitischen »Gleichgewichts des Schreckens« 
nicht durch die Androhung von Strafzöllen unter 
Druck setzen.11 Analysten erwarten, dass der Renmin-
bi bis 2008 seinen Wert gegenüber dem US-Dollar-
Kurs Ende 2006 um rund 20% steigern könnte (bfai 
Online, 25.12.2006).

11 Zur Kontroverse und den Auswirkungen auch auf den Euro-
Raum siehe DIT 2005, Small 2005, Keidel 2005, Goldstein 
2005, Goldstein/Lardy 2005, Heberer/Senz 2006: 16. Auffal-
lend ist, dass die US-Politik das Handelsdefi zit mit China als 
Bedrohung einstuft, während das noch deutlich größere Defi zit 
gegenüber den Golfstaaten nicht thematisiert wird.
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 Ein weiterer Schritt, mit dem China den USA ent-
gegenkommt, ist das Auslaufen von Steuererleichte-
rungen für ausländische Unternehmen, die in China 
produzieren und hergestellten Waren exportieren. 
Bisher mussten diese Betriebe eine Unternehmens-
steuer in Höhe von 15% zahlen, während für hei-
mische Firmen bis zu 33% fällig wurden. In Zukunft 
soll für alle ein Satz von 25% gelten. Auch Steuerer-
stattungen bei Exporten sollen wegfallen. Daher wird 
erwartet, dass sich das Wachstum der Exporte ver-
langsamt (ADB 2007: 135–136).

Gegensätzliche Sichtweisen
der Bedeutung des Freihandels

Auch die EU wirft der chinesischen Regierung ver-
deckte Subventionen vor und verhängt Strafzölle ge-
gen mehr als 30 Produkte aus China, darunter seit 
Anfang 2006 auch Schuhe. Die Verhängung der Stra-
fen ist derzeit für all die Staaten noch relativ einfach, 
die China nicht als Marktwirtschaft anerkannt haben. 
Daher drängt China bei Handelsgesprächen auf eine 
bilaterale Zuerkennung des Status einer freien Markt-
wirtschaft. Rund 60 Staaten, darunter viele Schwel-
len- und Entwicklungsländer, hatten China bis Ende 
2006 als Marktwirtschaft anerkannt, nicht jedoch die 
EU und die USA.
 Der Streit um den Import von Autos zeigt grund-
sätzliche Unterschiede in der Interpretation dessen, 
wie Handelserleichterungen aussehen sollten. Die 
EU, die USA und Kanada haben im Frühjahr 2006 
vor dem WTO-Schiedsgericht gegen Zollerhöhungen 
beim Import von Autoteilen nach China Beschwerde 
eingereicht. Chinas Regierung wiederum wirft den 
Kontrahenten vor, die Entwicklung des Landes zu 
behindern. Nach dem Willen der chinesischen Füh-
rung soll ein Technologietransfer stattfi nden, indem 
ein Teil der Autos in China gebaut wird, um so die 
Importabhängigkeit des Landes zu reduzieren. Sie 
beschuldigt Autokonzerne, chinesische Einfuhrbe-
schränkungen für neue Autos zu umgehen, indem sie 
die Einzelteile der Fahrzeuge importieren und dann 
in China zusammensetzen. In der Diskussion betonen 
chinesische Wissenschaftler, Sinn der WTO sei nicht 
nur eine Liberalisierung des Handels, sondern die 
Umsetzung von ökonomischer und sozialer Entwick-
lung gerade in Entwicklungsländern – und eben dies 
sei das Ziel der chinesischen Zölle (Xinyu 2006).
 Weitere Konfl ikte entzünden sich an der Frage, ob 
China die im TRIPS-Abkommen eingegangenen Ver-
pfl ichtungen zum Schutz internationaler Patentrechte 
einhält. Im April 2007 reichte die USA bei der WTO 
eine Beschwerde gegen China ein, was von der chi-
nesischen Regierung massiv kritisiert wurde – und zu 
Kursverlusten des US-Dollar führte (Financial Times 
Online, 11.4.2007).

Vorsichtiges Agieren
bei Verhandlungen

Trotz der zunehmenden Handelsmacht gehört die 
chinesische Regierung bei den WTO-Verhandlungs-
runden nicht zu den Wortführern. Einer der Gründe 
für die Zurückhaltung mag die Einsicht sein, dass an-
gesichts der eigenen Exporterfolge ein zu offensives 
Eintreten für weitere Handelserleichterungen Ängste 
schüren könnte (Heberer/Senz 2006: 46–47, Wolfe 
2006: 7). 

Agrarverhandlungen

Bei den Agrarverhandlungen hat die chinesische Re-
gierung keine großen Exportinteressen. Die eigenen 
Subventionen sind mit Ausnahme des Baumwollbe-
reichs gering, und diese Baumwolle ist nicht für den 
Export gedacht. Dagegen hat China ein erhebliches 
Interesse an einer Senkung der vor allem von den 
Industrienationen gezahlten hohen Subventionen 
und Exportbeihilfen, da die so künstlich verbillig-
ten Produkte die eigenen Landwirte gefährden. Der 
Preisdruck auf die chinesischen Landwirte ist seit dem 
Beitritt zur WTO deutlich gestiegen. Dies erklärt die 
Teilnahme an der G20-Gruppe, in der China aller-
dings nicht offensiv auftritt (Sally 2004: 37, Xinzhen 
2006). 

NAMA

China hat ein großes Interesse an Zollsenkungen, um 
den Zugang der eigenen Produkte zu den weltwei-
ten Märkten zu erleichtern. Dabei hofft man sowohl 
auf Zugeständnisse der Industriestaaten wie auch der 
Schwellen- und Entwicklungsländer (Sally 2004: 36).

 China würde von einer weiteren Öffnung der 
Märkte der Entwicklungsländer profi tieren. Damit ste-
hen die Interessen bei den NAMA-Verhandlungen der 
WTO in einem Gegensatz zu denen der meisten ande-
ren Entwicklungsländer. Dennoch stellt sich das Land 
bislang hinter die Forderungen der NAMA 11 (Draper 
2006).

GATS 

Die chinesische Regierung hofft zwar auf steigende 
Erlöse durch den Export von Dienstleistungen, will 
allerdings den eigenen Finanzsektor weiterhin ge-
schlossen halten (Dauderstädt/Stetten 2005: 8). Dies 
führt zu einem eher defensiven Verhalten bei den 
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GATS-Verhandlungen. Einzig die Bewegungsfreiheit 
eigener Dienstleistungskräfte (Mode 4) ist ein Be-
reich, an dem die Regierung stark interessiert ist. 

TRIPS

Vorwürfe aus Industrieländern über den Bruch von 
Patenten durch chinesische Firmen sorgen immer 
wieder für Schlagzeilen und bestimmen die Diskussi-
on über Chinas Umgang mit dem TRIPS-Abkommen. 
Die dortige Regierung sagte wiederholt zu, man wer-
de strikter gegen Raubkopien aller Art vorgehen. Zu-
gleich wirft sie Firmen aus den Industrienationen vor, 
diese würden die lokalen Gesetze nicht beachten und 
Patente in China gar nicht oder unzureichend regis-
trieren lassen. Daher seien die eigenen Behörden nur 
begrenzt handlungsberechtigt.

4.1.4  Änderung der Interessen?

Der Sprung vom Empfänger von FDI hin zu einer 
Quelle von Auslandsinvestitionen sowie die Entwick-
lung eigener Produkte werden dazu führen, dass 
auch China stärker als bislang international gültige 
Standards verlangt, um die eigenen Investitionen zu 
sichern. Damit hat das Land ein zunehmendes In-
teresse an einem auf Regeln basierenden Welthan-
del. Vermutlich werden daher in wenigen Jahren die 
Interessen Chinas in vielen Feldern nicht mehr mit 
denen anderer Entwicklungsländer identisch sein 
(Messner/Humphrey 2006a: 7–8, Dauderstädt/Stetten 
2005: 8).

 Dies gilt selbst für den Patentschutz. Chinesische 
Unternehmen bauen die eigene Forschung aus und 
entwickeln Hochtechnologieprodukte. In vielen Berei-
chen – darunter der Mobilfunk oder die Übertragung 
und Speicherung von Film und Musik – entwickeln 
sie eigene technische Standards, die sie patentieren 
lassen. Sie wollen mit der Durchsetzung dieser Stan-
dards ausländischen Konkurrenten den Sprung auf 
den chinesischen Markt erschweren und zugleich ei-
gene Zahlungen für ausländische Patente reduzieren. 
Weltweit verbindliche Patentrechte könnten somit in 
naher Zukunft im Interesse Chinas sein (Spiegel On-
line, 18.4.2007).

 Auch in anderen Bereichen könnte es zu Ände-
rungen der derzeitigen Verhandlungspositionen 
kommen. Den zunehmenden Exportinteressen der 
heimischen Industrie im Handel mit Schwellen- und 
Entwicklungsländern würden Zollsenkungen dieser 
Staaten entgegenkommen. Daher ist offen, wie lan-
ge China die Forderungen der NAMA 11 noch unter-
stützt. 

 Schwierig einzuschätzen ist die weitere Entwicklung 
der Agrarinteressen. Einerseits sind viele Kleinbauern 
des Landes weiterhin auf Schutz vor Billigimporten 
angewiesen, zumal wenn diese aus Staaten mit hohen 
Subventionen kommen. Andererseits erhöht die stei-
gende Abhängigkeit von Nahrungsmittelimporten die 
Versuchung, über Handelsliberalisierungen Anreize 
für die Ausweitung des Anbaus in Exportnationen zu 
schaffen. Eine solche Abkehr von der bisherigen Posi-
tion würde zu einer deutlichen Schwächung der Ver-
handlungsmacht der Entwicklungsländer führen und 
zudem zu erheblichen Probleme für die Kleinbauern 
des eigenen Landes führen.
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China ist aufgrund der hohen eigenen Devisenre-
serven nicht auf Stützungskredite durch den IWF 

angewiesen und erhält seit Mitte 1999 keine neuen 
IDA-Mittel der Weltbank mehr zugesagt (IWF 2006e: 
61). Damit haben beide Institutionen keine Druckmit-
tel mehr zur Verfügung.

 Die Macht der chinesischen Regierung innerhalb 
der Gremien von IWF und Weltbank ist in den letzten 
Jahren deutlich gewachsen: Die Stimmrechte beim 
IWF wurden im September 2006 nahezu verdop-
pelt auf 3,65%. Die chinesische Regierung verweist 
darauf, dass dies nur ein erster Schritt sein könne, da 
der Anteil des Landes am weltweiten BIP auf 5% ge-
stiegen ist und in Kaufkraftparitäten gerechnet sogar 
noch weit höher liegt.

 Problematisch für kleinere Schwellen- und Ent-
wicklungsländer ist das Bestreben Chinas, die Quoten 
der Stimmrechte an die Höhe der Währungsreserven 
zu koppeln. Dies würde China zur mächtigsten Nati-
on im IWF machen, die Staaten Afrikas und Latein-
amerikas dagegen weiter schwächen – und die USA 
zu einer nahezu bedeutungslosen Nation herabstufen 
(Loewen 2006: 5, Bryant 2007: 15).

 Indirekt ist der Einfl uss des Landes auf die Politik 
der Weltbank und des IWF allerdings bereits weit hö-
her, als die Stimmrechte suggerieren.  

 Die Devisenreserven Chinas, die inzwischen mit 
mehr als 1.000 Mrd. US-Dollar die fi nanziellen Mög-
lichkeiten des IWF bei weitem übersteigen, könnten 
zudem das Rückgrat eines asiatischen Fonds bilden, 
aus dem bei Währungskrisen Mittel für betroffene 
asiatische Staaten bereitgestellt werden. Kommt es 
zur Gründung dieses Fonds, droht dem IWF in Asien 
ein Absinken in die Bedeutungslosigkeit.

 China tritt zudem selbst als neuer Geber auf. Ge-
naue Zahlen über die Höhe der chinesischen Leistun-
gen, die als Entwicklungszusammenarbeit bezeichnet 
werden können, liegen nicht vor. Die EU schätzt, das 
China jährlich rund 5 Mrd. US-Dollar für Zuschüsse, 
personelle Leistungen und Kredite ausgibt. Ein er-
heblicher Teil dieser Ausgaben fl ießt in Infrastruktur-
projekte und wird in den Empfängerländern positiv 
bewertet (Altenburg/Weikert 2006: 24–30).

 Die von der EXIM-Bank vergebenen Handelskre-
dite sind aufgrund niedriger Zinssätze wesentlich 
günstiger als die Angebote der Konkurrenz. Das Kre-
ditvolumen wächst schnell. Die Weltbank schätzte 
Mitte 2006, dass die Höhe afrikanischer Außenstän-
de bei China rund 12,5 Mrd. US-Dollar betrage. Der 
Umfang der Direktinvestitionen in Afrika soll sich auf 
bis zu 29 Mrd. US-Dollar belaufen. Nach Angaben der 

Weltbank hat sie selbst im Jahr 2006 lediglich Kre-
dite in Höhe von 2,3 Mrd. US-Dollar für das Afrika 
südlich der Sahara bewilligt, während China allein für 
Mosambik, Nigeria und Angola 8,1 Mrd. US-Dollar zu 
Verfügung stellte. Die Europäische Entwicklungsbank 
hat nach eigenen Aussagen Projektfi nanzierungen an 
die Konkurrenz in China verloren, weil diese weder 
nach sozialen Bedingungen der Investitionen fragt 
noch nach der Einhaltung von Menschenrechten 
(Gill/Huang/Morrison 2007: 8 und 13, Berke 2006: 
1, Financial Times Deutschland Online, 6.11.2006, Fi-
nancial Times Online, 28.11.2006 und 7.12.2006). 

 Bislang ist China nicht bereit, die von der OECD 
aufgestellten Kriterien für die Vergabe von Entwick-
lungshilfekredite zu übernehmen, hat allerdings 
einen Dialogprozess mit der OECD begonnen. Die 
deutschen Minister Peer Steinbrück und Heidemarie 
Wieczorek-Zeul haben ebenso wie Weltbank-Präsi-
dent Paul Wolfowitz Änderungen bei der chinesischen 
Kreditvergabepolitik gefordert. Sie befürchten, dass 
gerade im Rahmen der HIPC-Initiative entschuldete 
Staaten nun erneut in eine Schuldenfalle tappen. Chi-
nesische Regierungsstellen verteidigen die Kreditver-
gabe als dringend notwendige Finanzierungshilfe für 
Infrastrukturprojekte.

 Kreditnehmer reagieren auf den neuen Geber mit 
der Forderung nach einer Reduzierung der Aufl agen 
durch die Konkurrenz: Kenias Handelsminister Muk-
hisa Kituyi stellte anlässlich der Vorstellung einer Stu-
die der Weltbank über den gewachsenen Einfl uss Chi-
nas und Indiens in Afrika fest, die Entwicklungsbank 
Chinas habe mehr Geld zur Verfügung als die Welt-
bank und damit sei eine Alternative da. Er forderte 
die Weltbank auf, die eigenen Kreditvergabeaufl agen 
zu revidieren (The Nation Online, 9.11.2006).

 Chinas Kreditvergabepolitik in Afrika untergräbt 
die Möglichkeit des IWF, der Weltbank und der Kre-
ditgeber aus den traditionellen Industrienationen, 
Kredite mit Aufl agen zu verknüpfen. Die dezidierte 
Vorgabe Chinas, für die Kredite keine makroökono-
mischen Gegenleistungen zu fordern, steht der Politik 
von IWF, Weltbank und der Industrienationen diamet-
ral entgegen. 

 Zwar wird von vielen Nichtregierungsorganisati-
onen eine Aufweichung der am »Washingtoner Kon-
sens« orientierten Kreditaufl agen von IWF und Welt-
bank begrüßt. Doch es mehren sich kritische Stimmen, 
die in der Zusammenarbeit Chinas mit Nigeria, Angola 
oder dem Sudan und der dort praktizierten Vergabe 
liefergebundener Kredite ein Alarmsignal sehen.

4.2  Chinas Position im IWF und der Weltbank
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Die brasilianische Regierung hat in den letzen 
Jahren verstärkt versucht, einen einheitlichen 

Wirtschaftsblock in Südamerika aufzubauen. Bislang 
scheiterte dies am Widerstand der Nachbarstaaten. 
In der WTO fordert Brasilien eine Liberalisierung der 
Agrarmärkte der Industrieländer, um die eigenen 
Exporte weiter ausbauen zu können. Zugleich trägt 
die Regierung die Position von Entwicklungs- und 
Schwellenländern mit, die ihre Grenzen nicht weiter 
öffnen wollen. Im Güter- und Dienstleistungsbereich 
ist Brasilien dagegen derzeit nicht zu weiteren Han-
delserleichterungen bereit. Offen ist, wie sich diese 
Position entwickelt, da die einfl ussreiche Agrarlobby 
auf eine Öffnung der Weltmärkte drängt.

5.1.1  Regionaler Großmachtstatus
  und zunehmende
  wirtschaftliche Verfl echtung

Brasilien ist dabei, seine Rolle in der Staatengemein-
schaft neu zu defi nieren. Auf politischer Ebene zeigt 
sich dies an der Forderung, einen ständigen Sitz im 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu erhalten. 
Den Anspruch auf größere Macht bei internationa-
len Wirtschaftsgesprächen leitet das Land daraus ab, 
dass das BIP in Kaufkraftparitäten berechnet zu den 
zehn höchsten der Welt gehört und Brasilien zudem 
in der eigenen Region unangefochten die größte 
Wirtschaftskraft besitzt: Argentinien als nächstgrößter 
Staat verfügt nur über ein Drittel der Wirtschaftsleis-
tung des Nachbarn.

 Die Regierung Lula setzt neue Akzente und will die 
Süd-Süd-Kooperation vorantreiben, um weniger ab-
hängig von den USA und der EU zu sein. Dies führte 
zu einem Ausbau der Kontakte zu China, Indien, Süd-
afrika und Russland. Brasilien will sich als Mittelmacht 
etablieren und beansprucht eine Führungsrolle in La-

teinamerika, die allerdings vor allem in Mexiko und 
Argentinien auf Ablehnung stößt (Radermacher/Mei-
er 2006: 9–10).

Neben politischen Erwägungen rückte durch das 
schnelle Wachstum der Exporte die Handelspolitik 
immer mehr in den Vordergrund. In den letzten Jah-
ren hat sich der Stellenwert des Handels gewandelt, 
da Exporte zunehmend als Weg zu mehr Wirtschafts-
wachstum betrachtet werden und damit als Möglich-
keit, ökonomisch voranzukommen, Arbeitsplätze zu 
schaffen und Armut zu mildern. Da Brasiliens Exporte 
von einem niedrigen Niveau aus wachsen – der An-
teil des Güterhandels am BIP lag 2005 unter 30% 
– sehen Sektoren der Industrie große Potentiale. Sie 
fordern von der Regierung, bei internationalen Ver-
handlungen für eine weitere Marktöffnung einzu-
treten. Brasiliens Unternehmen profi tierten im Roh-
stoffbereich vom Anstieg der Preise ihrer wichtigsten 
Produkte. Doch auch die Wettbewerbsfähigkeit des 
verarbeitenden Gewerbes hat deutlich zugenommen 
(Jäger 2006: 3). 

 Brasilianische Großkonzerne, die weltweit erfolg-
reich agieren, treiben diese Entwicklung voran. Dar-
unter sind unter anderem: 

 Der Ölkonzern Petrobras (53.000 Beschäftigte, 
Umsatz 2004: 37 Mrd. US-Dollar12) hat für 2007 
bis 2011 Investitionen von 12,1 Mrd. US-Dollar an-
gekündigt, darunter 2,4 Mrd. US-Dollar in Argenti-
nien und 2 Mrd. in Nigeria, Angola und Äquatorial 
Guinea. Weitere Kontakte bestehen nach Mosam-
bik und Tansania.

 Der Minen- und Stahlkonzern CVRD (29.000 Be-
schäftigte, 8 Mrd. US-Dollar) erwarb 2006 für 
16 Mrd. US-Dollar den kanadischen Nickelprodu-
zenten Inco Limited. Die feindliche Übernahme 
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 Bilaterale und multilaterale
 Handelspolitik sowie die Rolle im IWF 

5.1  Brasilien: Interessen bei Verhandlungen
 über Handelsfragen 

12 Quelle von Umsatz und Beschäftigtenzahlen: Manager-Maga-
zin Online, 26.5.2006.



© SÜDWIND 2007China, Indien, Brasilien und Südafrika | Teil 2 44

5. Brasilien: Bilaterale und multilaterale Handelspolitik sowie die Rolle im IWF

macht den weltweit größten Produzenten und 
Exporteur von Eisenerz auch zum Marktführer bei 
Nickel, Bauxit, Aluminium und Mangan. Der Kon-
zern plant zur Absicherung der eigenen Energie-
versorgung unter anderem die Investition von 2 
Mrd. US-Dollar in die Erschließung des Moatize-
Kohlebeckens in Mosambik.

 Der Baukonzern Odebrecht will sein Afrikageschäft 
ausbauen und ist unter anderem in Angola und 
Dschibuti an Großprojekten beteiligt.

 Der Flugzeugbauer Embraer (16.500 Beschäftigte, 
3,4 Mrd. US-Dollar), stieg zum drittgrößten Her-
steller der Welt auf und beherrscht den Weltmarkt 
für Maschinen unter 100 Sitzplätze. 

 Allerdings rufen andere Teile der Industrie nach 
einem Schutz vor Exporten. Dies betrifft insbesondere 
die Hersteller arbeitsintensiver Güter, die unter star-
kem Druck der Importe aus China stehen. Diese ha-
ben zur Kenntnis nehmen müssen, dass die Importe 
aus China trotz der Verhängung von Importzöllen im 
ersten Halbjahr 2006 erneut um mehr als 50% ge-
stiegen sind (bfai 2006c).13

 Ebenso gegensätzlich sind die Forderungen der 
Akteure im Agrarbereich: Die Kleinbauern verlangen 
die Förderung ihrer Betriebe und Schutz vor Impor-
ten. Die Großbetriebe dagegen drängen die Regie-
rung, für Freihandel einzutreten und ihnen so neue 
Exportmärkte zu öffnen.

 Die Agrarindustrie verweist darauf, dass im Jahr 
2004 31% der Ernten exportiert wurden. Ein großer 
Teil der Exportprodukte trifft auf massive Handels-
barrieren in den (potentiellen) Importländern. Be-
sonders verärgert die Brasilianer, dass die Zölle auf 
verarbeitete Produkte ihrer Rohstoffe deutlich höher 
sind (z.B. bei Sojaöl, geröstetem Kaffee, Zigaretten, 
Schokolade) als der Zoll auf die Rohstoffe, aus de-
nen diese hergestellt werden (Chaddad/Jank 2006a: 
89–90, Chaddad/Jank 2006: 1, 4).

 Wie stark die brasilianische Landwirtschaft von wei-
teren Exporterleichterungen profi tieren könnte, zeigt 
eine Studie über Auswirkungen einer Liberalisierung 
des Zuckermarktes in den OECD-Staaten. Nach einer 
vollständigen Abschaffung marktverzerrender Stüt-
zungsmaßnahmen kämen erhebliche Mengen Zucker 
nicht mehr auf den Markt und der Weltmarktpreis 
würde vermutlich um 10% steigen. Dies könnte in-
nerhalb Brasiliens zu einer Ausweitung des Anbaus, 
steigenden Löhnen und mehr Beschäftigung führen. 
Obwohl höhere Einkommensgruppen stärker profi -
tieren werden als die unteren, könnte die Armutsrate 
um 1,5% fallen (Krivonas/Olarreaga 2006: 25–26).

 Der Export von Agrarprodukten ist von zentraler 
Bedeutung für die Handelsbilanz Brasiliens, da der 
Handelsbilanzüberschuss nahezu vollständig – 2005 
rund 38 Mrd. US-Dollar des Gesamtüberschusses von 
45 Mrd. US-Dollar – durch den Agrarsektor erwirt-

schaftet wird.14

 Um ihre eigenen Positionen direkt in Verhand-
lungen einbringen zu können, schufen die Interessen-
organisationen der Agrarindustrie ein Forschungsin-
stitut, das die Regierung bei Agrarverhandlungen 
unterstützt. Die Unterhändler Brasiliens sind dank 
der privatwirtschaftlichen Zuarbeit beispielsweise in 
der WTO in der Lage, binnen kürzester Zeit mit eige-
nen Papieren und Berechnungen auf Vorschläge der 
EU oder der USA in Agrarfragen zu reagieren (Veiga 
2005). 

 Die Agrarindustrie hat sich weitgehend mit ihren 
Vorstellungen durchsetzen können: Zentrales Ziel der 
Regierung bei multi- wie auch bei bilateralen Han-
delsgesprächen ist der verbesserte Marktzugang für 
Agrarprodukte (Maag 2005: 4).

 Neben den klassischen Märkten in den Industrie-
nationen und den aufstrebenden Staaten in Asien 
rückt Afrika stärker in den Blickpunkt. Die Regierung 
Lula war Anfang Dezember 2006 die treibende Kraft 
bei einem Treffen von 65 Staaten aus Afrika und Süd-
amerika im nigerianischen Abuja, bei dem über eine 
Intensivierung der Beziehungen zwischen den beiden 
Kontinenten beraten wurde. Der Handelsaustausch 
zwischen Brasilien und dem afrikanischen Kontinent 
liegt zwar immer noch auf einem relativ niedrigen Ni-
veau, doch er verdreifachte sich zwischen 2002 und 
2006 auf 15 Mrd. US-Dollar. Brasilianische Unter-
nehmen sehen Afrika als kommenden Markt, und die 
Regierung betont neben den ökonomischen Chancen 
die Möglichkeit politischer Bündnisse in globalen Fo-
ren (Africa Renewal Online, 19.1.2007, The Nation On-
line, 2.2.2007).

 Wenige Tage nach dem Gipfel kündigte die brasi-
lianische Regierung an, Zölle für einen Teil der Im-
portprodukte aus 32 der am wenigsten entwickelten 
Länder (LDCs) im Laufe des Jahres 2007 vollständig 
abzuschaffen. Dies trifft allerdings auf Widerstand 
in der brasilianischen Industrie. Diese befürchtet, 
dass chinesische Produkte dann über Umwege zoll-
frei nach Brasilien geliefert werden (Bridges Online, 
7.12.2006).

 Neben rein monetären Interessen spielen in der 
Handelspolitik der Regierung Lula politische Erwä-
gungen eine Rolle: Lula und einige seiner Minister 
sehen sich als Sprecher der armen Länder, und sie 
wollen als Mittler zwischen Nord und Süd auftreten. 
Zu der Forderung an den Norden, Brasiliens Produkte 
auf den Markt zu lassen, gesellt sich daher als zweites 
Element die Bereitschaft, Entwicklungsländern han-

13 Details zur Rolle Chinas siehe Hütz-Adams 2007: 48.

14 Details zur Bedeutung der Landwirtschaft sowie zu den ver-
heerenden sozialen und ökologischen Folgen der auf Großbe-
triebe ausgerichteten Exportlandwirtschaft siehe Hütz-Adams 
2007: 46–47.
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delspolitische Sonderrechte zu geben und darüber 
hinaus den Süd-Süd-Handel auszubauen. Dass dieses 
Engagement über Handelsfragen – und damit Eigen-
interessen – hinausgeht, belegt unter anderem die 
»Lula-Group«, in der das Land gemeinsam mit Fran-
kreich und Chile Wege zur Reduzierung von Hunger 
und Armut sucht, oder das Stellen von Friedenstrup-
pen für den UN-Einsatz in Haiti, der seit 2004 unter 
brasilianischer Leitung steht (Burges 2005: 1133–1151, 
Schläger 2007: 3–4).

5.1.2  Bilaterale und regionale
  Handelsabkommen

Brasilien hat nur wenige bilaterale Handelsabkom-
men vereinbart. Dazu gehören umfassendere Verträ-
ge mit Mexiko und Surinam und Abkommen mit ei-
ner Reihe weiterer Staaten, die jedoch alle nicht sehr 
weitgehend sind. 

 Zentraler Ansatz für den Ausbau des Handels und 
die Verbesserung der eigenen Position ist die 1991 
gegründete Freihandelszone Mercosur (Mercado 
Común del Sur – Gemeinsamer Markt des Südens), 
die von Brasilien, Argentinien, Uruguay, Paraguay 
und Venezuela (seit Juli 2006) gebildet wird. Die 
Freihandelszone ist allerdings bei weitem nicht so 
frei, wie der Name suggeriert. Die Handelsvereinba-
rungen des Mercosur umfassen 800 Ausnahmen von 
der Zollfreiheit, und nur 40% der Mercosur-Regeln 
wurden tatsächlich implementiert (Maag 2005: 5, 
Husar/Maihold 2006: 1). 

 Die Schaffung gemeinsamer politischer Organe 
kommt nur sehr schleppend voran. Innerhalb des 
Mercosur gibt es erhebliche Ungleichgewichte. Bra-
silien liefert an die Nachbarstaaten hauptsächlich 
Industriegüter und importiert Rohstoffe. Durch die 
faktische Vormachtstellung von Brasilien und Argen-
tinien haben Uruguay und Paraguay den Eindruck, 
dass ihre Interessen nicht ausreichend berücksich-
tigt werden – und verhandeln ihrerseits mit den USA 
über ein Freihandelsabkommen. Dass Brasilien und 
Argentinien Anfang 2006 ohne Rücksprache die 
Möglichkeit von Einfuhrbeschränkungen zum Schutz 
der heimischen Industrie vereinbarten, verschärft das 
Misstrauen (Egenhoff 2006). 

 Nicht einmal ein Streit zwischen Argentinien und 
Uruguay um die Errichtung von zwei Zellulose-
fabriken an einem Grenzfl uss konnte innerhalb des 
Bündnisses gelöst werden, sondern endete mit einer 
Klage Argentiniens vor dem Internationalen Gerichts-
hof in Den Haag.

 Der Beitritt Venezuelas – das zuvor aus der Anden-
gemeinschaft mit Bolivien, Ecuador, Kolumbien und 

Peru austrat – könnte die Vormachtstellung Brasiliens 
und Argentiniens zwar besser ausbalancieren, birgt 
jedoch aufgrund der sprunghaften Politik des vene-
zolanischen Präsidenten Hugo Chavez erhebliche Ri-
siken.

 Trotz der Probleme hat Mercosur eine Reihe von 
Abkommen geschlossen:

 Chile, Kolumbien, Peru, Ecuador und Bolivien sind 
assoziierte Mitglieder; 

 Mexiko hat Beobachterstatus;

 mit Ägypten besteht ein Rahmenabkommen über 
die Erleichterung des Handels;

 mit Indien und der SACU bestehen Handelsabkom-
men, die allerdings weite Teile des Warenverkehrs 
nicht umfassen.

 Gespräche laufen derzeit unter anderem:

 über die Ausweitung bestehender Rahmenab-
kommen mit der Andengemeinschaft (Kolumbien, 
Peru, Ecuador, Bolivien) als Ganzes sowie bilateral 
mit den Mitgliedsstaaten der Gemeinschaft;

 über eine Vertiefung bestehender Verträge mit 
Chile, Mexiko, der SACU und Indien;

 über ein Abkommen mit der EU, wobei aufgrund 
der Differenzen über Agrarfragen die Verhand-
lungen zur Zeit festgefahren sind.

Ausbau des Mercosur?

Trotz der vorhandenen Probleme will Brasilien in-
nerhalb des Mercosur die politische Kooperation 
ausbauen, Infrastrukturprojekte voranbringen und 
gemeinsame Programme zur Reduzierung der Armut 
aushandeln. Zudem ist die Ausweitung des Handels-
blocks auf ganz Südamerika im Gespräch, um die ei-
gene Machtposition bei Verhandlungen mit den USA, 
Europa und China zu stärken. Die brasilianischen Be-
strebungen werden allerdings von den anderen Mer-
cosur-Staaten nicht mitgetragen. Für viele Staaten der 
Region ist der US-Markt zu wichtig, als dass sie sich 
auf ein Regionalbündnis ohne die USA beschränken 
wollten. 

 Ende 2004 wurde dennoch die ebenfalls stark von 
Brasilien vorangetriebene »Südamerikanische Ge-
meinschaft der Nationen« gegründet. Allerdings gibt 
es bislang keine über Absichtserklärungen hinausrei-
chenden Vereinbarungen, und Brasiliens Vormacht-
stellung stößt erneut auf Misstrauen. 

 Die Wahl neuer Regierungen brachte im Laufe des 
Jahres 2006 neue Bewegung in die Diskussionen. 
Bolivien Präsident Evo Morales schlug bei einem Gip-
feltreffen Anfang Dezember 2006 vor, Mercosur und 
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die Andengemeinschaft binnen kurzer Zeit zu einem 
Zusammenschluss ähnlich der Europäischen Union 
auszubauen.

 Die verschiedenen Bündnisse und Handelsverein-
barungen verschärfen bestehende Schwierigkeiten 
bei allen Verhandlungen: Die Staaten Lateinameri-
kas haben im Durchschnitt acht Handelsabkommen 
unterzeichnet, und man spricht auch hier von einer 
»Spaghetti Bowl« sich überschneidender Abkommen 
und Verpfl ichtungen (Maag 2005: 3). 

 Hinzu kommt der Druck der USA: Seit Anfang der 
1990er Jahre gibt es Verhandlungen über die Schaf-
fung einer Amerikanischen Freihandelszone (Free 
Trade Area of the Americas – FTAA), die den gesam-
ten Doppelkontinent sowie die Karibik – ohne Kuba 
– umfassen soll. Treibende Kraft hinter diesen Ver-
handlungen ist die USA. Geplant ist ein Abkommen, 
dass 900 Mio. Menschen zu einem einzigen Markt 
vereinigen soll.

 Brasiliens derzeitige Regierung lehnt ein umfas-
sendes Abkommen ab, da sie wirtschaftliche Nach-
teile und vor allem den Verlust von Steuerungsmög-
lichkeiten für den Handel fürchtet. Andere Staaten 
der Region sind jedoch auf den US-Markt angewie-
sen. Sie schließen – teilweise unter massivem Druck 
der USA – im Vorgriff auf ein umfassendes multila-
terales Abkommen bilaterale Freihandelsverträge mit 
den USA, und Brasilien droht die Isolierung. Teile der 
brasilianischen Industrie fürchten den Verlust von Ab-
satzmöglichkeiten und stehen daher dem FTAA po-
sitiv gegenüber. Andere Industriebereiche und weite 
Teile der Zivilgesellschaft protestieren vehement ge-
gen die Vorschläge, die derzeit auf dem Tisch liegen. 
Sie befürchten einen Ausverkauf der heimischen In-
dustrie, eine weitere Stärkung der Agrarindustrie und 
den Verlust der Möglichkeit, die eigene wirtschaft-
liche Entwicklung zu steuern. Derzeit ruhen die Ver-
handlungen, da Brasilien, Argentinien und Venezuela 
– und damit die für die USA wichtigsten Handelspart-
ner – nicht zu weitreichenden Zugeständnissen bereit 
sind (Schmalz/Fuchs 2005: 17–21, Zourabishvili 2004: 
4).

Global System of Trade Preferences

Neben den regionalen Bestrebungen hat Brasilien 
eine Führungsrolle im Global System of Trade Pre-
ferences (GSTP), das von der UNCTAD angestoßen 
wurde und den Süd-Süd-Handel fördern soll. Zwar 
geht die Idee zu diesem Bündnis auf die G77 zurück, 
doch bislang hat erst ein Teil der G77-Staaten das 
GSTP-Abkommen unterzeichnet. Die Impulse für eine 
Erleichterung des Süd-Süd-Handels sind daher bisher 
eher marginal. Daran konnten auch die Bemühungen 
Brasiliens nichts ändern.

5.1.3  Positionen innerhalb der WTO 

Vor dem Hintergrund der komplizierten und auch re-
lativ verfahrenen Lage bei den bilateralen Abkommen 
wundert es nicht, dass die Entwicklung der WTO das 
zentrale Element in der brasilianischen Handelspolitik 
ist. Dies deckt sich zudem mit der grundlegenden For-
derung der brasilianischen Regierung, starke multila-
terale Institutionen aufzubauen (Burges 2005: 1146). 
Brasilien ist einer der aktivsten Verhandlungspartner 
in der Doha-Runde und fordert, dass das angestrebte 
Abkommen die Entwicklungsländer begünstigt.

 Bei den Verhandlungen verweist Brasilien auf die 
eigenen Reformen. Mehr als 50% der Produkte durf-
ten vor 1990 nicht eingeführt werden. Doch in den 
Folgejahren kam es zu einer deutlichen Senkung der 
Handelsbeschränkungen, und das Tarifsystem wurde 
vereinfacht. Die durchschnittlichen Zölle sanken von 
55% im Jahre 1992 auf unter 14% (Menezes-Filho/
Vasconcellos 2004: 9–10). Am stärksten wurde der 
landwirtschaftliche Bereich liberalisiert. Die Regierung 
schaffte Subventionen, Preisbindungen und Quoten-
regelungen für die Produktion wie auch für den Im- 
und Export ab. Mittlerweile liegt der Anteil der staat-
lichen Transferleistungen, die im wesentlichen aus 
verbilligten Krediten bestehen, nur noch bei 3% der 
Einkommen der Landwirte (EU: 34%) (OECD 2005c: 
1–3). Daher sieht die brasilianische Regierung nun die 
Industrieländer in der Verantwortung, vor allem im 
Agrarbereich.

 Die gestiegene Verhandlungsmacht Brasiliens 
innerhalb der WTO zeigt sich daran, dass das Land 
zu den Hintergrundgesprächen im kleinen Kreis der 
mächtigsten Handelsnationen regelmäßig dazugebe-
ten wird (siehe Kapitel 1.4). 

Agrarverhandlungen

Zwar exportierte Brasilien im Jahr 2004 erstmals mehr 
Agrarprodukte in Schwellen- und Entwicklungsländer 
als in Industrieländer (Radermacher/Meier 2006: 11). 
Dennoch hat eine Änderung der Subventions- und 
Zollpolitik der OECD-Staaten größere Auswirkungen 
auf die brasilianische Landwirtschaft als ähnliche 
Maßnahmen von Nicht-OECD-Staaten. Eine Verrin-
gerung der Marktverzerrungen würde nicht nur neue 
Märkte erschließen, sondern zugleich Konkurrenten, 
die bislang aufgrund der staatlichen Beihilfen große 
Mengen exportieren, vom Weltmarkt verdrängen 
(OECD 2005c: 5).

 Brasilien war und ist daher Mitglied der Cairns-
Gruppe innerhalb der WTO und fordert im Verein mit 
den anderen großen Agrarexporteuren die Libera-
lisierung der Agrarmärkte. Brasilien trat 2003 zwar 
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nicht aus der Cairns-Gruppe aus, suchte jedoch inner-
halb der Staaten aus dem Süden neue Verbündete für 
seine Agrarforderungen. Damit reagierte das Land 
auf die Erfolglosigkeit der Cairns-Gruppe und das zu-
nehmende Gefühl, dass Australien als Wortführer des 
Bündnisses im Konfl iktfall zu weitgehende Kompro-
misse mit der EU und den USA einging. Daher wurde 
das Land zur treibenden Kraft bei der Gründung der 
G20-Gruppe (Veiga 2005, siehe Kapitel 1.4).

 In der G20 hat sich Brasilien bislang hinter die For-
derung nach speziellen Regeln (»Spezial and Differen-
tial Treatment«) für Schwellen- und Entwicklungslän-
der im Agrarbereich gestellt, obwohl dies letztendlich 
die Chancen auf einen Ausbau der eigenen Exporte 
vermindert. Lula fordert sogar, dass reichere Länder 
des Südens ärmeren Staaten Handelsvorteile gewäh-
ren sollen (Burges 2005: 1146).

 Die Unnachgiebigkeit der brasilianischen Regie-
rung in den Agrarverhandlungen war die Hauptursa-
che für die Unterbrechung der WTO-Verhandlungen 
im Sommer 2006: Brasilien fordert konkrete Schritte 
der Industrieländer und ist weder bereit, kleine Zwi-
schenschritte zu akzeptieren, noch ist das Land der-
zeit ökonomisch erpressbar. Beobachter gehen davon 
aus, dass die brasilianische Regierung im Agrarbe-
reich nun vermehrt vor dem WTO-Schiedsgericht ge-
gen Subventionen und Handelsbeschränkungen an-
derer Staaten klagen wird. Die erfolgreichen Prozesse 
gegen die EU (Zuckermarkt) und die USA (Baumwoll-
subventionen) könnten Pate stehen bei Auseinan-
dersetzungen vor allem mit den USA und der EU um 
Mais, Reis, Sorghum, Obst und Gemüse.

 Gerade der Zuckerfall zeigt allerdings die Ambiva-
lenz der Klagen: Ehemalige Kolonien der EU-Staaten 
(AKP-Länder) profi tierten bislang von der europä-
ischen Zuckermarktordnung und werden neben den 
europäischen Landwirten die Verlierer der anstehen-
den Marktveränderungen sein. Bei der Klage gegen 
die Baumwollsubventionen der USA deckten sich da-
gegen die Interessen afrikanischer Staaten mit denen 
Brasiliens (Chaddad/Jank 2006: 5).

NAMA

Der Blick auf die steigenden Agrarexporte darf aller-
dings nicht vergessen lassen, dass die Industrie wei-
terhin mehr als die Hälfte der Ausfuhren Brasiliens 
produziert. Im Jahr 2005 waren die Erlöse aus dem 
Export von Fahrzeugen und Fahrzeugteilen deutlich 
höher als die Einnahmen aus den Lieferungen des 
wichtigsten Agrarexportgutes Soja (Radermacher/
Meier 2006: 12).

 Brasiliens Interessen sind je nach Branche unter-
schiedlich. Ähnlich wie in Südafrika gerät die Produk-
tion arbeitsintensiver Güter durch massiv steigende 

Importe vor allem aus China unter Druck. Daher will 
die Regierung die von Industrienationen geforderte 
radikale Zollsenkung für Industriegüter verhindern 
und kämpft gemeinsam mit anderen Schwellenlän-
dern in der Gruppe der NAMA 11 (siehe Kapitel 1.4) 
dafür, dass Industrienationen ihre Zölle wesentlich 
stärker senken als Schwellen- und Entwicklungslän-
der.

GATS

In den GATS-Verhandlungen agiert die brasilianische 
Delegation eher zurückhaltend. Das Land stellt keine 
offensiven Forderungen und scheint den Dienstleis-
tungsbereich als Verhandlungsmasse im Agrarbe-
reich zu betrachten (Deckwirth 2006: 114).

TRIPS

Brasilien hat in der WTO mehrfach massiv gegen das 
TRIPS-Abkommen opponiert und bewegt sich weit-
gehend auf einer Linie mit Indien (siehe Seite 33). 

5.1.4  Zukünftige Politik offen

Brasiliens Versuche, eine lateinamerikanische Wirt-
schaftszone unter seiner Führung aufzubauen, sind 
bisher gescheitert. Bilaterale und regionale Handels-
abkommen innerhalb wie außerhalb der Heimatregi-
on sind nicht sehr weitreichend.

 In den multilateralen Verhandlungen innerhalb 
der WTO berücksichtigt Brasilien in seiner Handels-
politik die Interessen der Entwicklungs- und Schwel-
lenländer. Das Land wurde zu einer treibenden Kraft 
bei der Stärkung der Verhandlungsposition der zuvor 
schwachen Staatengruppen innerhalb der WTO. Da-
bei stellt die Regierung die eigenen Exportinteressen 
im Agrarbereich zurück. Ein großes Risiko für die 
Partner Brasiliens in den Bündnissen – und hier vor 
allem in der G20 und der NAMA 11 – ist die offene 
Frage, wie lange dies noch der Fall sein wird. Die 
Agrarlobby in Brasilien hat in den vergangenen Jahr-
zehnten innenpolitisch ihre Interessen in der Regel 
durchsetzen können. Die Regierung Lula steht unter 
dem Druck dieser Lobby, die ihre Exporte ausbauen 
will. Zudem ist Lula auf die Handelsbilanzüberschüsse 
angewiesen, die hauptsächlich im Agrarsektor erwirt-
schaftet werden. Die Expansion brasilianischer Kon-
zerne auf die Weltmärkte wird den Druck hin zu mehr 
Freihandel noch erhöhen, auch wenn andere Teile 
der Industrie dies strikt ablehnen.
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 Die Gespräche mit der EU zeigen die Probleme der 
Verhandlungen. Eine Analyse möglicher Folgen eines 
Abkommens zwischen dem Mercosur und der EU ver-
weist im Agrarbereich auf die deutlich höhere Wett-
bewerbsfähigkeit der Produzenten aus Südamerika. 
Eine Öffnung der europäischen Märkte würde daher 
zu einem deutlichen Anstieg der Importe aus dem 
Mercosur führen (Hermelin/Faucheux 2007: 1–3).

 Dieser Anstieg der Exporte aus Brasilien wür-
de einhergehen mit einer Verschärfung der ökolo-
gischen Probleme Brasiliens und zudem den Druck 

der Großgrundbesitzer auf die kleinen Landwirte 
noch erhöhen. Steigende Exporteinnahmen könnten 
somit umwelt- und sozialpolitisch die Probleme des 
Landes noch verschärfen.

 Wie fragil die momentane Ausrichtung der bra-
silianischen Handelspolitik ist, zeigte sich im Herbst 
2006: Niemand kann sagen, wie sich die Verhand-
lungsposition Brasiliens sowohl auf der bilateralen 
Ebene als auch innerhalb der WTO entwickelt hätte, 
wenn die Regierung Lula abgelöst worden wäre.

5.2  Brasiliens Position im IWF und der Weltbank

Die Schuldenkrise hat den Spielraum der Regie-
rung massiv eingeschränkt, und seit Anfang der 

1980er Jahre wurde die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Brasiliens durch die Vorgaben des IWF mitbestimmt. 
Viele Nichtregierungsorganisationen lehnen diesen 
Einfl uss von außen ab. Sie fordern, dass zumindest die 
Schulden, die illegitime Militärregierungen zu Zeiten 
der Diktatur aufgenommen haben, bedingungslos 
gestrichen werden.

 Die demokratischen Regierungen der letzten 
beiden Jahrzehnte lehnten diesen radikalen Schritt 
jedoch ab und beugten sich angesichts der perma-
nenten Verschuldungskrise in immer neuen Verhand-
lungen den Forderungen des IWF, um frisches Geld zu 
erhalten. Zuletzt erhielt Brasilien im Jahre 1998 eine 
Kreditzusage über knapp 42 Mrd. US-Dollar und im 
Jahre 2002 eine weitere über 30 Mrd. US-Dollar. Bei-
de Male wurden die Gelder benötigt, um Zahlungs-
bilanz- und Währungskrisen zu überwinden, für die 
das Land nur begrenzt verantwortlich war: Brasilien 
geriet in den Sog internationaler Krisen, die zu einem 
erheblichen Teil von Spekulanten verursacht worden 
waren. 

 Präsident Lula da Silva hat seit Beginn seiner Amts-
zeit verkündet, er wolle sich von der Umklammerung 
durch den IWF lösen. Dies ist ihm Ende 2005 durch 
die vorzeitige Tilgung der letzen Außenstände ge-
lungen, und er scheint die neue Freiheit zu nutzen, 
um in die Offensive zu gehen: Bei der IWF-Weltbank-
Jahrestagung im September 2006 forderte Brasilien 
deutliche Änderungen bei der Verteilung der Stimm-
rechte im IWF zugunsten der Entwicklungsländer. 

 Teil dieses stärkeren Engagements ist ein Schul-
denerlass in Höhe von rund 1 Milliarde US-Dollar im 
Rahmen der HIPC-Initiative, von dem vor allem afri-
kanische Staaten profi tierten. Den größten Umfang 
hatte dabei der Erlass von 369 Mio. US-Dollar, die 
Mosambik Brasilien schuldete (Schläger 2007: 7–9). 

 Gleichzeitig baut Brasilien die eigenen Aktivitäten 
in der Entwicklungszusammenarbeit aus. Zwar geht es 

dabei mit rund 15 Millionen US-Dollar zwischen 1998 
und 2004 noch um relativ geringe Summen, doch 
die Regierung Lula versucht auch in diesem Bereich, 
ein eigenes Profi l zu entwickeln. Brasilien verfolgt das 
Prinzip der Nichteinmischung in die inneren Angele-
genheiten der Kooperationspartner, ist jedoch – im 
Gegensatz zur Politik Chinas und Indiens – nicht wei-
testgehend an wirtschaftlichen Interessen orientiert, 
sondern stellt internationale Sicherheitsinteressen in 
den Vordergrund. Beklagt wird allerdings die man-
gelnde Transparenz der brasilianischen EZ. Zudem ist 
das Land nicht in die Bemühungen der OECD einge-
bunden, internationale Vergabekriterien durchzuset-
zen. Damit ist auch Brasilien derzeit ein neuer Akteur, 
der außerhalb des Einfl ussbereiches der klassischen 
Gebernationen und -institutionen agiert (Altenburg/
Weickert 2006: 34, Schläger 2007: 10).
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Chinesische Analysten sehen Afrika als aufstre-
benden Kontinent und wollen teilhaben am pro-

gnostizierten Aufschwung. Die Regierung hatte das 
Jahr 2006 zum »Jahr Afrikas« erklärt, hochrangige 
Regierungsdelegationen mit dem Premierminister 
und dem Ministerpräsidenten besuchten den afri-
kanischen Kontinent und schlossen neue Handels-
verträge. Schluss- und Höhepunkt des Ausbaus der 
Beziehungen war ein »China-Afrika-Forum« mit 
1.700 Delegierten, das im November 2006 in Peking 
stattfand. Dort war ein großer Teil der eingeladenen 
48 afrikanischen Staaten mit ihren Regierungschefs 
vertreten. Am Rande des Treffens wurden viele neue 
Verträge abgeschlossen.

 Der Wert des Handelsaustausches zwischen dem 
afrikanischen Kontinent und China stieg seit 1995 
von 4 Mrd. US-Dollar auf 39,74 Mrd. US-Dollar im 
Jahr 2005. 2006 überstieg der Handelsumsatz 55 
Mrd. US-Dollar, 2010 sollen es 100 Mrd. US-Dollar 
sein. Eine Ursache dieses schnellen Zuwachses ist die 
Abschaffung der Zölle für 190 Produkte aus fast 30 
afrikanischen Staaten. Anlässlich des China-Afrika-
Forums sagte die chinesische Regierung zu, die Zahl 
der zollfrei importierten Güter auf 440 zu erhöhen. 
Zudem sollen für Afrika bis 2009 verbilligte Kredite 
in Höhe von 5 Mrd. US-Dollar und Handelskredite 
zur Unterstützung chinesischer Investitionen in Höhe 
von 5 Mrd. US-Dollar zur Verfügung gestellt werden. 
Haupttriebfeder des gestiegenen Handelsvolumens 
ist jedoch der Ausbau des Ölhandels: China bezieht 
rund 30% seiner Rohölimporte aus afrikanischen 
Staaten. Wie stark das Öl die Geschäfte prägt, zeigt 
das Ölland Angola, das 2006 einen Handelsbilanz-
überschuss von 10 Mrd. US-Dollar gegenüber China 
aufwies. Unternehmen aus dem Reich der Mitte in-
vestierten 2005 6,2 Mrd. US-Dollar und 2006 rund 
8 Mrd. US-Dollar in Afrika, mehr als 800 chinesische 

Unternehmen sind auf dem Kontinent aktiv (Yanshuo 
2006, China Daily Online 2.11.2006, MOFCOM Online, 
16.3.2007, Bloomberg Online, 6.2.2007). 

 Rohstoffe machen rund 87% der Lieferungen Afri-
kas nach China aus. Umgekehrt beziehen die afrika-
nischen Staaten hauptsächlich Fertigprodukte. Trotz 
der gestiegenen Rohstoffpreise weisen bis auf die DR 
Kongo und Angola alle wichtigen Wirtschaftspartner 
in Afrika Handelsbilanzdefi zite gegenüber China auf 
(Kappel/Schneidenbach 2006: 3, Berke 2006: 3).

 Chinesische Firmen bauen Straßen, Eisenbahntras-
sen, Häfen, Staudämme, Fußballstadien, Wohnviertel 
und Hotelanlagen, errichten neue Telefonanlagen 
und schossen den ersten Satelliten Nigerias in die 
Umlaufbahn. Nach eigenen Angaben beendeten chi-
nesische Firmen im Jahre 2006 auf dem afrikanischen 
Kontinent Projekte im Wert von 9,5 Mrd. US-Dollar. 
In der Regel liefern die chinesischen Unternehmen 
schlüsselfertige Anlagen ab, die teilweise von aus Chi-
na importierten Arbeitskräften errichtet werden. Der 
Preis ihrer Bauten liegt bei einem Viertel bis zur Hälf-
te dessen, was die Konkurrenz aus Industriestaaten 
berechnet, die Qualität ist meist akzeptabel, und das 
Projekt wird wesentlich schneller abgewickelt, als es 
die meisten Konkurrenten können (People’s Daily On-
line, 30.1.2007, Fandrych 2006: 7, Kurlantzick 2006: 
3).

 Nicht nur der Handel wird ausgebaut: 2005 reis-
ten rund 110.000 Chinesen als Touristen nach Afrika, 
doppelt so viele wie 2004, 2006 verdoppelte sich die 
Zahl erneut. Zudem werden jährlich 3.000–4.000 
afrikanische Fachkräfte ausgebildet und mehr als 
1.000 Ärzte aus dem Reich der Mitte arbeiten auf 
dem afrikanischen Kontinent (People’s Daily Online, 
7.8.2006, Li 2006: 67, China Economic Net Online, 
28.12.2006).

6.1  Ausbau der Handelsverbindungen

6.  Die Afrikapolitik Chinas

Wie sehr die neuen aufstrebenden Mächte die 
internationalen Machtkonstellationen verän-

dern zeigt die Diskussion über die Rolle Chinas auf 
dem afrikanischen Kontinent. Das Handelsvolumen 
ist in den letzten Jahren sprunghaft gestiegen, wobei 
afrikanische Staaten nahezu ausschließlich Rohstoffe 
nach China liefern und ihrerseits Fertigprodukte be-
ziehen. Milliardeinvestitionen chinesischer Unterneh-

men in Infrastrukturprojekte, und hohe, an keine Auf-
lagen gebundene Kredite haben zu massiver Kritik 
der etablierten Industrienationen geführt. Zugleich 
wächst in einigen afrikanischen Staaten der Wider-
stand gegen das chinesische Engagement, während 
andere die Alternative zu den ehemaligen Kolonial-
mächten begrüßen.
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USA contra China

Um die Jahreswende 2005/2006 war in afrikanischen 
Zeitungen von einem »diplomatic war« zwischen den 
USA und China die Rede, in dessen Mittelpunkt Afri-
ka stehe. Vorausgegangen waren Anhörungen in 
Komitees im US-Repräsentantenhaus sowie Studien 
von teilweise regierungsnahen amerikanischen For-
schungsinstituten. Tenor der Untersuchungen: China 
baue seinen Einfl uss auf dem afrikanischen Kontinent 
immer weiter aus und kooperiere dabei eng mit inter-
national geächteten Regierungen.15 

 Kaum Thema der Studien ist die Tatsache, dass 
US-Ölkonzerne ihre Aktivitäten in Afrika deutlich 
ausgebaut haben und dabei ebenfalls mit korrupten 
Regierungen kooperieren: Die USA importieren der-
zeit rund drei Mal so viel Öl aus Afrika wie China. Der 
Handel mit Afrika wuchs aufgrund der steigenden Öl-
importe der USA rasant an und lag 2005 bei einem 

Volumen von 60,6 Mrd. US-Dollar (Gill/Huang/Mor-
rison 2007: 14).
 Als die US-Regierung afrikanischen Staaten Gelder 
für die militärische Zusammenarbeit strich, da diese 
den International Criminal Court in Den Haag an-
erkennen und kein Sonderabkommen mit den USA 
abschließen wollen, das die Auslieferung amerika-
nischer Soldaten ausschließt, sprang China mit Mili-
tärberatern ein. Regierungsstellen in den USA beob-
achten diese Entwicklung mit großer Sorge. Es dürfte 
kein Zufall gewesen sein, dass die USA den Aufbau 
eines eigenen Militärkommandos für Afrika im Feb-
ruar 2007 verkündeten, während Chinas Regierungs-
chef Hu Jintao anlässlich einer Rundreise mehrere 
afrikanische Staaten besuchte.
 Harsch kritisiert wird auch der Verkauf von Waffen 
in Krisengebiete, darunter an Äthiopien, Eritrea, den 
Sudan, Nigeria und Simbabwe. Amnesty International 
erhebt den Vorwurf, Waffen würden gegen Rohstoffe 
getauscht (ai 2006).

6.2  Großinvestitionen in unsicherem Umfeld

Die Schätzungen über die Höhe der Geldfl üsse von 
China auf den afrikanischen Kontinent variieren je 

nach Defi nition des Begriffes »Investitionen« extrem. 
Die UNCTAD schätzt den Umfang chinesischer Direkti-
nvestitionen auf 1,6 Mrd. US-Dollar, die KfW dagegen 
auf 29 Mrd. US-Dollar – was China zum wichtigsten 
Investor nach den USA und Frankreich machen wür-
de (UNCTAD/UNDP 2007: 56, Berke 2006: 1).

 Schwerpunkt der chinesischen Investitionen sind 
Staaten mit großen Rohstoffvorkommen, darunter 
mehrere, die aufgrund ihrer Regierungsführung in-
ternational unter Druck stehen:

 Sudan: Im Sudan sind auf allen Märkten chinesische 
Waren zu fi nden. Chinesische Unternehmen inves-
tierten zwischen drei und vier Mrd. US-Dollar in 
Ölfelder, Pipelines, eine Raffi nerie und den Ausbau 
von Häfen. Die Export-Import Bank of China fi nan-
ziert einen Teil des  1,2 Mrd. US-Dollar teuren um-
strittenen Baus des Merawe-Staudammes, den chi-
nesische Unternehmen teilweise errichten sollen.

 Simbabwe: Mitte Juni 2006 schloss China mit Sim-
babwe Verträge im Wert von mehr als 1,3 Mrd. 
US-Dollar ab. Chinesische Unternehmen sollen 
Kohleminen erschließen und drei Kohlekraftwerke 
bauen, Simbabwe zahlt diese Dienstleistung durch 
den Zugang zu Chrom-, Platin-, Gold-, Nickel-, 

Kohle- und Diamantenvorkommen. Chinesische 
Regierungsstellen dementierten allerdings mehr-
fach nachdrücklich die Vergabe von Milliardenkre-
diten an das bankrotte Mugabe-Regime. Staatschef 
Hu besuchte Simbabwe im Februar 2007 nicht, 
wohl aber eine Reihe der Nachbarländer.

 Angola: Nachdem der IWF nur gegen Aufl agen ei-
nen Kredit an Angola vergeben wollte, gewährte 
China 2004 einen Kredit ohne Aufl agen in Höhe 
von 2 Mrd. US-Dollar. Anfang 2006 wurde die 
Kreditlinie auf 6 Mrd. US-Dollar (andere Quel-
len sprechen von 9 Mrd. US-Dollar) erhöht. 70% 
Summe soll über chinesische Unternehmen nach 
China zurückfl ießen, die Infrastruktur (Eisenbahn-
trassen, Straßen, Brücken etc.) wieder aufbauen. 
Im Ölbereich wurden in der ersten Jahreshälfte 
2006 Abkommen zur Erschließung von Ölquellen 
im Wert von fast 3 Mrd. US-Dollar abgeschlossen. 
China will zudem den Bau einer Erdölraffi nerie (3 
Mrd. US-Dollar) fi nanzieren, Staudämme und Was-
serkraftwerke errichten, die Telekommunikations-
netze ausbauen (470 Mio. US-Dollar), 200.000 
Wohnungen sowie Schulen und Universitäten bau-
en, in den Eisenerzbergbau einsteigen und 800 
Mio. US-Dollar in Hafenanlagen investieren.

 Nigeria: Auf den nigerianischen Märkten sind Pro-
dukte aus China allgegenwärtig. Im Januar 2006 
erwarb der staatliche Ölkonzern CNOOC für 2,3 
Mrd. US-Dollar einen 45%-Anteil an einem Ölfeld 
im Nigerdelta. Weitere Bietverfahren für Ölquellen 

15 The U.S. House of Representatives 2005, Council on Foreign 
Relations 2005, Brooks/Shin 2006, Shambaugh 2006. 
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im Wert von rund 4 Mrd. US-Dollar laufen noch. 
Im Mai 2006 wurde ein Abkommen im Wert von 
rund 4 Mrd. US-Dollar geschlossen: China soll in 
Infrastrukturprojekte (Kraftwerke, eine Ölraffi -
nerie, freie Exportzonen) investieren. Eine chine-
sische Firmengruppe erhielt im November 2006 
den Zuschlag für den Ausbau eines Teils einer 
Eisenbahntrasse quer durch Nigeria im Wert von 
8,3 Mrd. US-Dollar, den die chinesische Regierung 
durch einen Kredit in Höhe von 2 Mrd. US-Dollar 
teilfi nanziert.

Weitere Großprojekte
quer über den Kontinent

Der Markteintritt Chinas wird oft durch Projekte der 
Regierung erleichtert: Regierungsgebäude in Gabun, 
Ruanda, Uganda und der Côte d’Ivoire, ein Flug-
hafenterminal in Algerien, Stromnetze in Kenia und 
Fußballstadien in etlichen afrikanischen Staaten sind 
einige Beispiele dieser Gastgeschenke (Gu 2005: 15). 
Den Geschenken folgen Geschäfte, darunter:

 Der Tschad, Gabun, Côte d’Ivoire, die Republik 
Kongo, Algerien und Mauretanien liefern Öl, in 
weiteren Staaten wird nach Vorkommen gesucht.

 In Gabun will ein chinesisches Konsortium 3 Mrd. 
US-Dollar in die Erschließung einer Eisenerzmine 
(560 km Eisenbahntrasse, Tiefseehafen, Stau-
damm zur Stromerzeugung) investieren.

 China vergibt einen 66 Mio. US-Dollar Kredit an 
Ghana zum Ausbau der Kommunikationssysteme 

und des Internetzugangs und plant die Finanzie-
rung eines 600 Mio. US-Dollar teuren Staudamms 
in Norden Ghanas.

 Die chinesischen Konzerne ZTE und Huawei planen 
für 2,4 Mrd. US-Dollar den Bau des Glaserfaser-
netzes in Äthiopien, andere Unternehmen wollen 
in Äthiopien den größten Staudamm Afrikas bau-
en.

 China wird in Ägypten für 938 Mio. US-Dollar eine 
Aluminiumfabrik bauen. In der Planung ist außer-
dem ein Kernkraftwerk.

 Die Export-Import Bank of China genehmigte Ende 
2006 einen Kredit von 2,3 Mrd. US-Dollar, um den 
umstrittenen Mphanda Nkuwa Dam in Mosambik 
zu bauen. Allerdings ist noch unklar, ob der Damm 
auch gebaut wird.

 Chinesische Unternehmen haben 170 Mio. US-
Dollar in sambische Minen investiert und fördern 
dort vor allem Kupfer. Anfang 2007 wurden wei-
tere Investitionen in Höhe von 800 Mio. US-Dollar 
angekündigt, darunter der Aufbau einer Freien 
Exportzone im sambischen Kupfergürtel. Bis 2010 
sollen 50.000 neue Arbeitsplätze entstehen. 

 Chinesische Unternehmen investieren in der De-
mokratischen Republik Kongo in die Förderung 
von Kupfer und Kobalt und bauen Straßen zu de-
ren Abtransport.

 Afrikanische Regierungen verweisen häufi g auf die 
Geschwindigkeit, mit der die Geschäfte mit China ab-
gewickelt werden: Binnen kurzer Zeit stehen Kredite 
zur Verfügung, die Arbeiten beginnen und die Pro-
jekte werden pünktlich fertiggestellt.16

6.3  China weist Kritik zurück

Chinesische Regierungsstellen wehren sich vehement 
gegen den Vorwurf, ihre Unternehmen würden Afrika 
ausbeuten. Im Januar 2006 wurde ein Strategiepa-
pier mit dem Titel »China‘s African Policy« veröffentli-
cht, in dem die Regierung ihre Afrikapolitik erläutert. 
Dort wird ein »new type of strategic partnership with 
Africa which features political equality and mutu-
al trust, economic win-win cooperation and cultural 
exchange« zum Ziel der eigenen Politik erklärt. Zu-
dem wird betont, ein Grundprinzip sei die »non-in-
terferences in each other’s political affairs« (Chinese 
Government 2006). 

 Damit greift das Papier den Tenor einer Veröf-
fentlichung der chinesischen Regierung von Ende 
Dezember 2005 auf, die den Titel »China’s Peaceful 
Development Road« trägt. Darin wird betont, China 
sei aufgrund der weit verbreiteten Armut immer noch 

ein Entwicklungsland, was es mit all den anderen Ent-
wicklungsländern weltweit verbinde. Neben der For-
derung, die friedliche Entwicklung des Landes zuzu-
lassen, wird auch die Möglichkeit für andere Staaten 
gefordert, sich nach eigenen Vorstellungen zu ent -
wic keln. In Bezug auf die Beziehungen zu den Ent-
wicklungsländern wird dort betont, man habe 

16 Sierra Leones Botschafter in China, Sahr Johnny, sagte als Gast-
geber einer chinesischen Delegation, die sich über geplante In-
vestitionen erkundigte: »The Chinese are doing more than the 
G8 to make poverty history,’ (...). ‚If a G8 country had wanted 
to rebuild the stadium, we‘d still be holding meetings! The Chi-
nese just come and do it. They don‘t hold meetings about en-
vironmental impact assessment, human rights, bad governance 
and good governance. I‘m not saying it‘s right, just that Chinese 
investment is succeeding because they don‘t set high bench-
marks.« (Granta 92 Online, Version vom 4.1.2006)
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 LDCs für viele Produkte einen zollfreien Zugang 
auf den chinesischen Markt gewährt, 

 44 Staaten Schulden erlassen,

 und werde in den nächsten 3 Jahren Kredite zu 
Vorzugsbedingungen in Höhe von 10 Mrd. US-Dol-
lar sowie weitere günstige Exportkredite vergeben 
(Chinese Government 2005). 

 Ähnlich argumentierte der Premierminister Wen 
Mitte 2006 bei einem Besuch in Ägypten. Er wehrte 
sich gegen den Vorwurf, Chinas Verhalten sei neo-
kolonialistisch. Gerade China verstehe aufgrund der 
eigenen Geschichte die Leiden, die der Kolonialismus 
mit sich bringe (Yanshuo 2006). 

Die chinesische Regierung ist ebenso wenig wie die 
Unternehmen des Landes bereit, politische Bedin-
gungen für Geschäfte zu stellen. In vielen Pressebe-
richten sowie in Interviews von Regierungsmitgliedern 
wird betont, China vergebe seine Entwicklungshilfe 
ohne politische Aufl agen (»no-strings-attached«). 
Damit verschweigt die chinesische Regierung aller-
dings, dass der Abbruch diplomatischer Beziehungen 
zu Taiwan die Voraussetzung der Zusammenarbeit 
bildet: Von 53 afrikanischen Staaten erkennen nur 
noch 5 Taiwan an.

 Chinas Regierung wehrt sich auch mit dem Ver-
weis auf die Geschäfte anderer Staaten gegen die 
Ausbeutungsvorwürfe. Regierungsstellen sagten im 
März 2007, dass China lediglich knapp 9% der Ölex-
porte Afrikas erwerbe, die EU dagegen 36% und die 
USA 33%. Rund 95% der Ölexporte des korrupten 
Regimes in Nigeria würden von westlichen Ölgesell-
schaften gefördert, die auch in Äquatorial Guinea die 
Ölproduktion beherrschten. Selbst Angola exportiere 
mehr Öl in die USA als nach China (People’s Daily On-
line, 15.3.2007).17

 Damit macht die chinesische Regierung darauf auf-
merksam, dass sie keineswegs allein für die Missstän-
de in afrikanischen Staaten verantwortlich gemacht 
werden könne. Das Handelsvolumen der G8-Staa-
ten mit Afrika stieg seit dem Jahr 2002 von 134 Mrd. 
US-Dollar bis 2005 auf 233 Mrd. US-Dollar (Kappel/
Schneidenbach 2006: 2). Viele dieser Geschäfte wur-
den ebenfalls unter nicht transparenten Umständen 
getätigt.

»Beijing Consensus«

Chinas Widerstand gegen eine reine Marktorthodoxie 
gewinnt immer mehr Sympathien in Entwicklungslän-
dern. Der Versuch, einen Entwicklungsstaat mit straf-
fer staatlicher Lenkung aufzubauen, wird zunehmend 
als Gegenmodell zum »Washington Consensus« in-
terpretiert und der Begriff »Beijing Consensus« macht 
die Runde (Ramo 2004).

 Die ständig wiederholte Aussage der chinesischen 
Regierung, ihre entwicklungspolitische Unterstüt-
zung, Kredite sowie die Handelsbeziehungen seien 
nicht an Bedingungen gebunden, verstärkt die Attrak-
tivität des Modells. Angesichts der oft verheerenden 
Wirkungen der Strukturanpassungsprogramme ver-
gangener Jahrzehnte ist es wenig verwunderlich, dass 
diese Politik eine große Anziehungskraft für viele afri-
kanische Staaten ausübt (Thompson 2005). China hat 
folgerichtig 31 afrikanischen Staaten ohne Aufl agen 
Schulden in Höhe von 1,3 Mrd. US-Dollar erlassen 
(China Daily Online, 16.6.2006). Weitere Schuldener-
lasse stehen an.

17 Die chinesische Afrika-Expertin He Wenping sagte über Hinter-
gründe und Perspektiven der chinesischen Afrika-Politik: »Ein 
Beispiel: Seit über zehn Jahren hilft China dem Sudan bei der 
Entwicklung seiner Erdölindustrie. Mit Hilfe Chinas ist der Su-
dan von einem Importland zu einem Erdöl-Exporteur gewor-
den. Werfen wir einen Blick auf Nigeria: Der Ölkonzern Shell 
hat über 50 Jahre in Nigeria Öl gefördert – mit dem Ergebnis, 
dass das Land bis heute Rohöl exportiert und Benzin importiert, 
weil es über kein eigenes Verarbeitungssystem verfügt. China 
erklärt sich im Weißbuch über seine Afrika-Politik dazu bereit, 
afrikanischen Ländern bei der Erhöhung ihrer Leistungsfähig-
keit zu helfen. Würden westliche Länder auch so etwas erklä-
ren?« (Deutsche Welle Online, 25.4.2006)

6.4  Auswirkungen der chinesischen Investitionen

Viele afrikanische Regierungen sehen im steigenden 
Engagement Chinas eine positive Entwicklung. Der 
von China mitverursachte Preisanstieg im Rohstoff-

handel führt bei den afrikanischen Staaten, die über 
die begehrten Waren verfügen, zu deutlichen Mehr-
einnahmen im Export. 

 Der Schwerpunkt der Investitionen chinesischer Un-
ternehmen liegt allerdings eindeutig im Rohstoffsek-
tor. In Industrieprojekte wird nur wenig investiert und 
dieses Engagement wird bei sinkenden Gewinnen 
– z.B. die Fabrikschließungen im Bekleidungs- und 
Textilbereich seit Anfang 2005 – ohne Rücksicht auf 
die betroffenen Arbeitskräfte auch schnell wieder be-
endet (Tull 2005: 22–23).

 Auch beim Kampf um eigene Exporteinnahmen 
nimmt China keine Rücksicht auf afrikanische In -
te ressen. Kenia hat beispielsweise mit großer Be-
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sorgnis zur Kenntnis nehmen müssen, dass die chi-
nesische Regierung Milliardensummen in den Aufbau 
des Exportes von Rosen stecken will: 500.000 Men-
schen leben derzeit in Kenia vom Blumenexport und 
sehen ihre Existenzgrundlage bedroht (Hofmann et al 
2006: 7).

 Zugleich steigt der Zustrom von Gütern aus China 
drastisch an. In der afrikanischen Presse sind im Zu-
sammenhang mit den Waren aus China die Begriffe 
»Tsunami« und »Flood« zu lesen, von einem »Second 
Scramble for Africa« ist die Rede, China sei »Jekyll 
and Hyde«, und es handele sich um »Neo-Kolonia-
lismus«. Motorräder, Bekleidung, Küchengeräte, Kli-
maanlagen, Medikamente etc. aus China beherrschen 
die Märkte vieler afrikanischer Staaten.

 Für die KonsumentInnen sanken die Preise vieler 
Produkte des täglichen Bedarfs deutlich. Lokale Her-
steller werden damit jedoch zu Hause und auf Export-
märkten verdrängt. Selbst das industriell am weites-
ten entwickelte Südafrika ist von dieser Entwicklung 
massiv betroffen, was die Zusammensetzung der Ex-
porte nach China belegt: 1993 waren rund 50% der 
Ausfuhren nach China Industriegüter, 2003 waren 
es nur noch 8%, der Rest bestand aus Zwischenpro-
dukten oder Rohstoffen. Dieser Tausch von Mineralien 
gegen billige Industriegüter führt auf Dauer zu sich 
verschlechternden Terms auf Trade und steigenden 
Handelsdefi ziten. Damit droht eine neue Schuldenfal-
le (Draper 2006, Kappel/Schneidenbach 2006: 5).

 Neben der Lieferung übernehmen chinesische 
Händler zunehmend auch den Vertrieb der Waren, so 
dass die Handelsstrukturen massiv verändert werden 
und viele Afrikaner ihre Arbeitsplätze verlieren. 

 Ebenso umstritten ist die Strategie chinesischer 
Unternehmen, Infrastrukturprojekte im Paket mit 
Krediten anzubieten und dann konkurrenzlos billig 
mit größtenteils aus China importierten Arbeitskräf-
ten in Rekordzeit fertigzustellen. Selbst die Baustoffe 
werden häufi g aus China eingeführt, da sie dort viel 
preiswerter zu erwerben sind. Kritiker verweisen auf 
die hohe Arbeitslosigkeit in afrikanischen Staaten und 
fordern die Beschäftigung heimischer Arbeitskräfte 
sowie die Nutzung heimischer Baustoffe. Befürwor-
ter dieser Praxis argumentieren dagegen, es gebe 
in bürgerkriegszerstörten Staaten wie Angola und 
Sierra Leone gar nicht genügend ausgebildete Kräf-
te, um Großprojekte zu bauen. Auch die Produktion 
notwendiger Baustoffe müsse erst aufgebaut werden. 
Die Ausbildung der Kräfte sowie der Ausbau der hei-
mischen Zuliefererindustrie erfordere viel Zeit, die 
nicht vorhanden sei, da die Infrastruktur dringend be-
nötigt werde. Spätestens wenn es um die Wartung der 
neuen Projekte geht, werden die Fachkräfte jedoch 
benötigt. Daher drohen hier »weiße Elefanten«, wie 
sie auch die westliche Entwicklungshilfe in früheren 
Jahrzehnten zur Genüge produziert hat.18

Ausschreitungen in Sambia

Wie tiefgehend die Konfl ikte in einigen Staaten be-
reits sind zeigt das Beispiel Sambia. Im Herbst 2006 
war das Verhalten chinesischer Bergbaufi rmen so-
wie die breite Präsenz chinesischer Händler auf den 
Märkten ein Hauptwahlkampfthema bei der Präsi-
dentschaftswahl in Sambia. In von chinesischen Un-
ternehmen betriebenen Minen war es bei Unfällen 
zu mehr als 50 Todessopfern gekommen, und es gab 
Streiks gegen die Arbeitsbedingungen sowie die sehr 
niedrigen Löhne. Zudem wird aus China eingewan-
derten Händlern vorgeworfen, sie würden die Märkte 
erobern und zum Teil zwar sehr billige, doch minder-
wertige Waren verkaufen. Mit Michael Sata griff einer 
der Kandidaten für das Amt des Präsidenten – ein 
ehemaliger Minister – die aufgeheizte Stimmung auf 
und forderte den Rauswurf der Chinesen, da diese 
das Land nur ausbeuten würden. Es kam zu antichi-
nesischen Ausschreitungen. Sata verlor die Wahlen 
mit einem Stimmenanteil von immerhin 29%. Chi-
na reagierte auf die Vorwürfe anfangs mit harschem 
Protest und versuchte später, die Stimmung zu beru-
higen, indem es Sambias Schulden erließ und neue 
Investitionen ankündigte. 

 Der Widerstand gegen die zunehmende chinesische 
Präsenz ließ dennoch nicht nach. Empörung löste die 
Schließung der größten Textilfabrik des Landes aus, 
die Chinesen zuvor übernommen hatten. Die 1.000 
entlassenen Beschäftigten erheben den Vorwurf, dass 
der Import von subventionierten Textilien aus China 
Grund für die Schließung war. Als Chinas Präsident 
Hu Jintao im Februar 2007 Sambia besuchte, muss-
te seine Beteiligung an der Grundsteinlegung eines 
Fußballstadions abgesagt werden, da man Proteste 
von Arbeitern gegen die schlechten Arbeitsbedin-
gungen in Firmen, die Chinesen gehören, befürchtete 
(Guardian Online, 5.2.2007, IRIN Online, 5.2.2007).

18 Eine länderspezifi sche Diskussion der Rolle chinesischer Bau-
unternehmen in Angola, Sierra Leone, Tansania und Sambia 
fi ndet sich in: Centre for Chinese Studies (Hrsg.) 2007.
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Eine besondere Dynamik erhält die Diskussion über 
Chinas Engagement in Afrika durch den Versuch 

der klassischen Industrienationen, Transparenz in den 
Rohstoffgeschäften durchzusetzen. Ein markantes 
Beispiel dafür ist die auf dem G8-Gipfel 2003 ange-
stoßene »Extractive Industries Transparency Initiative 
(EITI)«. Die Forderung nach Transparenz wurde von 
Nichtregierungsorganisationen seit vielen Jahren ge-
stellt. Doch erst als mit China ein mächtiger Konkur-
rent auf den Weltmärkten auftauchte, stellten sich die 
Regierungen der Industrienationen verstärkt hinter 
solche Ansätze. Dabei wird gefl issentlich übergan-
gen, dass die Unternehmen aus diesen Staaten über 
Jahrzehnte hinweg afrikanische Rohstoffquellen aus-
gebeutet haben und zum Teil weiterhin ausbeuten, 
ohne Rücksicht auf die dortige Bevölkerung zu neh-
men. Bei einem Treffen der Zivilgesellschaft in Bonn 
mit den Sherpas der G8-Regierungen Ende April 
2007 im Vorfeld des G8-Gipfels in Heiligendamm 
legten Vertreter des Bundeswirtschaftsministeriums 
und des BDI in einer Arbeitsgruppe zu Rohstoffen 
ihre Positionen dar. Die Forderung nach Transparenz 
richtete sind mehrfach dezidiert an China. Vertreter 
von Nichtregierungsorganisationen forderten dage-
gen, doch in einem ersten Schritt die heimische In-
dustrie wirkungsvoll – und nicht nur mit freiwilligen 
Vereinbarungen – zu Transparenz zu verpfl ichten. 

Anwesende AfrikanerInnen wiesen zudem darauf hin, 
dass die Transparenz der Finanzströme zwischen Un-
ternehmen und Regierungen nicht ausreichend sind, 
wenn nicht auch die Interessen der Bevölkerung, die 
direkt von der Rohstoffförderung betroffen ist, einbe-
zogen werden. Eben dies sehen die derzeitigen An-
sätze nicht vor.

 Ein Schlaglicht auf die Vernetzung der weltwei-
ten Wirtschaft wirft die Diskussion um Chinas Un-
terstützung für das Regime im Sudan. Während die 
Regierung der USA Chinas Politik anprangert, ist ein 
von Warren Buffett, dem zweitreichsten Amerikaner, 
verwalteter Investmentfonds mit rund 3 Mrd. US-Dol-
lar am chinesischen Ölkonzern PetroChina beteiligt, 
der wiederum eng mit einem Ölkonzern verfl ochten 
ist, der im Sudan aktiv ist (Financial Times Online, 
29.4.2007). Der Vorwurf, China ignoriere die Gräu-
eltaten in der sudanesischen Darfurregion aus Ge-
schäftsinteressen heraus, wäre somit auch dem Un-
ternehmen aus den USA zu machen.

 Die Diskussion über die Rolle chinesischer Unter-
nehmen sollte daher zum Anlass genommen werden, 
transparente Verfahren zur Überwachung der Ge-
schäftspraktiken sowohl der Unternehmen aus den 
Industrieländern als auch der aus den aufstrebenden 
Nationen aufzubauen.

 

6.5  Westliche Saubermänner?

6.6 Änderungen in Sicht?

Nicht nur in Sambia wächst der Widerstand gegen 
den steigenden Einfl uss Chinas. Die Warnung des 

südafrikanischen Staatspräsidenten Mbeki vor kolo-
nialen Handelsbeziehungen und die von Südafrika 
durchgesetzten »freiwilligen« Exportbeschränkungen 
von Textilien und Bekleidung für chinesische Unter-
nehmen sind ein deutlicher Hinweis auf Probleme, 
die selbst befreundete und wirtschaftlich relativ star-
ke Handelspartner mittlerweile mit dem chinesischen 
Engagement haben.

 In Regionen mit einem unsicheren politischen Um-
feld spüren die Chinesen mehr und mehr die Kehr-
seite von Investitionen, die keine Rücksicht auf die 
Situation in den Zielländern nehmen. Der Wahlaus-
gang in Sambia hätte fatal für die Geschäftsinteressen 
der dort aktiven Chinesen werden können, in Nigeria 
wurden in den ersten Monaten des Jahres 2007 gleich 
mehrfach chinesische Arbeitskräfte und Geschäftsleu-
te gekidnappt, und Investitionsvorhaben in Simbab-
we ließen sich aufgrund der politischen Situation im 
Lande nicht umsetzen. 

 Als Ende April 2007 in Äthiopien 74 Ölarbeiter 
eines chinesischen Unternehmens, darunter 9 Chi-
nesen, bei einem Rebellenüberfall im Grenzgebiet 
zu Somalia getötet und weitere entführt wurden, ver-
sicherte die chinesische Regierung umgehend, man 
werde weiter im Lande und auf dem afrikanischen 
Kontinent aktiv bleiben. Doch die Politik der Nichtein-
mischung in innere Angelegenheiten anderer Staaten 
gerät an ihre Grenzen.

 Akademiker aus regierungsnahen Forschungsein-
richtungen wurden nach den Vorfällen in Äthiopien 
mit Aussagen zitiert, die auf eine intensive Debatte 
über die weitere Ausrichtung der Afrikapolitik hin-
deuten. Sie verwiesen darauf, dass in Afrika aktive 
chinesische Unternehmen stärker auf die lokalen 
Probleme eingehen müssten. Dazu gehörten das po-
litische Umfeld sowie Sozial- und Umweltstandards. 
Nur so sei eine dauerhafte Geschäftsbeziehung auf-
zubauen (Financial Times Online, 30.4.2007).

 Zunehmende Wirkung zeigen die Vorwürfe von 
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Menschenrechtsorganisationen und anderen Regie-
rungen, China unterstütze indirekt einen Genozid in 
der Darfurregion im Sudan. Mit Entsetzen wurde im 
April 2007 in China die Forderung der prominenten 
US-Schauspielerin Mia Farrow nach einem Boykott 
der Olympischen Spiele in Peking 2008 (»Genocide 
Games«) aufgenommen. 

 Abzuwarten bleibt allerdings, ob sich dies in kon-
kreten Änderungen der Politik niederschlägt. Chinas 
Regierung muss abwägen, welche Nachteile auf dem 
diplomatischen Parkett entstehen, wenn weiterhin 
verbrecherische Regime gestützt werden – und ob 
der Einkauf von Rohstoffen dies wert ist. Kritik an der 
Politik der sudanesischen Regierung in Darfur sowie 
das Mittragen von abgeschwächten UN-Resolutionen 
zur Atompolitik des Iran und Nordkoreas deuten 
darauf hin, dass es zu einer Abkehr von der strikten 
Nichteinmischungspolitik kommen könnte (Wolfe 
2007 und 2007a).

 Neu ist auch der vorsichtige Versuch eines Dialoges 
mit Organisationen der Zivilgesellschaft. Das Interna-
tional Rivers Network hatte beispielsweise ein Treffen 
mit Li Ruogu, dem Präsidenten der Exim-Bank, die 
den umstrittenen Merowe-Staudamm im Sudan fi -
nanziert. Seit dem Treffen im Dezember 2006 wur-
den verbilligte Exportkredite für den Sudan und ei-
nige weitere Staaten gestrichen. Im Mai 2007 fand 
in Schanghai einen Meinungsaustausch afrikanischer 
und chinesischer Nichtregierungsorganisationen über 
soziale und ökologische Folgen chinesischer Investiti-
onen statt. Beim Weltsozialforum in Nairobi im Janu-
ar 2007 war ein solcher Dialog noch gescheitert. Als 
afrikanische Diskussionsteilnehmer die chinesische 
Politik scharf kritisierten, verließ der Moderator die 
Diskussionsrunde. Dabei war er ein Vertreter der 
gastgebenden chinesischen Nichtregierungsorgani-
sation, nicht der Regierung (WOZ Online, 22.3.2007, 
Deutsche Welle Online, 25.1.2007).



© SÜDWIND 2007China, Indien, Brasilien und Südafrika | Teil 2 56

7. Herausforderungen für Nichtregierungsorganisationen

 Handel

Südafrikas regionale wirtschaftliche Vormachtstellung 
könnte dazu führen, dass das Land bei zukünftigen 
Handelsabkommen lukrative Geschäftschancen für 
die eigene Wirtschaft über die Interessen der Region 
stellt. Das Abkommen mit der EU war ein Schritt in 
diese Richtung. 

 Andererseits deutet das Aussetzen der Verhand-
lungen über ein Handelsabkommen mit den USA und 
die Diskussion über den Sinn eines Abkommens mit 
China auf eine Abkehr Südafrikas von einer reinen 
Freihandelsstrategie hin, wie sie seit 1994 verfolgt 
wurde.

 Abzuwarten bleibt, ob sich Lobbygruppen Gehör 
verschaffen und die Verhandlungsposition der Re-
gierung beeinfl ussen können. Die großen Agrarbe-
triebe und die Verarbeiter der Agrarprodukte haben 
dagegen ein massives Interesse an der Öffnung der 
Agrarmärkte der Industrieländer sowie der Schwel-
len- und Entwicklungsländer. Ein Abweichen Südafri-
kas von der derzeitigen Linie der G20 könnte somit 
sowohl für die heimischen Kleinbauern als auch für 
die Kleinproduzenten anderer Staaten verheerende 
Folgen haben.

 Ähnlich gelagert sind die Probleme in der Indus-
trie. Arbeitsintensive Branchen verlangen Schutz vor 

Importen, andere Branchen dagegen wollen ohne 
Rücksicht auf diese Wirtschaftsbereiche vor allem auf 
den afrikanischen Märkten ihre Position ausbauen. 
Besonders die Großkonzerne haben ein Interesse an 
Zollsenkungen im Güterbereich, was Arbeitsplatzver-
luste in Südafrika und in der Region zur Folge haben 
könnte. 

 Für deutsche Nichtregierungsorganisationen be -
deutet dies, dass sie sowohl in Kooperation mit Part-
nern in Südafrika als auch mit Partnern aus der Regi-
on die südafrikanische Position bei den Handelsge-
sprächen sehr genau beobachten müssen.

 Unternehmen

Der Vormarsch südafrikanischer Unternehmen auf 
dem afrikanischen Kontinent hat bislang erst zu we-
nigen Berührungspunkten mit der Arbeit deutscher 
Nichtregierungsorganisationen geführt. Dies wird 
sich im Rohstoffbereich ändern, da die Unternehmen 
in immer mehr Staaten Afrikas zu wichtigen Arbeitge-
bern werden. 

7.  Herausforderungen für
 Nichtregierungsorganisationen

Die zunehmende politische und ökonomische 
Macht Chinas, Indiens, Brasiliens und Südafrikas 

berührt die Zusammenarbeit von Nichtregierungs-
organisationen sowohl mit diesen vier Staaten als 
auch die Kooperation mit anderen Schwellen- und 
Entwicklungsländern auf verschiedenen Ebenen. Dies 
reicht von den Bestrebungen zur Schaffung von So-
zial- und Umweltstandards in globalen Regelwerken 
für Handels- und Finanzbeziehungen bis hin zur Rolle 
von Konzernen. 

 In vielen Fällen wird es schwierig sein zu unter-
scheiden zwischen berechtigten Interessen der vier 
Staaten und Bestrebungen von Einzelgruppen inner-

halb der Staaten, ihre Interessen auf Kosten von Tei-
len der eigenen Bevölkerung oder anderer Entwick-
lungsländer durchzusetzen. 

 Das Auftreten der vier Länder gemeinsam mit Me-
xiko als »Outreach Partner« der G8 in Heiligendamm 
deutet auf eine mögliche Zuspitzung dieser Proble-
matik hin: Die Industrienationen haben fünf Partner 
ausgewählt, ohne dies mit der Gruppe der Schwel-
len- und Entwicklungsländer abzustimmen. Keiner 
der Staaten stammt aus der Gruppe der kleinen Ent-
wicklungsländer, und ihre Regierungen vertreten in 
vielen Bereichen Positionen, die einer Reduzierung 
der Armut nicht dienlich sind.19

7.1  Südafrika

19 Details über die Sozialpolitik der untersuchten Staaten siehe: 
Hütz-Adams 2007.
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 Daher müssen Strategien entwickelt werden, wie 
die Partner in den betroffenen Ländern so unter-
stützt werden können, dass sie über das Vorgehen 
der Multis aufklären und bei Verstößen gegen Um-
welt- und Sozialstandards Widerstand organisieren 
können. Zugleich müssen Wege gefunden werden, 
wie von Deutschland aus im Verbund mit südafrika-
nischen Nichtregierungsorganisationen in Konfl iktfäl-
len Druck auf Unternehmen aus Südafrika aufgebaut 
werden kann. 

 Finanzbeziehungen

Bei Südafrikas Verhandlungsstrategie über eine 
Stimmrechtsreform bei IWF und Weltbank sollte ge-
nau beobachtet werden, ob Südafrika bei der Debatte 
über die Reform die Stärkung der eigenen Position in 
den Mittelpunkt stellt oder ob die Macht der kleinen 
Schwellen- und Entwicklungsländer gestärkt werden 
soll.

7.2  Indien

 Handel

Nach einer deutlichen Liberalisierung des Außenhan-
dels durch die seit 1991 umgesetzten Wirtschaftsre-
formen dominiert inzwischen die Vorsicht bei den 
Verhandlungen über weitere Handelserleichterungen. 
Abzuwarten bleibt, wie groß die Zugeständnisse der 
indischen Regierung bei den laufenden Gesprächen 
über etliche weitere bilaterale und regionale Handels-
abkommen sein werden. Von deutscher Seite sollte 
dabei die Begleitung der Verhandlungen mit der EU 
ein zentraler Aspekt sein, da die EU von Indien eine 
weitgehende Öffnung der Märkte verlangt.

 In der WTO steht Indien bislang konsequent zu 
den Forderungen der G20 und der NAMA 11. Es ist 
fraglich, ob vor dem Hintergrund der umfangreichen 
Investitionen indischer Unternehmen in heimische 
Produktionskapazitäten und Firmenübernahmen im 
Ausland diese Position bestehen bleibt. In den GATS-
Verhandlungen verfolgt Indien bereits Interessen, 
die denen der meisten anderen Entwicklungsländer 
diametral entgegenstehen. Die Bereitschaft der Re-
gierung, im kleinen Kreis gemeinsam mit Brasilien 
Gespräche mit den USA, der EU und Japan zu führen, 
ist ein weiteres Warnsignal: Niemand weiß, ob Indien 
den Zielen der G20, NAMA 11 und der G33 verbunden 
bleibt.

 Da die Armen Indiens in der Vergangenheit nur 
wenig Einfl uss auf die Regierungspolitik hatten, stellt 
dies eine große Herausforderung für die Zusammen-
arbeit von Nichtregierungsorganisationen aus Indien 
und Deutschland dar. 

 Unternehmen

Deutsche Unternehmen, die in steigendem Maße in 
Indien aktiv sind, sollten zur Umsetzung der Kernar-
beitsnormen der ILO in ihren Fabriken gedrängt wer-

den. Gleiches muss für deren lokale Zulieferer gelten. 
Notwendig für die Fortführung und den Ausbau der 
dazu in Deutschland vorhandenen Anstrengungen ist 
die Stärkung hiesiger Gruppen, die deutsche und eu-
ropäische Unternehmen unter die Lupe nehmen. Um 
die Arbeit effi zienter und vor allem effektiver zu ma-
chen, müssten die rechtlichen Rahmenbedingungen 
verbessert werden. Die Bundesregierung sowie die 
EU sollten weitergehende, verbindliche Vorgaben für 
Konzerne einführen. Diese müssen deutlich über die 
derzeit geltenden Bestimmungen wie z.B. die OECD-
Guidelines oder die Equator-Principles für Banken 
hinausgehen. 

 Ein wachsendes Problem für die Zusammenarbeit 
ist die Expansion multinationaler Unternehmen aus 
Indien. Vor allem der Erwerb von Rohstoffminen in 
Entwicklungsländern mit einer schwachen zivilgesell-
schaftlichen Struktur birgt die Gefahr, dass dort in der 
Produktion die äußerst niedrigen indischen Umwelt- 
und Sozialstandards gelten.

 Daher müssen Strategien entwickelt werden, wie 
die Zivilgesellschaft in den betroffenen Ländern so 
unterstützt werden können, dass sie über das Vor-
gehen der Multis aufklären und Widerstand organi-
sieren können. Es müssen Wege gefunden werden, 
wie von Deutschland aus der Druck auf indische Un-
ternehmen aufgebaut werden kann. Ein wichtiger 
Baustein bei diesen Bemühungen kann der Aufbau 
von Dreieckskooperationen indischer und deutscher 
Nichtregierungsorganisationen mit den Betroffenen 
in afrikanischen und asiatischen Staaten sein.

 Finanzbeziehungen

Bei Indiens Verhandlungsstrategien über eine Stimm-
rechtsreform bei IWF und Weltbank sollte genau be-
obachtet werden, ob das Land die Stärkung der ei-
genen Position in den Mittelpunkt stellt oder die der 
kleinen Schwellen- und Entwicklungsländer. 
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 Die zunehmende eigene Kreditvergabe birgt wei-
tere Risiken, wenn das Land ohne soziale und öko-
logische Standards Geschäfte abschließt. Angesichts 
der begrenzten Reaktionsmöglichkeiten der inter-
nationalen Zivilgesellschaft auf Kreditgeschäfte mit 
undurchsichtigen Vertragsbedingungen und auf um-
strittene Projekte sollten international gültige Verein-
barungen über den späteren Umgang mit nicht mehr 

bedienten Krediten getroffen werden. Die Forderung 
von Nichtregierungsorganisationen nach einem in-
ternationalen Insolvenzverfahren bekommt eine wei-
tere Bestärkung: Ein Regelungsmechanismus, der bei 
bestimmten Bedingungen zum Verfall der Kreditsum-
men führt, könnte unsinnige Projektfi nanzierungen 
deutlich weniger attraktiv machen.

7.3  China

 Handel

China ist dabei, für einzelne Staaten ein so wichtiger 
Geschäftspartner zu werden, dass es die eigenen Vor-
stellungen durchdrücken kann. Ungleiche Machtver-
hältnisse – das zeigt derzeit die Verhandlungsführung 
der EU bei den EPA-Gesprächen – könnten gerade 
für kleinere Entwicklungs- und Schwellenländer zu 
sehr unvorteilhaften Verträgen führen. Dies könnte in 
naher Zukunft ein wichtiges Arbeitsfeld der Partner 
deutscher Nichtregierungsorganisationen vor allem 
aus afrikanischen Staaten werden. Von deutscher Sei-
te sollte darüber hinaus die Begleitung der Verhand-
lungen Chinas mit der EU ein zentraler Aspekt sein, 
da die EU eine weitere Öffnung der Märkte verlangt.

 In der WTO trägt China die Forderungen der G20-
Gruppe und der NAMA 11 derzeit noch mit. Im Inter-
esse Chinas läge eine starke Senkung der Zölle der 
Schwellen- und Entwicklungsländer. 

 Da die Menschen in China nur wenig Einfl uss auf 
die Regierungspolitik haben, stellt dies eine große 
Herausforderung für die erst in Ansätzen vorhande-
ne Zusammenarbeit von Nichtregierungsorganisati-
onen aus China und Deutschland dar. Der Weg hin 
zu Dreieckskooperationen, die Partner aus weiteren 
Entwicklungsländern einbinden, ist noch weit.

 Unternehmen

Deutsche Unternehmen, die in China aktiv sind, soll-
ten zur Umsetzung der ILO-Kernarbeitsnormen in ih-
ren Fabriken gedrängt werden. Gleiches muss auch 
für die lokalen Zulieferer gelten. Notwendig für die 
Fortführung und den Ausbau der dazu in Deutschland 
vorhandenen Arbeitsansätze ist die Stärkung hiesiger 
Gruppen, die deutsche und europäische Unterneh-
men mit Geschäftsbeziehungen nach China unter die 
Lupe nehmen.

 Dies ist ein wichtiger – und bereits verstärkt bear-
beiteter – Ansatzpunkt für deutsche Nichtregierungs-

organisationen, da eine Vielzahl der in Deutschland 
verkauften Produkte aus China kommt. Um die Ar-
beit effi zienter und vor allem effektiver zu machen, 
müssten die rechtlichen Rahmenbedingungen ver-
bessert werden. Die Bundesregierung sowie die EU 
sollten weitergehende, verbindliche Vorgaben für die 
hiesigen Konzerne einführen, die deutlich über die 
derzeit geltenden Bestimmungen wie z.B. die OECD-
Guidelines oder die Equator-Principles für Banken 
hinausgehen. 

 Die Expansion multinationaler Unternehmen 
aus China und der damit verbundene Erwerb von 
Rohstoffminen in Entwicklungsländern mit einer 
schwachen zivilgesellschaftlichen Struktur birgt die 
Gefahr, dass dort in der Produktion die äußerst nied-
rigen chinesischen Umwelt- und Sozialstandards Ein-
zug halten.

 Daher müssen Strategien entwickelt werden, wie 
die Zivilgesellschaft in den betroffenen Ländern so 
unterstützt werden können, dass sie über das Vorge-
hen der Multis aufklären und Widerstand organisie-
ren können. Zugleich wird es eine große Herausfor-
derung sein, Wege zu fi nden, wie von Deutschland 
aus Druck ausgeübt werden kann auf chinesische 
Unternehmen. 

 Finanzbeziehungen

Es sollte genau beobachtet werden, ob China bei der 
Debatte über die Reform von IWF und Weltbank die 
Stärkung der eigenen Position in den Mittelpunkt 
stellt oder ob die Interessen der kleinen Schwellen- 
und Entwicklungsländer berücksichtigt werden.

 Die Milliardensummen, die chinesische Unterneh-
men für Akquisitionen und Investitionen aufwenden, 
verändern zugleich globale Strukturen. 

 So sehr eine Aufweichung der am »Washingtoner 
Konsens« orientierten Kreditaufl agen von IWF und 
Weltbank zu begrüßen ist, so stellt sich für Nichtre-
gierungsorganisationen doch die Frage, welche Kri-
terien bei der Vergabe von Krediten gelten sollen. 
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7. Herausforderungen für Nichtregierungsorganisationen

7.4  Brasilien

Die Zusammenarbeit Chinas mit Nigeria, Angola oder 
dem Sudan und die dort praktizierte Vergabe liefer-
gebundener Kredite sind ein Alarmsignal. 
 Angesichts der schwachen Zivilgesellschaft Chinas 
ist es zum jetzigen Zeitpunkt kaum möglich, in einer 
Dreieckskooperation chinesischer, deutscher und vor 
allem afrikanischer und asiatischer Nichtregierungs-
organisationen wirksame Kontrollmechanismen für 
die Kreditvergabe zu schaffen. Dies sollte allerdings 
perspektivisch ein Ziel der Arbeit der deutschen 
Nichtregierungsorganisationen sein.
 Die sehr begrenzten Reaktionsmöglichkeiten der 

internationalen Zivilgesellschaft auf Kreditgeschäfte 
Chinas mit undurchsichtigen Vertragsbedingungen 
und auf umstrittene Projekte könnten durch inter-
national gültige Vereinbarungen über den späteren 
Umgang mit nicht mehr bedienten Krediten erweitert 
werden. Die Forderung von Nichtregierungsorganisa-
tionen nach einem internationalen Insolvenzverfah-
ren bekommt durch die neuen Marktteilnehmer eine 
weitere Bestärkung: Ein Regelungsmechanismus, der 
bei bestimmten Bedingungen zum Verfall der Kre-
ditsummen führt, könnte unsinnige Projektfi nanzie-
rungen deutlich weniger attraktiv machen.

 Handel

Brasilien hat bislang nur wenige bilaterale Handels-
verträge geschlossen, die zudem nicht weitgehend 
sind. Von deutscher Seite sollte die Begleitung der 
Verhandlungen des Mercosur mit der EU ein zentraler 
Aspekt sein, da die EU eine weitgehende Öffnung der 
Märkte verlangt.

 Die Verhandlungsführung Brasiliens innerhalb der 
WTO setzt derzeit auf eine enge Kooperation mit der 
G20 und den NAMA 11. Zugleich zeigt die Regierung 
jedoch durch ihre Bereitschaft, im kleinen Kreis ge-
meinsam mit Indien Gespräche mit den USA, der EU 
und Japan zu führen, dass die brasilianische Regie-
rung sich auf die intransparenten Verhandlungsstruk-
turen der WTO einlässt. 

 Der Druck der Agrarlobby, die die Agrarexporte 
des Lands massiv ausbauen will, könnte zu einer 
einschneidenden Veränderung der Handelspolitik 
führen. Dies wäre nicht nur ein empfi ndlicher Rück-
schlag für die Schwellen- und Entwicklungsländer, 
die sich gegen Liberalisierungen der Märkte wehren. 
Betroffen wären auch die kleinen und mittleren Land-
wirtschaftsbetriebe Brasiliens, die dann noch mehr 
unter den Druck der Großbetriebe geraten würden. 
Die arbeitsintensiven Branchen der Industrie, die be-
reits unter den steigenden Einfuhren aus China lei-
den, dürften ebenfalls vehement gegen den Tausch 
von zusätzlichen Marktzugängen für die Produkte der 
Großbetriebe des Agrarsektors gegen Zollsenkungen 
im Güterhandel opponieren.

 Kommt es zu solchen Bestrebungen, sollten deut-
sche Nichtregierungsorganisationen ihre engen Kon-
takte nach Brasilien und zu vielen Entwicklungsländern 
nutzen, um bei der Abstimmung einer gemeinsamen 
Strategie gegen diese Tendenzen mitzuwirken.

 Unternehmen

Berührungspunkte mit deutschen Nichtregierungs-
organisationen kann das zunehmende Engagement 
brasilianischer Unternehmen auf dem afrikanischen 
Kontinent nach sich ziehen. Dann müssen auch hier 
Strategien entwickelt werden, wie die Partner in den 
betroffenen Ländern so unterstützt werden können, 
dass sie über das Vorgehen der Multis aufklären und 
bei Verstößen gegen Umwelt- und Sozialstandards 
Widerstand organisieren können. Zugleich wird es 
eine große Herausforderung sein, Wege zu fi nden, 
wie von Deutschland aus im Verbund mit brasilia-
nischen Nichtregierungsorganisationen in Konfl iktfäl-
len Druck auf Unternehmen aus Brasilien aufgebaut 
werden kann. 

 Finanzbeziehungen

Eine stärkere Einbindung Brasiliens in die bestehen-
den Strukturen und der damit verbundene Machtzu-
wachs könnten dazu führen, dass sich das Land mit 
kosmetischen Korrekturen an den Machtverhältnis-
sen zufrieden gibt.
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8. Fazit: Vom Nord-Süd- zum Arm-Reich-Gegensatz

Der wirtschaftliche Aufstieg Chinas, Indiens, Brasiliens 
und Südafrikas zu Mächten mit internationaler Be-
deutung verändert die internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen nachhaltig. Dies hat direkte Auswirkungen 
auf die politischen Konstellationen. Der derzeitige 
Verhandlungsstand in der WTO macht dies deutlich: 
Ohne die Zustimmung der vier Nationen wird kein 
Durchbruch bei den Verhandlungen über ein neues 
Welthandelsabkommen zu erzielen sein. Die Zeiten, 
in denen die Industrienationen ihre Vorstellungen im 
Alleingang durchdrücken konnten, sind somit vorbei. 

 Ähnlich ist die Situation in den internationalen Fi-
nanzbeziehungen. Vor allem Chinas Finanzmacht hat 
dazu geführt, dass es eine Alternative zu den von den 
Industrienationen dominierten internationalen Fi-
nanzinstitutionen gibt. Selbst auf dem afrikanischen 
Kontinent ist der IWF nicht mehr in der Lage, seine 
Interessen ohne weiteres durchzusetzen.

 Dies bedeutet allerdings keineswegs, dass auch die 
Chancen zu einer Verringerung der weltweiten Armut 
gestiegen sind. Wie im ersten Teil der Untersuchung 
(Hütz-Adams 2007) dargelegt, profi tieren die Armen 
– wenn überhaupt – in China, Indien, Brasilien und 
Südafrika nur begrenzt vom neuen Reichtum ihrer 
Eliten. Große soziale Gegensätze kennzeichnen be-
reits heute Brasilien und Südafrika, China bewegt sich 
in die gleiche Richtung, und in Indien werden Teile 
der Bevölkerung von sozialen Verbesserungen wei-
testgehend ausgeschlossen.

 Auf internationaler Ebene droht eine ähnliche Ent-
wicklung: Aus dem Nord-Süd- wird ein Arm-Reich-
Gegensatz. Der Vormarsch von Unternehmen aus 
den vier untersuchten Staaten ist ein deutlicher Hin-
weis auf diese Entwicklung. Sie bauen ihre Position 
auf den Weltmärkten aus und erzielen hohe Profi te, 
mit denen die weitere Expansion fi nanziert wird.

 Daher ist es aus entwicklungspolitischer Sicht kein 
großer Fortschritt, wenn China, Indien, Südafrika und 
Brasilien in den internationalen Verhandlungsforen 
über Wirtschaftsfragen ihren steigenden Einfl uss 
geltend machen. Zwar ist es zu begrüßen, dass etwa 
Brasilien und Indien in der WTO auf Augenhöhe mit 
der EU und den USA verhandeln, doch angesichts der 
Partikularinteressen bedeutet dies nicht, dass zukünf-
tige Verhandlungsergebnisse stärker die Interessen 
der Armen berücksichtigen als dies bisher der Fall 
war. Dies gilt sowohl innerhalb der Staaten als auch 
im Verhältnis zu andern Schwellen- und Entwick-

lungsländern: Es ist abzusehnen, dass China im Gü-
terhandel in Zukunft sehr ähnliche Interessen vertritt 
wie die Industrieländer. Brasilien fordert bereits heute 
eine Marktliberalisierung im Agrarbereich, Indien in 
den GATS-Verhandlungen, und Südafrika möchte die 
Märkte Afrikas stärker für die eigene Industrie öff-
nen.

 Die Einbindung der vier Staaten in Gremien der 
WTO, des IWF oder in informelle Runden wie die G8-
Gipfel droht so zu einer Scheindemokratisierung die-
ser Verhandlungsforen zu werden. Die beteiligten Na-
tionen werden für sich in Anspruch nehmen, deutlich 
mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung zu vertreten, 
und so ihre Beschlüsse zu legitimieren versuchen. Für 
die Armen in den beteiligten Staaten sowie den an-
deren Entwicklungsländern wird dies keine Stärkung 
der eigenen Machtposition nach sich ziehen.

8.  Fazit: Vom Nord-Süd-
 zum Arm-Reich-Gegensatz
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ADB: Asian Development Bank.

African Group: Informeller Zusammenschluss afri-
kanischer Staaten in der Welthandelsorganisation mit 
47 Mitgliedstaaten.

AKP-Staaten: Gruppe von 79 afrikanischen, kari-
bischen und pazifi schen Staaten, zumeist ehemalige 
britische und französische Kolonien.

APEC: Asia-Pacifi c Economic Cooperation. Mitglieder 
sind Australien, Brunei, Chile, Volksrepublik China, 
Hongkong, Indonesien, Japan, Kanada, Südkorea, 
Malaysia, Mexiko, Neuseeland, Papua-Neuguinea, 
Peru, Philippinen, Russland, Singapur, Taiwan, Thai-
land, USA und Vietnam.

ASEAN: Association of Southeast Asian Nations. Mit-
glieder sind Indonesien, Malaysia, die Philippinen, 
Singapur, Thailand, Brunei, Vietnam, Laos, Myanmar 
und Kambodscha. 

BDI: Bundesverband der Deutschen Industrie

bfai: Bundesagentur für Außenwirtschaft.

BIMSTEC: Bay of Bengal Initiative for Multi-Sectoral 
Technical and Economic Cooperation. Mitglieder sind 
Bangladesh, Indien, Sri Lanka, Thailand, Myanmar, 
Bhutan und Nepal. 

BIP – Bruttoinlandsprodukt: Das BIP gibt an, wie 
viele Waren und Dienstleistungen in einer Nation in 
einem bestimmten Zeitraum (in der Regel ein Jahr) 
produziert werden. 

BMZ: Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung. 

Cairns-Gruppe: Informelle Vereinigung von Agrar-
exportländern. Mitgliedsländer sind Argentinien, 
Australien, Bolivien, Brasilien, Chile, Costa Rica, Fid-
schi-Inseln, Guatemala, Indonesien, Kanada, Kolum-
bien, Malaysia, Neuseeland, Paraguay, Philippinen, 
Südafrika, Thailand und Uruguay.

COMESA: Common Market for Eastern and Southern 
Africa – Gemeinsamer Markt für das Östliche und 
Südliche Afrika. Mitglied sind Ägypten, Angola, Äthi-
opien, Burundi, Dschibuti, Eritrea, Kenia, Komoren, 
Demokratische Republik Kongo, Libyen, Madagaskar, 
Malawi, Mauritius, Ruanda, Sambia, Seychellen, Sim-
babwe, Sudan, Swasiland und Uganda.

Doha-Runde, auch Doha-Entwicklungsagenda: 
Seit 2001 laufende Verhandlungsrunde in der Welt-
handelsorganisation.

EZ: Entwicklungszusammenarbeit.

FDI: Foreign Direct Investment – Ausländische Direk-
tinvestitionen (ADI).

GATS: General Agreement on Trade in Services, Un-
terabkommen der Welthandelsorganisation zur Libe-
ralisierung im Handel mit Dienstleistungen.

G8: Zur Gruppe der Acht gehören Deutschland, Fran-
kreich, Großbritanien, Italien, Japan, Kanada, Russ-
land und die USA. 

G20: Gruppe der Zwanzig: 2003 im Vorfeld der fünf-
ten Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation 
in Cancún gegründet. Manchmal auch G21, G22 oder 
G20+ genannt. Mitglied der G20 sind: Ägypten, Ar-
gentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, China, Ecuador, 
Guatemala, Indien, Indonesien, Kuba, Mexiko, Nige-
ria, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen, Simbabwe, 
Südafrika, Tansania, Thailand, Uruguay, Venezuela 
(Stand: April 2007). Details siehe Seite 17 f.

G33: Gruppe der 33. Die G33 ist ein Bündnis von 42 
Entwicklungsländern, die in der Welthandelsorgani-
sation ihre Interessen untereinander abstimmen und 
gemeinsam durchsetzen wollen. Die G33 setzt sich 
vor allem aus kleineren Staaten zusammen. 

Gulf Cooperation Council: Der Golf-Kooperationsrat 
besteht aus Kuwait, Bahrain, Saudi-Arabien, Katar, 
Vereinigte Arabische Emirate und Oman.

IBSA: India, Brazil and South Africa Dialogue Forum. 
Details siehe Seite 17.

IDA: International Development Association. Die IDA 
gehört zur Weltbankgruppe und vergibt günstige 
Kredite an arme Staaten.

IMF / IWF: International Monetary Fund – Internatio-
naler Währungsfonds. 

KfW: Kreditanstalt für Wiederaufbau.

LDC-Staaten: Least Developed Countries, derzeit 49 
Länder, in denen mehr als 600 Mio. Menschen le-
ben. 

Mercosur: Mercado Comun del Sur. Derzeitige Mit-
glieder: Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay, 
Venezuela.

MOFCOM: Ministry of Commerce of the People‘s Re-
public of China.

NAMA: Non Agricultural Market Access. Verhand-
lungen der Welthandelsorganisation über weltweiten 

Abkürzungsverzeichnis
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Warenverkehr von Industriegütern, Rohstoffen sowie 
Produkten aus Forstwirtschaft und Fischerei.

NAMA 11: Gruppierung von Schwellen- und Entwick-
lungsländern innerhalb der Welthandelsorganisati-
on. Mitglieder sind Argentinien, Brasilien, Ägypten, 
Indien, Indonesien, Namibia, Philippinen, Südafrika, 
Tunesien und Venezuela.

NEPAD: New Partnership for Africa‘s Development.

NRO: Nichtregierungsorganisation.

ODA: Offi cial Development Assistance: Öffentliche 
Entwicklungshilfe. 

OECD: Organisation for Economic Cooperation and 
Development – Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung. Mitglieder der OECD 
sind zur Zeit 30 Industrie- und Schwellenländer, dar-
unter die EU-Staaten, die Türkei, Australien, Japan, 
Südkorea, Neuseeland, Kanada, Mexiko und die 
USA.

PPP: Purchasing Power Parity – Kaufkraftparität.

SACU: Southern African Customs Union. Mitglieder 
sind Südafrika, Botswana, Lesotho, Namibia und Swa-
ziland. 

SADC: Southern African Development Community: 
Mitglieder sind Angola, Botswana, Kongo, Lesotho, 
Madagaskar, Malawi, Mauritius, Mozambique, Na-
mibia, Südafrika, Swaziland, Tansania, Sambia und 
Simbabwe. 

SAFTA: South Asian Free Trade Area: Handelsabkom-
men der Mitgliedsstaaten der SAARC (South Asian 
Association for Regional Cooperation). Mitglieder 
sind Bangladesh, Bhutan, Indien, Malediven, Nepal, 
Pakistan und Sri Lanka. 

TDCA: Trade, Development and Cooperation Agree-
ment: Bilaterales Handelsabkommen zwischen der 
EU und Südafrika. 

TRIMS: Agreement on Trade-Related Investment 
Measures – Abkommen über mit dem Handel ver-
bundene Investitionen, Teilabkommen der Welthan-
delsorganisation.

TRIPS: Trade-related Aspects of Intellectual Property 
Rights, Unterabkommen der Welthandelsorganisation 
über den Schutz von Rechten an geistigem Eigentum 
wie Patenten, Urheberrechten und Handelsmarken. 

UNCTAD: United Nations Conference on Trade and 
Development – Welthandels- und Entwicklungskon-
ferenz der Vereinten Nationen.

UNDP: United Nations Development Programme. Das 
UNDP ist die Koordinationsstelle aller UN-Hilfspro-
gramme. 

WTO: World Trade Organisation – Welthandelsorga-
nisation.
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Erster Teil der Studie erschien im Januar 2007:

Südafrika, Indien, China und Brasilien: 

Plädoyer für die Fortsetzung einer armutsorientierten 
Entwicklungszusammenarbeit

Die Wirtschaftsleistung einer Reihe großer Entwicklungs- und Schwellenländer nähert sich der bedeu-
tender Industrieländer an. In Prognosen wird inzwischen nicht mehr spekuliert, ob China zur größten 

Volkswirtschaft der Welt heranwachsen könnte, sondern wann dies der Fall sein wird - und wann China sei-
nerseits Indien vorbeiziehen lassen muss. Deutschlands Wirtschaftsleistung wird bereits in wenigen Jahren 
kleiner sein als die Chinas, Indien könnte in rund 20 Jahren überholen, Brasilien etwas später. 

So unsicher es ist, ob solche Prognosen jemals Realität werden, so werfen sie doch die Frage auf, wie die 
Entwicklungszusammenarbeit auf den wirtschaftlichen Aufstieg einiger Staaten reagieren soll, in die zur Zeit 
im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit noch erhebliche Mittel fl ießen.

Aufschwung ohne die Armen?

In Anlehnung an die laufenden Diskussionen innerhalb der deutschen wie auch der internationalen Politik 
werden daher im ersten Teil der Studie China, Indien und Brasilien und Südafrika untersucht: Die Entwick-
lung dieser vier Staaten wird große Auswirkungen auf die gesamte Gruppe der Schwellen- und Entwick-
lungsländer haben.

Im Mittelpunkt der Darlegungen steht die Frage, welchen Einfl uss das Wirtschaftswachstum auf die Lebens-
situation der Armen hat. Daher werden im ersten Kapitel Wirtschafts- und Sozialdaten zusammengefasst, die 
einen Überblick über die derzeitige Situation geben. 

Dies leitet über zu den Länderanalysen, die jeweils den Schwerpunkt auf die Darlegung der jeweiligen natio-
nalen Wirtschafts- und Sozialpolitik legen sowie die Frage, ob es eine nachhaltige, alle Bereiche der Gesell-
schaft umfassende Tendenz zu Minderung der Armut gibt. Länderspezifi sch wird dabei untersucht, ob alle 
Gruppen der Bevölkerung vom Aufschwung der Wirtschaft profi tieren.

Ebenfalls aufgenommen wurde die Darstellung der Umwelt- und Energiepolitik, da die immer offener zu 
Tage tretenden verheerenden Auswirkungen der Umweltverschmutzung in allen vier Ländern die Armen 
besonders stark betreffen.

Herausforderungen für die deutsche Politik

Aus den in den Länderanalysen aufgezeigten massiven sozialen Missständen werden im letzten Kapitel Her-
ausforderungen für die Politik der Bundesregierung abgeleitet. Dabei wird Bezug genommen auf die derzeit 
unklare Ausrichtung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit gegenüber den vier untersuchten Staaten 
und dem damit verbundenen drohenden Ende einer armutsorientierten Strategie des BMZ.

Die Studie »China, Indien, Brasilien und Südafrika: Plädoyer für die Fortsetzung einer armutsori-
entierten Entwicklungszusammenarbeit« sowie eine Zusammenfassung stehen als Download unter 
www.brot-fuer-die-welt.de sowie www.suedwind-institut.de zur Verfügung.
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